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Gesamtkosten /-erlöse -/- 

Klimaprüfung Eine Klimaschutzrelevanz ist gegeben: Nein 
 

Entscheidungsvor-
schlag 

1. Der Stadtrat nimmt den Sachstand in den Fachreferaten zur 
Entwicklung von Servicestandards im Sinne einer „Mittel-
standfreundlichen Stadtverwaltung“ zur Kenntnis. 

2. Die Referate MOR, PLAN und KVR werden gebeten, mit der 
Entwicklung und Einführung von Servicestandards zu kon-
kreten Dienstleistungen der Stadtverwaltung mit unmittelba-
rem Bezug zur Wirtschaft unter Berücksichtigung der aktuel-
len Haushaltslage fortzufahren. Dabei werden die Quer-
schnittsreferate unter Federführung des RAW einbezogen. 

3. Der Stadtrat stimmt der Empfehlung des Referats für Arbeit 
und Wirtschaft zu, mit der Unterstützung der Querschnittsre-
ferate die Digitalisierung der LBK und dabei insbesondere 
das Scannen der Bauakten voranzutreiben, um die Be-
schleunigung der Bearbeitung zu fördern. 

4. Der Stadtrat stimmt der Empfehlung des Referats für Arbeit 
und Wirtschaft zu, dass eine Softwarelösung für das digitale 
Genehmigungsverfahren für temporäre Baustellenanordnun-
gen umgehend angeschafft wird. Dadurch können mittelfris-
tig prozessuale Verbesserungen herbeigeführt werden. 

5. Der Stadtrat stimmt der Empfehlung des Referats für Arbeit 
und Wirtschaft zu, insbesondere auf Grund der dargestellten 
Refinanzierung der Stellen, im Bereich temporäre Baustel-
lenanordnungen eine angemessene Stellenausstattung si-
cherzustellen, um die notwendige Prozessoptimierung und 
damit verbundene schnellerer Genehmigungsdauer bereits 
kurzfristig zu erreichen.  

6. Der Stadtrat stimmt zu, dass die von den Referaten gemel-
deten kritischen Rechtsvorschriften an das Bayerische Wirt-
schaftsministerium und die beiden Wirtschaftskammern HWK 
und IHK übermittelt werden, um den Abbau von genannten 
bürokratischen Hürden anzustoßen. 

7. Das Referat für Arbeit und Wirtschaft wird beauftragt, dem 
Stadtrat bis zum 31.07.2027 erneut zu berichten.  

8. Der Antrag Nr. 20-26 / A 01747 von den Fraktionen Die Grü-
nen - Rosa Liste, SPD / Volt vom 23.07.2021 ist hiermit ge-
schäftsordnungsgemäß behandelt und erledigt.  

9. Der Antrag Nr. 20-26 / A 05656 von der Fraktion CSU mit 
Freie Wähler vom 26.05.2025 ist geschäftsordnungsgemäß 
behandelt und erledigt. 

Gesucht werden kann 
im RIS auch unter 

Mittelstandsfreundliche Stadtverwaltung, Beschwerdemanage-
ment, Unternehmen, Entbürokratisierung, Mittelstand, unterneh-
mensfreundliche Verwaltung, Stadtverwaltung, Servicestandards, 
Mittelstand und Handwerk den Rücken stärken, Bürokratieabbau, 
Prozessoptimierung 

Ortsangabe  (-/-) 
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I. Vortrag des Referenten 

1. Anlass 

Der Antrag Nr. 20-26 / A 01747 (Anlage 1) der Fraktionen Die Grünen - Rosa Liste und 
SPD / Volt, gestellt am 23.07.2021, zielt darauf ab, die Verwaltungsprozesse auf ihre Mit-
telstandsfreundlichkeit hin zu untersuchen und nach Verbesserungsmöglichkeiten zu su-
chen. Dabei soll geprüft werden, inwieweit die Bürokratie einzelne Prozesse beeinflusst 
und ob die Erreichbarkeit von Ansprechpartner*innen sowie die Kommunikation über den 
jeweiligen Verfahrensstand gegeben sind. Der zweite Antragspunkt betraf die Prüfung ei-
ner möglichen Zertifizierung der Landeshauptstadt München (LHM) durch einen externen 
Zertifizierungsgeber. 

Durch den Stadtrat wurde das Referat für Arbeit und Wirtschaft (RAW) am 27.07.2022 
(Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 06541) beauftragt, das Projekt mit der Prozessberatung 
des Personal- und Organisationsreferats (POR) und dem Direktorium auszuarbeiten und 
eine Zertifizierung nach den Kriterien der Gütegemeinschaft Mittelstandsorientierte Kom-
munalverwaltungen e. V. (GMKEV) zu evaluieren. In der Vollversammlung am 26.07.2023 
(Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 10170) und am 24.04.2024 (Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 
12405) wurde dem Stadtrat jeweils ein detaillierter Sachstandsbericht vorgelegt. 

Mit Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 15687 wurde durch den Stadtrat am 28.05.2025 die 
Überführung des Projektes in eine Daueraufgabe sowie die Neuausrichtung hin zur Ent-
wicklung von Servicestandards beschlossen.  

Im Zuge dieser Beschlussvorlage wird ein weiterer Antrag zum Thema Stärkung des Mit-
telstandes bearbeitet. Am 26.05.2025 stellte die Fraktion CSU mit Freie Wähler den An-
trag „Mittelstand und Handwerk den Rücken stärken“ (Antrag Nr. 20-26 / A 05656 in der 
Anlage 2). Darin wird beantragt, dass das Referat für Arbeit und Wirtschaft gemeinsam mit 
der Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern (IHK) sowie der Hand-
werkskammer für München und Oberbayern (HWK) eruiert, welche behördlichen Heraus- 
und Anforderungen für Handwerksbetriebe sowie kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 
in München am schwersten wiegen. Es sollen konkrete Vorschläge erarbeitet werden, wie 
diese beseitigt oder zumindest deutlich reduziert werden können. Zudem soll dem Stadtrat 
dargestellt werden, wie die Handwerkskammer das Modellprojekt des freiwilligen Hand-
werksjahrs umsetzen möchte und welche Vorteile sie sich von dieser neuen Möglichkeit 
verspricht. Der Schwerpunkt dieses Antrags liegt dabei ebenfalls in der Entwicklung kon-
kreter Lösungsansätze, wie Probleme der Kleinen und Mittleren Unternehmen (KMU) in 
München reduziert werden können, und wird daher im Rahmen der vorliegenden Be-
schlussvorlage „Mittelstandsfreundliche Stadtverwaltung“ bearbeitet. 

 

2. Antrag „In die Zukunft wirtschaften II – Stadtverwaltung mittelstandsfreund-
lich ausrichten“ – Sachstand Entwicklung von Servicestandards 

Am 28.05.2025 wurde durch den Stadtrat beschlossen, die ursprünglich avisierte externe 
Zertifizierung über die GMKEV nicht weiter zu verfolgen. Trotz großer Anstrengungen sind 
die Kriterien für München als Großstadt nicht erreichbar. Aus diesem Grund wurde die ge-
meinsame Entscheidung getroffen und vom Stadtrat beschlossen, eine Neuausrichtung 
hin zu Servicestandards zu erarbeiten. Von Seiten der Wirtschaftskammern wurde dies 
unterstützt, da mit diesem Vorgehen die aktuell bestehenden Verwaltungshemmnisse der 
Münchner Unternehmen direkt angegangen werden. Die Umsetzung und die Evaluierung 
von Servicestandards ermöglichen es, fortlaufend die objektiv messbaren Verbesserun-
gen zu ermitteln und dadurch die Entwicklung hin zu einer unternehmensfreundlichen 
Stadtverwaltung transparent zu begleiten. 
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2.1 Vorschlag Servicestandards der Kammern 

Die Handwerkskammer für München und Oberbayern (HWK) und die Industrie- und Han-
delskammer für München und Oberbayern (IHK) wurden gebeten, gemeinsam eine Liste 
mit Vorschlägen für potenzielle Servicestandards zu erarbeiten. Diese sollte die Themen 
umfassen, die den Mitgliedsunternehmen aktuell die größten Hemmnisse bereiten. Fol-
gende Vorschläge für Servicestandards wurden von den Wirtschaftskammern ausgearbei-
tet:  

Betroffenes 
Referat/ 
Dienststelle 

Vorschläge für Servicestandards  

PLAN/ LBK 

1. Rückmeldung, ob eingereichte Bauanträge vollständig sind, inner-
halb von: X Tage bei digitaler Einreichung (sofern keine automati-
sierte, unmittelbare Rückmeldung möglich ist), und X Tage bei 
nicht-digitaler Einreichung (Ziel: Anreize für digitale Einreichung set-
zen) 

2. Nennung benötigter Gutachten im Rahmen von Baugenehmigungen 
innerhalb von X Tagen (idealerweise bereits im Rahmen der Voll-
ständigkeitsprüfung, d.h. Zeiträume wie Punkt 1) 

3. Baugenehmigungen sollen langfristig im Regelfall für Wohnbauge-
nehmigungen innerhalb von x Tagen vorliegen, für Gewerbebauten 
innerhalb von X Tagen;  
Kurzfristig (innerhalb von 2 Jahren X Tage), innerhalb von 5 Jahren 
X Tage und innerhalb von 10 Jahren bei x Tagen. (Alternativ: Re-
duktion der aktuellen Dauer um X % p.a.) 

4. Werbeanlagen im Außenbereich (z.B. Firmenschilder) müssen in-
nerhalb weniger Tage beschieden werden, um unseriöse Vorgänge 
zu vermeiden 

5. Genehmigungen von Nutzungsänderungen innerhalb von X Tagen 

MOR  
6. Bei Baustelleneinrichtungen Genehmigung innerhalb X Tagen; bei 

dringenden Fällen im Wege einer Genehmigungsfiktion innerhalb X 
Tagen (Gefahr im Verzug) 

KVR 

7. Sondernutzungserlaubnisse auf öffentlichem Grund, die in der Re-
gel keine wegerechtlichen Anordnungen erforderlich machen (z.B. 
Freischankflächen) müssen innerhalb von X Tagen beschieden wer-
den 

8. Gewerbliche Neufahrzeugzulassungen innerhalb von X Tagen er-
möglichen  

9. Einrichtung einer Fast-Lane für gewerbliche Anliegen beim KVR, so 
dass gewerbliche Anliegen Vorrang haben. Da Unternehmen sehr 
viel häufiger Kontakt zur Verwaltung haben und ihre wirtschaftliche 
Existenz mitunter von Verwaltungsentscheidungen abhängen kann, 
erachten wir eine diesbezügliche Priorisierung als gerechtfertigt. 

Tabelle 1: Vorschläge der HWK und IHK für mögliche Servicestandards 

 

Insgesamt handelt es sich um neun Themenfelder, die sich auf drei Referate bündeln. Die 
ersten fünf Themen liegen im Bereich der Lokalbaukommission (LBK). Es handelt sich um 
Vorschläge rund um das Thema „Baugenehmigungsverfahren“ sowie das Thema 
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„Werbeanlagen und Nutzungsänderungen“. Das Mobilitätsreferat (MOR) ist beim Thema 
„Genehmigung von Baustelleneinrichtungen“ genannt. In der Zuständigkeit des Kreisver-
waltungsreferats (KVR) werden die Themen „Sondernutzungserlaubnisse“, „gewerbliche 
Neufahrzeugzulassung“ und „Einrichtung einer Fast Lane für gewerbliche Anliegen“ ge-
nannt.  

 

2.2 Stand der Bearbeitung mit beteiligten Referaten 

Die Liste besteht aus Vorschlägen der Wirtschaftskammern (IHK und HWK) und stellt kei-
nen endgültigen, für die Fachdienststellen verbindlichen Katalog an Servicestandards dar. 
Gleichwohl enthält sie die Themen, bei denen die Münchner Wirtschaft den größten Hand-
lungsbedarf sieht. Die angesprochenen Themenfelder wurden in einem ersten Schritt mit 
den jeweiligen Referaten und Fachdienststellen sowie den Wirtschaftsverbänden in meh-
reren Gesprächsrunden erörtert.  

In den folgenden Stellungnahmen der Referate wird jeweils aufgezeigt, wie die vorge-
schlagenen Servicestandards bereits umgesetzt werden und welche Hürden bestehen, die 
die Umsetzung erschweren. 

 

2.2.1 Referat für Stadtplanung und Bauordnung / Lokalbaukommission 

Die Lokalbaukommission (LBK) nimmt zum Stand der Entwicklung und Umsetzung von 
Servicestandards zum Thema „Mittelstandsfreundliche Stadtverwaltung“ wie folgt Stellung: 

„Seit der letzten Stadtratsvorlage vom 28.05.2025 kann zu den für das Referat für Stadt-
planung und Bauordnung, HA IV-Lokalbaukommission weiterhin wesentlichen Aspekten 

- Digitalisierung 

- Kommunikation und Ansprechpartner*innen 

folgender aktueller Sachstand berichtet werden: 

 

a) Digitalisierung: 
Die Digitalisierung wird in der LBK beständig weiter vorangetrieben. Seit dem 01.01.2024 
ist es möglich, Bauanträge digital einzureichen. Die notwendigen Authentifizierungsmetho-
den mittels sowohl persönlicher Daten als auch Unternehmensdaten stehen seit Sommer 
2024 ebenfalls vollumfänglich zur Verfügung. Die digitale Antragstellung ist in Bayern wei-
terhin nicht das Regelverfahren nach BayBO. Nach dem Willen des bayerischen Gesetz-
gebers ist die Nutzung des Angebots zudem immer noch freiwillig. Das Angebot wird aus 
Sicht der LBK zunehmend gut angenommen, zum Start des digitalen Angebots ohne Öf-
fentlichkeitskampagne mit etwa 10 % der Anträge, im ersten Quartal 2025 nach intensive-
ren Werbemaßnahmen lag der Anteil bereits bei ca. 30 %, inzwischen liegt er bei etwa  
55 bis 60 % der monatlich eingehenden Anträge. Da weiterhin das nach BayBO festge-
legte Regelverfahren nicht die digitale Antragstellung vorsieht und zudem eine reine Frei-
willigkeit der Antragsteller*innen zur Nutzung des digitalen Angebots vorliegt, führt dies 
dazu, dass alle Abläufe für papiermäßige Einreichung - d.h. immer noch knapp die Hälfte - 
und digitale Einreichung weiterhin unterschiedlich geregelt und bearbeitet werden müs-
sen. Bei Änderungen der Verfahrensvorschriften müssen dann ebenfalls alle Änderungen 
hinsichtlich beider Einreicharten separat betrachtet werden. Vor allem die Aktenführung 
und die Bescheiderstellung unterscheiden sich deutlich. Hier würde eine gesetzliche 
Pflicht zur digitalen Einreichung, wie sie in einigen anderen Bundesländern bereits einge-
führt ist, helfen. Das Anliegen wurde bereits wiederholt an den Gesetzgeber herangetra-
gen. Jüngere Informationen auf Arbeitsebene zeigen, dass auch für Bayern nun noch in 
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2026 eine Änderung der Gesetzeslage angestrebt wird. 

Im Jahr 2025 hat die Zukunftskommission #Digitales Bayern 5.0 zudem die Empfehlung 
ausgesprochen, dass die bayerische Lösung zur Einreichung von digitalen Bauanträgen 
durch die EfA-Lösung (Einer für Alle) Digitale Baugenehmigung aus Mecklenburg-Vor-
pommern abgelöst wird. Über den Dienst besteht die Möglichkeit der digitalen Zusammen-
arbeit mehrerer Beteiligter (z. B. Bauherr und Entwurfsverfasser) bei der Fertigung des 
Entwurfs, eine bidirektionale elektronische Kommunikation mit der unteren Bauaufsichts-
behörde sowie eine einheitliche Möglichkeit zur Fachstellenbeteiligung. Weiterentwicklun-
gen können beim EfA-Dienst länderübergreifend erfolgen. Zukunftsthemen (z. B. BIM-ba-
sierter Bauantrag, Nutzung künstlicher Intelligenz, Anbindung Hochbaustatistik) sind häu-
fig nur gemeinsam mit anderen Ländern sinnvoll und ökonomisch umsetzbar. Der Frei-
staat Bayern arbeitet hierzu bereits mit Pilotbehörden zusammen und es ist damit zu rech-
nen, dass sich ab 2026/ 2027 hierzu Neuerungen auch für die Landeshauptstadt München 
ergeben werden. 

Auch die digitale Sachbearbeitung für alle Behördenteile der Lokalbaukommission wurde 
stringent weiterentwickelt. So werden innerstädtische Fachstellen in den Verfahren der Lo-
kalbaukommission digital beteiligt. Eine digitale Beteiligung der außerstädtischen Fach-
stellen ist möglich. Einige der extern zu beteiligenden Fachstellen agieren in deren Aufga-
benfeld überregional, weshalb das Echo zur Anbindung an das Fachverfahren in München 
mit speziellen Zugängen teilweise nicht so hoch ist, wie ursprünglich gehofft. Hier wird vsl. 
erst der Umschwenk von der bayerischen Lösung zur digitalen Bauantragseinreichung hin 
zur EfA-Lösung (s.o.) eine elektronische Anbindung ermöglichen. Die Ergebnisse der Ver-
fahren in der Lokalbaukommission sind zumeist auch für andere Behörden (u.a. auch 
Dienststellen der Landeshauptstadt München) für deren Aufgabenfelder wichtig, weshalb 
in aller Regel Informationen über die Weitergabe von Abdrucken erfolgen. Hierzu gibt es 
aktuell im Fachverfahren der Lokalbaukommission noch keine einfache Möglichkeit, wes-
halb doch auch weiterhin ein gewisser Grad an E-Mail und Papier bewegt werden muss. 
Im Softwareumfang des Herstellers würde sich bereits ein Modul finden, das große Teile 
in dieser Hinsicht benötigter Funktionalitäten bietet. Die Beschaffung dieses Moduls ist für 
2026 zugesagt. 

Ab dem 01.01.2026 wurde mit der Bußgeldstelle der erste Behördenteil der Lokalbaukom-
mission gesetzlich zur Führung vollständiger elektronischer Akten verpflichtet. In diesem 
Zusammenhang wird auch der rein digitale Aktenaustausch mit Justizbehörden in den Fo-
kus genommen. Auf das „Kernverfahren“ – das Baugenehmigungsverfahren – hat dies 
aber im ersten Schritt keine Auswirkungen.  

In der Vergangenheit gab es auch immer wieder Verzögerungen im Bereich der Digitali-
sierung, weil das genutzte Fachverfahren umfangreich in der Systemarchitektur auf den 
Stand der Technik zu heben war und eine verbesserte Funktionalität der Anwendung erst 
im Anschluss erfolgen konnte. Aktuell bleibt zudem der bundesweit eingeführte Nachrich-
tenstandard XBau der Treiber der Weiterentwicklung. Dahinter müssen eigene Weiterent-
wicklungsbestrebungen der Lokalbaukommission oftmals zurückbleiben, weil die Ressour-
cen auf allen Seiten nicht doppelt verbraucht werden können. 

Insbesondere die erforderliche Ressource bei der Herstellerfirma liegt im Rahmen der ak-
tuellen Vertragsgestaltung oftmals in zu niedrigem Umfang vor, weshalb die übermittelten 
Anforderungen nicht so zeitgerecht umgesetzt werden können, wie seitens der LHM wün-
schenswert. Aktuell arbeitet die Lokalbaukommission daran, die Zusammenarbeit diesbe-
züglich zu verbessern. Es werden dazu aber vsl. auch zusätzliche Finanzmittel notwendig, 
die aktuell beantragt und dann bewilligt werden müssen. 

Seit 2017 betreibt die Lokalbaukommission ein eigenes Digitalisierungsbüro, um papier-
mäßig vorliegende Unterlagen zu scannen und der digitalen Sachbearbeitung zuzuführen. 
Ursprünglicher Anlass der Einrichtung dieser Organisationseinheit war der Wunsch nach 
Verscannung der ca. 300.000 Bestandsakten in der Zentralregistratur. Aufgrund 
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verschiedenster Hindernisse konnte hier zunächst kein nennenswerter Erfolg verbucht 
werden bzw. musste aufgrund veränderter Rahmenbedingungen nachgesteuert werden. 
In diesem Zuge wurde die Digitalisierung von Papierunterlagen in neuen Antragsverfahren 
zu einem Kernstück der Bearbeitung von Baugenehmigungsverfahren. Durch die Notwen-
digkeit des Angebots von Homeoffice im Rahmen der Corona-Pandemie wurden die Ar-
beitsprozesse so umgestellt, dass neu eingehende papiermäßige Anträge sowie die dazu-
gehörigen Nachreichungen verscannt wurden und die weitere Sachbearbeitung weitestge-
hend digital abgewickelt werden kann. Der aktuelle Arbeitsablauf basiert insofern seit 
mehreren Jahren auf diesen Tätigkeiten. Die Verscannung von Bestandsakten aus der 
Zentralregistratur bleibt auch weiterhin eine Thematik, an der laufend gearbeitet wird. 

Das Digitalisierungsbüro benötigt nun nach fast 10 Jahren Betrieb eine neue(re) Scansoft-
ware bzw. mindestens eine Verlängerung der aktuellen Lizenz der Software ABBYY Flexi-
Capture bis zu einem geregelten Nachfolgebetrieb. Die Verlängerung der Lizenz steht 
kurz vor dem Abschluss. 

Seit Mitte 2024 ist zudem das stadtweite Programm E-Akte bzw. das Projekt Inputma-
nagement diesbezüglich auf den Plan getreten. Zur Klärung, ob Bauakten mit ihren Be-
sonderheiten (umfangreiche, großformatige und teils sehr alte Unterlagen, die weiter 
Rechtswirkung haben und für die laufende Sachbearbeitung und Akteneinsichten benötigt 
werden) durch den stadtweiten Dienst verscannt werden können, läuft aktuell ein IT-Pro-
jekt. 

Rein digitale Bescheide sind weiterhin nicht möglich. Aktuell werden bei digitaler Einrei-
chung sogenannte hybride Bescheide erlassen, d.h. alle Genehmigungsunterlagen sind 
digital zur Verfügung zu stellen und zusätzlich werden die Pläne in verkleinerter Form mit 
dem Genehmigungsbescheid in Papier ausgefertigt. Dies liegt aktuell vor allem daran, 
dass der Lokalbaukommission bisher kein digitaler Rückkanal zu den Antragsteller*innen 
zur Verfügung steht, aber auch daran, dass selbst mit dieser Möglichkeit die Antragstel-
ler*innen selbst entscheiden können, ob sie überhaupt einer digitalen Zustellung zustim-
men. Eine digitale Zustellung wäre zum aktuellen Zeitpunkt insofern allenfalls in Einzelfäl-
len möglich. 

 

b) Kommunikation und Ansprechpartner*innen: 
Anfang 2025 wurde die bereits ausgebaute Bauberatung der LBK umgestellt, sodass jetzt 
komplexere Baufälle auch schon vor Antragstellung im später zuständigen Genehmi-
gungsteam vorberaten werden können, soweit die Unterlagen hierfür ausreichend aufbe-
reitet sind. Wie bisher nimmt hierbei das Beratungszentrum eine Lotsenfunktion ein und 
erteilt alle Auskünfte und Standardberatungen. Wenn sich hierbei ein verstärkter Bera-
tungsbedarf ergibt, werden die Antragsteller*innen an das zuständige Genehmigungsteam 
weitervermittelt. In diesen Fällen können alle Fragen bis zur Grenze der Vorbescheids-
pflicht bereits vor Antragstellung mit den Kolleg*innen besprochen werden, die später 
auch die Genehmigung erteilen. Viele Rückmeldungen, insb. von Seiten der Fachplanen-
den, sind sehr positiv. Dies ist eine spürbare Verbesserung in der Kommunikation mit al-
len am Bau Beteiligten. 

Hemmnisse im Bereich der zentralen Beratung und Kommunikation waren zunächst Un-
terbesetzungen und Personalfluktuation. Gegengesteuert wurde bereits durch ein neues, 
gut akzeptiertes System des rollierenden Einsatzes für jeweils ein Jahr von Kolleg*innen 
aus den Baubezirken.  

Zudem war in einem Fachgespräch unter Leitung des Referats für Arbeit und Wirtschaft 
mit Beteiligung der IHK und HWK seitens der Lokalbaukommission klar anzusprechen, 
dass darüberhinausgehende generelle Optimierungen der Ablaufprozesse nicht mehr 
leistbar sind, da bereits in nächster Zeit absehbar freiwerdende Stellen nach derzeitigem 
Stand auf Sicht erneut nicht nachbesetzt werden können. Dieses Szenario ist 
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zwischenzeitlich eingetreten und belastet zunehmend. Weiter vorgesehene Ausweitungen 
der Beratungsstunden am Telefon und die Vergabe von mehr Terminen für persönliche 
Beratungen sind daher abhängig von der Überwindung dieser begrenzenden Rahmenbe-
dingungen. Zudem greift diese Problematik nun auch auf das zentrale Antragsbüro über. 

Verständnis bestand in dem Fachkreis, dass spezielle Optimierungen, die Einrichtung ei-
ner „fast lane“ oder die Einrichtung von „priority customers“ für eine Baugenehmigungsbe-
hörde nicht möglich sind. Für die Lokalbaukommission ist es eine Pflichtaufgabe, die ein-
gehenden Anträge der Reihe nach anzunehmen, soweit nicht der Gesetzgeber eine Priori-
sierung angeordnet hat. Dies ist bereits umfassend geschehen durch die Genehmigungs-
fiktionen für Wohnungsbau und Mobilfunkanlagen und weiter ausgebaut durch die neuen 
Rechtsvorschriften zur Beschleunigung des Wohnungsbaus im Baugesetzbuch (sog. Bau-
turbo). Darüber hinaus ist aus dem Gesamtbetrachtungswinkel der Stadtgesellschaft ne-
ben dem auch auf Bundes- und Landesebene als vorrangig gesehenen Wohnungsbau die 
Errichtung von Schulen, Kindertagesstätten, Flüchtlingsunterkünften usw. ebenfalls nicht 
nachrangig angesehen. Konsens bestand daher darin, dass im Bereich der LBK im Hin-
blick auf die Erledigung der Pflichtaufgaben die Einrichtung spezieller Servicestandards 
derzeit nicht zielführend wäre. 

Die Leitung der Lokalbaukommission hat seit Anfang 2024 in zwischenzeitlich bald 100 
halbstündigen Espressointerviews mit verschiedensten Akteuren ein offenes und ehrliches 
Feedback zur Zusammenarbeit mit der Unteren Bauaufsichtsbehörde eingeholt. Dieses 
besondere Format wurde auch mit einem New Work Award ausgezeichnet. Neben inter-
nen und externen Fachstellen, Behörden, ministeriellen Stellen, namhaften Anwaltskanz-
leien, universitären Einrichtungen und dem Bay. Rundfunk waren hier vor allem auch die 
direkt „am Bau Beteiligten“ gefragt. Neben zahlreichen Architekturbüros waren auch die 
Architektenkammer, Bauunternehmungen, (Bau)genossenschaften, die Immobilienbran-
che, die Wirtschaft und das Handwerk vertretende sowie zahlreiche andere vom Bauge-
nehmigungsverfahren betroffene Personen live gefragt. 

Das Echo war durchgängig positiv. Die unbürokratische Haltung der LBK und die Aufge-
schlossenheit für die Probleme und die Sicht der Antragstellenden wurden von dort immer 
wieder betont.  

Dazu passt, dass sich in den in dieser Vorlage unter Ziff. 4 aufgelisteten 49 Beschwerden 
lediglich vier auf die Lokalbaukommission beziehen. Dabei wurden „spezifische Ablehnun-
gen“ thematisiert. Dies betrifft aus hiesiger Sicht nicht das beeinflussbare Verfahren in der 
Entscheidungsfindung, sondern ein negatives Ergebnis. Solche Fälle werden auch in Zu-
kunft in einem hoch verdichteten Raum mit Nutzungskonkurrenzen im Umfeld nicht zu ver-
meiden sein. Die LBK versteht sich aber nicht als eine baubehindernde oder gar bauver-
hindernde Behörde, sondern als bauermöglichenden Akteur. Das haben die Interviews so 
bestätigt. 

Akute Gefährdung der Digitalisierung der Baugenehmigungsprozesse in den bisherigen 
Zeitschienen: 

Insgesamt war bereits im letzten Bericht (28.05.2025) auszuführen, dass die Anstrengun-
gen um einen weiteren Fortgang in der Digitalisierung durch fehlende personelle Ressour-
cen im PLAN, RIT und beim externen Dienstleister, aber auch durch fehlende Sachmittel 
stark eingebremst sind. 

An zwei Beispielen ist nun konkretisiert anzusprechen, dass ohne Gegensteuerung in per-
soneller und sachmittelbezogener Hinsicht an systemkritischen Stellen der geordnete 
Fortgang im Baugenehmigungsprozess akut gefährdet wird.  
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Personalbedarf bei Zentrale Dienste, Grundsatzangelegenheiten (strategische Aus-
richtung und organisatorische Umsetzung der Digitalisierung für die gesamte 
Hauptabteilung): 
Neben der Leitung des Bereichs (A14-Verw.), die in Vollzeit besetzt ist, sind für die Sach-
bearbeitung sechs Vollzeit-Stellen (QE 3-Verw.) im Stellenplan ausgewiesen. Drei der 
Stellen konnten bislang unter den derzeitigen Gegebenheiten nicht mit Dienstkräften für 
die Aufgabenstellung besetzt werden. Nur drei Stellen sind aktiv in Vollzeit besetzt. Für die 
Sachbearbeitung stehen derzeit nur 50 % der vorgesehenen Kapazität zur Verfügung. 

 

Personalbedarf im Servicezentrum der LBK, Digitalisierungsbüro: 
Die Vollzeitstelle der Leitung (A8 / E9A) ist mit 30 Wochenstunden besetzt. Die nun noch 
sechs im Stellenplan ausgewiesenen Stellen der Sachbearbeitung weisen jetzt noch 234 
Wochenstunden aus. Tatsächlich sind nur 81 Wochenstunden für die Aufgabenstellung 
des Digitalisierungsbüros verfügbar. Die Besetzungsquote liegt in der Sachbearbeitung 
aktuell bei 83 Wochenstunden, d.h. ca. 30 %. 

Im Rahmen der stadtweiten Stellenbereinigung musste eine Stelle zum Einzug abgegeben 
werden, eine Stelle ist durch laufende Elternzeit nicht verfügbar, aber eine Stelle weist 
noch 23 verfügbare Wochenstunden auf und zwei Vollzeitstellen sind gänzlich unbesetzt.  

Das letzte externe Ausschreibungsverfahren dazu war bereits zwischen Fachreferat und 
Personal- und Organisationsreferat bis Anfang 2025 so weit vorangebracht, dass die Ein-
ladungen zur Vorstellungsrunde versandbereit vorlagen. Durch den dann stadtweit verfüg-
ten Einstellungsstopp wurde das Verfahren zunächst angehalten und dann zwischenzeit-
lich auch formal abgeschlossen. 

Mit Besetzungsquoten von aktuell 30 % bis 50 % können Arbeitsfelder, die für die Erfül-
lung von Pflichtaufgaben notwendig sind, nicht mehr zeitgerecht und in der notwendigen 
Qualität bedient werden.  

Eine interne Personalumschichtung zur Verstärkung gerade des Digitalisierungsbüros ist 
aufgrund der unterschiedlichen Qualifizierungen nur eingeschränkt möglich. Zwei Dienst-
kräften mit geringerer Einwertung musste nach erfolgreich geleisteter Ausführung der Tä-
tigkeit die Gewährung einer zugedachten Ausgleichszulage von zentraler Stelle aus tarif-
rechtlichen Gründen in 2025 verwehrt werden. Hier zeichnet sich dem Vernehmen nach 
ab, dass dieses Hindernis nicht mehr länger besteht. Da weiteres Personal für die zuläs-
sige Übernahme der Aufgabe nicht mehr vorhanden ist, besteht die sich zunehmend ver-
dichtende Gefahr, dass die für die Erfüllung der Pflichtaufgabe der LBK systemtechnisch 
notwendigen Arbeiten nicht oder nicht mehr im ausreichenden Umfang geleistet werden 
können. Aktuell ist für das Digitalisierungsbüro entlastend eine Nachwuchskraft im Verwal-
tungsdienst zeitnah avisiert. 

Es besteht darüber hinaus die Gefahr, dass der Bereich auf Grund der nun schon lange 
andauernden physischen und psychischen Belastung am Ende gar nicht mehr gehalten 
werden kann. Die Aufgabenerfüllung fällt dann ganz aus. Hier muss eine Lösung gefun-
den werden, die noch vorhandenen Stellen zeitnah (extern) auszuschreiben. 

 

Finanzbedarf (Softwarelizenz für die Scansoftware im Digitalisierungsbüro, Erweite-
rung der Fachanwendung um ein Modul zum Austausch mit anderen Stellen und 
Kapazitäten des Softwareherstellers der Hauptanwendung der Lokalbaukommis-
sion): 
Die aktuelle Situation zu den fehlenden Sachmitteln ist bereits oben ausführlich darge-
stellt.“ 
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2.2.2 Mobilitätsreferat 

Das Mobilitätsreferat nimmt zum Stand der Entwicklung und Umsetzung von Servicestan-
dards zum Thema „Mittelstandsfreundliche Stadtverwaltung“ wie folgt Stellung: 

„Die zu bearbeitenden Themenfelder der originären Umfrage aus 2022 zur mittelstands-
freundlichen Verwaltung waren die mangelnde Digitalisierung, die Erreichbarkeit der Mitar-
beitenden und die langen Bearbeitungszeiten bei der Prüfung und Genehmigung von Bau-
stellen und Haltverboten. Im Rahmen des Beschlusses „In die Zukunft wirtschaften II - 
Stadtverwaltung mittelstandsfreundlich ausrichten“ (Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 15687; 
Ausschuss für Arbeit und Wirtschaft 06.05.2025, Vollversammlung des Stadtrates 
28.05.2025) wurde ausgeführt, dass die Bauwirtschaft die Vereinbarung von Servicestan-
dards anstrebt, im Rahmen derer vor allem fixe Bearbeitungszeiten festgeschrieben wer-
den sollen. 

Auf die Dauer der Bearbeitungszeit für Baustellengenehmigungen haben in der zuständi-
gen Abteilung Temporäre Anordnungen MOR-GB2.3 im Geschäftsbereich Verkehrs- und 
Bezirksmanagement aktuell zwei Faktoren wesentlichen Einfluss: 

• Personalkapazitäten (Stellenvakanzen, Einzug unbesetzter Stellen und stark redu-
zierte Möglichkeiten für Nachbesetzungen aufgrund der Haushaltskonsolidierung) 

• Technische Rahmenbedingungen der Antragsbearbeitung von der Einreichung bis 
zur Genehmigung (Digitalisierung) 

Möglichkeiten einer organisatorischen Prozessoptimierung wurden in den Jahren 2019 bis 
2020 umfassend untersucht. 

 

Personalkapazitäten 
Die Bearbeitungszeiten für Baustellen und Haltverbote sind maßgeblich für die Planungs-
sicherheit und Transparenz für Bürger*innen und Unternehmen. Um den betroffenen Akt-
euren Planungssicherheit zu bieten, werden die Bearbeitungszeiten auf der städtischen 
Webseite muenchen.de veröffentlicht und wöchentlich aktualisiert. Die Bearbeitungszeiten 
bzw. konkret die Wartezeiten, bis in der zuständigen Abteilung Temporäre Anordnungen 
(MOR-GB2.3) aufgrund des vorhandenen Arbeits- bzw. Antragsvolumens mit der Bearbei-
tung eines Antrags überhaupt begonnen werden kann, betrugen in den Spitzenmonaten 
von Mai bis Oktober für mittlere und große Baustellen/Arbeitsstellen wie folgt: 

2023:   8 Wochen – hiernach: Beginn der Bearbeitung 

2024: 10 Wochen – hiernach: Beginn der Bearbeitung 

2025:   8 Wochen – hiernach: Beginn der Bearbeitung 

2026:   7 Wochen – hiernach: Beginn der Bearbeitung (Stand Mai 2026; wichtig: Der sai-
sonale Effekt ist zu beachten. Das hauptsächliche Antragsvolumen 
trifft in den Monaten März bis Oktober ein.)  

Blickt man weiter in die Vergangenheit zurück, sind 12 Wochen als absoluter Spitzenwert 
und 6 Wochen als Minimum zu verzeichnen. Kleine Baustellen, z.B. einfache Aufgrabun-
gen im Gehweg, ohne den Gehweg selbst zu beeinträchtigen, und Haltverbote können 
bisher in der Regel in 10 bis 15 Arbeitstagen genehmigt werden. 

Der entscheidende Faktor für kurzfristige Wirksamkeit bei den langen Bearbeitungszeiten 
ist die Anzahl der Mitarbeitenden. Nur eine ausreichend bemessene und gut eingelernte 
Mitarbeiterschaft ist in der Lage, das Arbeits- und Antragsvolumen in der von der Bauwirt-
schaft gewünschten Bearbeitungszeit zu bewältigen. 

Im Jahr 2024 verfügte die Abteilung MOR-GB2.3 im Stellenplan über einen theoretischen 
Personalkörper von 85,7 Stellen. Besetzt waren nur 66,1 VZÄ (77,1 % Besetzungsquote). 
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Aufgrund der seit Juli 2024 bestehenden Vorgaben für Haushaltseinsparungen konnten ab 
diesem Zeitpunkt keine weiteren Besetzungen vorgenommen werden. Wie oben ausge-
führt, konnte mit dem Personalbestand von 66,1 VZÄ (77,1 %) in 2024 nur eine Bearbei-
tungszeit von 10 Wochen in der Hochphase erreicht werden. 

Zum Stand Februar 2026 ist die Besetzungsquote durch Fluktuation auf 64,2 VZÄ (74,1%) 
gesunken. Trotz alledem gelang es der Abteilung MOR-GB2.3, die Bearbeitungszeiten für 
mittlere und große Baustellen 2025 auf 8 Wochen zu senken. Diese positive Entwicklung 
ist zum einen dem Umstand zu verdanken, dass im ersten Halbjahr 2024 (vor dem Beset-
zungsstopp) noch 16 neue Kolleg*innen eingestellt werden konnten, die mittlerweile ein-
gearbeitet sind. Zum anderen ist die Senkung der Bearbeitungszeit von 10 Wochen in 
2024 auf 8 Wochen in 2025 der Mehrarbeit der Mitarbeiter*innen zu verdanken, die mit ei-
nem hohen persönlichen Einsatz versuchen, die Bearbeitungszeiten in akzeptablen Gren-
zen zu halten. Eine weitere Verbesserung mit dem vorhandenen Personal durch organisa-
torische Maßnahmen ist nicht mehr zu erwarten. 

Notwendige Einschnitte durch die Haushaltskonsolidierung ab Juli 2025 haben zu einer 
Verschlechterung der Situation bei MOR-GB2.3 beigetragen und damit zu Verschlechte-
rungen für die Bauwirtschaft geführt. Mit der Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 1746 wurde am 
23.07.2025 im Mobilitätsausschuss mitgeteilt, dass 67,7 unbesetzte Stellen im Mobilitäts-
referat eingezogen werden. Im Bereich MOR-GB2.3 waren davon 12 VZÄ betroffen, was 
einem Rückgang von 14 % der theoretischen Stellenkapazitäten entspricht. Aufgrund der 
Erfüllungspflicht der Einzugsquote bestand im Mobilitätsreferat kein Spielraum zur Unter-
scheidung zwischen Freiwilligenaufgaben und Pflichtaufgaben. Derzeit verfügt das Mobili-
tätsreferat nur über ein sehr eingeschränktes Personalbudget, um eine Besetzung von 
Stellen zu veranlassen. Es gelten im Weiteren die Maßgaben der im Dezember 2025 
durch den Münchner Stadtrat beschlossenen Personalstrategie 2030 (Sitzungsvorlage Nr. 
20-26 / V 17655), wonach für alle Referate und Bereiche ohne herausgehobene Ausnah-
meregelung eine Nachbesetzungsquote von 41 % gilt. Dadurch ist im Falle von Vakanzen 
durch Ruhestandsantritt oder Fluktuation bis auf Weiteres nur eine Nachbesetzung von 
zwei Fünfteln der freiwerdenden Stellen möglich. Von den Stelleneinsparungen sind auch 
laufende Projekte betroffen (Trambahnbau, Bau der 2. S-Bahn-Stammstrecke etc.). Auf 
Basis der Stellenbedarfe, die durch den Stadtrat angesichts des immensen Aufgabenvolu-
mens in zahlreichen Stadtratsbeschlüssen bestätigt wurden, haben die Mitarbeitenden in 
der Abteilung Temporäre Anordnungen (MOR-GB2.3) sowohl in den Unterabteilungen der 
Baustellenbezirke als auch im Team Großbaustellen zum Stand Februar 2026 eine rech-
nerische Belastung von 140 %. Eine Verschlechterung bzw. Verlangsamung für alle ande-
ren Baumaßnahmen ist daher unausweichlich die Folge. 

Die Stelleneinsparungen in der Abteilung Temporäre Anordnungen (MOR-GB2.3) wirken 
sich bereits aus. Selbst im Winter 2025/2026 lag die Bearbeitungszeit bei mindestens 6 
Wochen. In früheren Jahren fiel die Bearbeitungszeit in den Monaten Dezember bis Feb-
ruar in der Regel auf höchstens 4 Wochen. Der hohe Grundwert von 6 Wochen Bearbei-
tungszeit lässt vermuten, dass im Laufe der Bausaison 2026 Bearbeitungszeiten von mehr 
als 8 Wochen erreicht werden und sich die Situation im Vergleich zu dem Jahr 2025 ver-
schlechtert. Der auf der Vorseite erwähnte übermäßige Arbeitszeiteinsatz der Mitarbei-
ter*innen kann nicht als Dauerzustand zugrunde gelegt werden. 

Die Arbeit bei MOR-GB2.3 besteht ausschließlich aus Pflichtaufgaben und ergibt sich aus 
§ 45 Abs. 6 Straßenverkehrsordnung (StVO). Hiernach müssen Unternehmer*innen sich 
vor Beginn von Bauarbeiten, die sich auf den Straßenverkehr auswirken, von der zustän-
digen Behörde Anordnungen für ihre Arbeiten einholen. Für private Antragstellende be-
steht de facto ein Anspruch darauf, öffentlichen Grund für die Durchführung von Bauarbei-
ten zu nutzen und damit im Umkehrschluss einen Bescheid dafür bei der Straßenver-
kehrsbehörde zu verlangen. Die Idee einer Genehmigungsfiktion, wie sie im Vorschlag der 
Wirtschaftsverbände von Mai 2025 benannt wurde, ist aus Gründen der Verkehrssicher-
heit, der ständigen Funktionsfähigkeit des öffentlichen Raums, aus Gründen der 
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entscheidungsbasierten Haftung und mithin gesamthaft aus rechtlichen Gründen zu ver-
werfen. Die Idee, Jahresgenehmigungen (= vereinfachtes Verfahren für öffentliche Maß-
nahmenträger gemäß Ziffer 1.3.1 Abs. 7 Richtlinie für die verkehrsrechtliche Sicherung 
von Arbeitsstellen an Straßen, RSA 21) auch für private Baumaßnahmen zu erteilen, wird 
das Mobilitätsreferat prüfen. Das Mobilitätsreferat hat hierzu gemeinsam mit dem Referat 
für Arbeit und Wirtschaft im August 2025 einen fachlichen Austausch mit Vertreter*innen 
der Handwerkskammer geführt. In der genannten Richtlinie wird ein enger Rahmen für 
Jahresgenehmigungen (vereinfachtes Verfahren) gesetzt. Ein Verzicht auf die Vorlage ei-
nes Verkehrszeichenplans ist nur bei Arbeiten von kurzer Dauer und geringem Umfang 
möglich. Die RSA 21 empfiehlt einen restriktiven Umgang im Hinblick auf die Verkehrssi-
cherheit, Ziffer 1.5 Abs. 7 RSA. In der aktuell laufenden Prüfung sind auch haftungsrechtli-
che Fragen zu beantworten. 

Die Weiterentwicklung der Idee konnte aufgrund der Stelleneinsparungen nicht weiterver-
folgt werden. Der Personaleinsatz muss sich derzeit auf die Aufrechterhaltung des 
Dienstbetriebs und anfallende Zusatzaufgaben konzentrieren.  

Der Zeitaufwand bei der Genehmigung ist in den letzten Jahren durch immer mehr zu be-
rücksichtigende Erwartungen und Regelungen gestiegen, z.B. Parkdruck, Veranstaltun-
gen, ÖPNV, Barrierefreiheit, Shared Mobility, Ladesäulen, Schanigärten. 

Neben dem kontinuierlich großen Antragsvolumen bei MOR-GB2.3 stehen in den nächs-
ten Jahren weitere große Projekte an, die zusätzlich zu bearbeiten sind. Hierzu gehören 
Maßnahmen der Wärmewende (Dampfnetzumstellung, Fernwärme, Fernkälte, Wohnge-
bäudesanierungen und -dämmungen etc.), der Mobilitätswende (Vision Zero, Ausbau und 
Beschleunigung des ÖPNV, Sanierung der U-Bahn-Bauwerke, Tram-Gleissanierung und 
Tram-Netzerweiterung, Ausbau der Fuß- und Radwegenetze, Mikromobilität, geteilte Mo-
bilität, Smart Mobility), der Schulbauoffensive, der Wohnungsbauoffensive, des barriere-
freien Ausbaus von Bushaltestellen, des Mobilfunknetzausbaus, des Ausbaus der Glasfa-
sernetze und des aus Sicherheitsgründen unaufschiebbaren Brückensanierungspro-
gramms, das bereits erhebliche Kapazitäten bindet. Für die kommenden Jahre sind wei-
tere Ausweitungen dieser Programme angekündigt. Exemplarisch sei genannt, dass etwa 
die SWM derzeit den Neubau von 600 km Fernwärmeleitungen bis zum Jahr 2040 planen. 

Servicestandards für MOR-GB2.3 können aufgrund der beschriebenen Stellenkürzungen 
derzeit nur für eine Zukunft ohne Datum beschrieben werden. Die Servicestandards müs-
sen zudem mit einem Personalschlüssel verknüpft werden, der mit entsprechenden Stadt-
ratsbeschlüssen nach dem Ende der Haushaltsbeschränkungen genehmigt wird. 

 

Kosten und Einnahmen – weiche und harte Faktoren 
Die Abteilung Temporäre Verkehrsanordnungen (MOR-GB2.3) generiert mit den erlasse-
nen Baustellenbescheiden Einnahmen durch die Erhebung von Sondernutzungsgebühren 
und Verwaltungsgebühren. Die Einnahmen aus den Sondernutzungsgebühren für Bau-
stellen, die im KVR vereinnahmt werden, lagen in den letzten vier Jahren zwischen 15,5 
Mio. Euro/Jahr und 20 Mio. Euro/Jahr. Die Einnahmen aus den Verwaltungsgebühren, die 
im MOR vereinnahmt werden, lagen in den letzten vier Jahren durchschnittlich bei rund 2 
Mio. Euro/Jahr. Die Einnahmen aus den Sondernutzungs- und Verwaltungsgebühren sind 
eine nicht unwesentliche Einnahmequelle der Landeshauptstadt, da weit mehr Personal 
gegenfinanziert werden könnte, als bisher für die Genehmigung, Abrechnung und Kon-
trolle von Baustellen eingesetzt wird. 

Neben diesem direkten Mittelzufluss generiert das Mobilitätsreferat eine ganz erhebliche 
Wirtschafts- und Steuerleistung in München in und durch die Baubranche, die letztlich zu 
einem großen Teil von der schnellen Genehmigung von Baustellen/Arbeitsstellen abhängt, 
um den eigenen Personaleinsatz optimieren zu können und möglichst viel zu bauen und 
zu arbeiten. Zudem sind Baustellen, auch wenn in den Medien immer wieder ausgeführt 
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wird, dass es zu viele Baustellen in München gäbe, ein Zeichen des Erfolgs der Landes-
hauptstadt und der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der hiesigen Bevölkerung und Un-
ternehmen. In einer Stadt, in der gebaut wird, werden zum einen die Infrastruktur und der 
Gebäudebestand erneuert und erhalten. Zum anderen wird die Infrastruktur ausgebaut 
und neuer Wohnraum geschaffen. Städte, in denen nicht mehr gebaut wird oder werden 
kann, erfahren immer eine Rezession, weisen Leerstand und einen Verfall der Substanz 
auf. 

 

Fazit: Personalkapazitäten 
Sofern das Ziel bzw. der Auftrag zur Einführung von Servicestandards im Sinne von ver-
besserten und damit deutlich verkürzten Bearbeitungszeiten im Bereich der Baustellenge-
nehmigungen weiterverfolgt werden soll, sind kurzfristige Erfolge (< 2 Jahre) nur durch er-
neute Zuschaltung von zentral finanzierten Stellen in der Abteilung Temporäre Anordnun-
gen (MOR-GB2.3) und deren schnellstmögliche Ausschreibung und Besetzung möglich. 
Die Stellenbedarfe wurden in den Jahren 2022 bis 2024 ermittelt und liegen bei allen drei 
Teams (Bezirk Nord, Mitte, Süd) jeweils im mittleren zweistelligen Bereich (ca. 15,0 VZÄ 
in Summe). Eine umfangreiche Besetzung der nach Stelleneinzug verbleibenden Verwal-
tungsstellen ist aufgrund der Budgetsituation nicht möglich. 

In diesem Zusammenhang sei auf die Anmeldung des Mobilitätsreferates (3 VZÄ ab 2027 
zur Bearbeitung von Genehmigungen im Bereich Wärmeversorgung) im laufenden Eckda-
tenverfahren hingewiesen. 

 

Technische Rahmenbedingungen des Genehmigungsprozesses | Digitalisierung 

Gemeinsam mit dem IT-Referat (RIT) treibt das Mobilitätsreferat (MOR) seit Beginn des 
Jahres 2024 das IT-Projekt „Digitalisierung temporäre Verkehrsanordnungen“ (kurz: 
TempVAO) voran. Die Abteilung Temporäre Anordnungen (MOR-GB2.3) im Geschäftsbe-
reich Verkehrs- und Bezirksmanagement des Mobilitätsreferats arbeitet bis dato auf Basis 
der Fachanwendung SPAKOO, die ihren Ursprung im Jahr 1989 auf der BS2000-Groß-
rechnerplattform hat und seitdem in ihrem Funktionsumfang kaum verändert wurde. Mit 
dieser Fachanwendung werden im Mobilitätsreferat jährlich ca. 19.000 Bescheide für ver-
kehrsrechtliche Anordnungen für Baustellen im Straßenraum erfasst und verarbeitet. 

Bereits im Jahr 2003 wurde in der Stadtverwaltung referatsübergreifend der Bedarf er-
kannt, ein neues, zeitgemäßes Fachverfahren anzuschaffen. Das zu diesem Zweck 2003 
gestartete Projekt „Vi@Bau“ musste 2014 ohne Ergebnis eingestellt werden. Das Nachfol-
geprojekt „BAU-ER“ konnte ebenso nicht die notwendigen Anforderungen der temporären 
Verkehrsanordnungen erfüllen. Aus diesem Grund haben das RIT und das MOR 2024 
entschieden, BAU-ER für das MOR zu beenden und das Projekt TempVAO als eigenstän-
diges IT-Projekt zu starten. 

TempVAO kann auf die Erkenntnisse und den reichen Erfahrungsschatz seiner Vorgän-
gerprojekte zurückgreifen. Die Anforderungen an diese neue Fachanwendung sind prä-
zise bekannt. Regelmäßig seit 2015 und zuletzt 2023/2024 fanden und finden Markterkun-
dungen statt. Der Markt bietet mittlerweile zahlreiche ausgereifte Produkte, die die not-
wendigen Anforderungen des MOR erfüllen und die teilweise bereits seit Jahrzehnten in 
anderen deutschen Städten erfolgreich zum Einsatz kommen. Wesentlich ist dabei der Fo-
kus auf das Kerngeschäft „Baustelle“. Andere Geschäftsobjekte der temporären Anord-
nung, wie z.B. Veranstaltungen, Versammlungen etc., die im Anforderungskatalog der 
Vorgängerprojekte Vi@Bau und BAU-ER enthalten waren und die Komplexität dieser Pro-
jekte massiv gesteigert hatten, werden im Rahmen des IT-Projekts TempVAO nur umge-
setzt, wenn der Aufwand vertretbar ist.  

Die Erfolgsaussichten des IT-Projekts TempVAO sind daher signifikant höher als bei den 
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genannten Vorgängerprojekten. Die Notwendigkeit der Ablösung einer 36 Jahre alten IT-
Arbeitsumgebung als Hauptarbeitswerkzeug für eine Abteilung mit maßgebender behördli-
cher Zuständigkeit im KRITIS Pflichtaufgabenbereich ist offensichtlich. Der Zeitgewinn, 
der im Mobilitätsreferat durch den Einsatz einer zukunftsgerechten Fachanwendung auf 
Ebene der Sachbearbeitung entstehen wird, ist von (volks)wirtschaftlicher Relevanz und 
hat nachweislich positive Auswirkungen. Die durchschnittlichen Bearbeitungszeiten in der 
Baustellen-Sachbearbeitung lagen im Sommer 2024 bei 10 Wochen pro Antrag. 

Auf Basis einer Markterkundung einschließlich Make-or-Buy-Vergleich haben beide Refe-
rate gemeinsam eine sogenannte MBUC-Entscheidung getroffen, die im Ergebnis eindeu-
tig die Buy-Variante favorisierte. In Deutschland sind mindestens zwei Systeme im Ein-
satz, die mit wenigen Anpassungen geeignet wären, die Arbeitsabläufe bei MOR-GB2.3 
durchgängig zu digitalisieren und die beiden veralteten Programme SPAKOO (Genehmi-
gung von Baustellen und Sondernutzungen) und FLUZ (Flächenkoordinierung) abzulösen. 
Ziel des MOR ist es, einen durchgängig digitalen Workflow darzustellen, der von der digi-
talen Antragstellung mit einem entsprechenden Front End über die Fallprüfung bis zur Be-
scheiderstellung und dem Bescheidversand im Back End alle Arbeitsschritte digital und 
medienbruchfrei abbildet. 

Eine neue Softwarelösung ist ein wichtiger Baustein für die Kunden- und Mitarbeiterorien-
tierung. Eine digitale Antragstellung mit einem Kundenkonto wird das Verfahren für die 
Kund*innen deutlich vereinfachen. Die Firmendaten werden gespeichert und müssen nicht 
immer wieder neu im MOR eingereicht werden. Durch eine Plausibilitätsprüfung erhalten 
die Antragstellenden eine schnelle erste Rückmeldung zu Unstimmigkeiten, die im aktuel-
len Verfahren im Wege von zeitraubenden Rückfragen geklärt werden müssen. 

In welchem Umfang KI-Lösungen den Arbeitsprozess unterstützen können, ist zu prüfen. 
Derzeit kann eine flächendeckende Unterstützung durch KI in der Abteilung MOR-GB2.3 
im Rahmen der Portfolioplanung des IT-Referats und des Mobilitätsreferats noch nicht so 
hoch priorisiert werden, dass ein Projekt gestartet werden kann. Der geltende Rechtsrah-
men bzw. die aktuelle Rechtslage geben vor, dass Mitarbeitende der Abteilung MOR-
GB2.3 auch bei einer KI-Unterstützung über jeden Antrag als Einzelfall auf Basis ihres 
Fachwissens und ihrer Rechtskenntnisse sowie entsprechend des erarbeiteten Prüfergeb-
nisses selbst entscheiden müssen. In einem KI-Projekt wäre zu prüfen, ob und in welchem 
Umfang bereits Antragstellende bei der Einreichung des Antrags und schließlich vor allem 
Mitarbeitende bei der Prüfung von Anträgen unterstützt werden können. Möglicherweise 
könnte auch das verkehrliche Baustellenmanagement durch die KI unterstützt werden. 

Durch den digitalen und medienbruchfreien Workflow, der alternativlos ist für eine zu-
kunftsgerechte Anwendung, wird es zu spürbaren Vereinfachungen und Beschleunigun-
gen kommen. Heute müssen alle Baustellen- und Firmendaten für die manuell zweimal in 
getrennt arbeitende Softwarelösungen übernommen werden. Baustellen, die in der Bau-
stellenkarte (www.muenchen.de/baustellen) veröffentlicht werden, müssen darüber hinaus 
manuell ein drittes Mal nachbearbeitet werden (SWM-Maßnahmen ausgenommen). 

 

Fazit: Technische Rahmenbedingungen und Digitalisierung 
Das IT-Referat wird die Beschaffungskosten für eine neue Softwarelösung in Höhe von 
ca. 3 Mio. Euro finanzieren. Das Mobilitätsreferat wird die jährlichen IT-Betriebskosten von 
ca. 350.000 Euro bestreiten, da aktuell keine zentrale Finanzierung der Betriebskosten in 
Aussicht gestellt werden kann. Eine Ausschreibung für die Softwarebeschaffung soll 2026 
erfolgen. Die Softwareeinführung soll gemäß den aktuellen Planungen 2028 abgeschlos-
sen werden. 

Mit Blick auf das Ziel bzw. den Auftrag zur Einführung von Servicestandards im Sinne von 
verbesserten und damit deutlich verkürzten Bearbeitungszeiten im Bereich der Baustellen-
genehmigungen werden durch die Erneuerung der IT-Fachanwendung in der Abteilung 
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Temporäre Anordnungen (MOR-GB2.3) erhebliche mittelfristige Erfolge (< 5 Jahre) mög-
lich.“ 

 

2.2.3 Kreisverwaltungsreferat  

Das Kreisverwaltungsreferat nimmt zum Stand der Entwicklung und Umsetzung von Ser-
vicestandards zum Thema „Mittelstandsfreundliche Stadtverwaltung“ wie folgt Stellung: 

 

2.2.3.1 Branddirektion 

a) Branddirektion – KVR IV zu Punkt 3 und 5 der Servicestandards: 
„Die Unterabteilung Brandschutzprüfung der Branddirektion München ist Fachdienststelle 
für das Planungsreferat.  

Für die Stellungnahme im Baugenehmigungsverfahren sind in der BayBO feste Fristen 
vorgegeben. Diese Monatsfrist ist deutlich geringer als die übliche Bearbeitungszeit in der 
LBK, so dass hier nur ein sehr geringer Effekt für eine Beschleunigung erreicht werden 
könnte. Die Fristen werden aktuell in 77 % der Fälle eingehalten. Eine Beschleunigung in 
einem Zeitraum von 2 - 3 Jahren ist nicht zu erwarten, da weder zusätzliche Personalres-
sourcen noch neue Methoden, wie KI-Unterstützung in der Vorprüfung, auf dem Markt ver-
fügbar und sinnvoll einsetzbar, noch Ressourcen bei IT@M für fehlende Schnittstellen in 
bisherigen IT-Verfahren verfügbar sind. Änderungen im Genehmigungslauf müssen von 
der LBK mit der Abteilung Einsatzvorbeugung der Branddirektion abgestimmt werden, um 
Organisationsanpassungen oder gar Stellenmehrungen zu vermeiden. 

 

b) Branddirektion – KVR IV zu Punkt 6 der Servicestandards: 
Die Unterabteilung Verkehrsinfrastruktur der Branddirektion München ist Fachdienststelle 
für das MOR. Für die Genehmigung von Baustelleneinrichtungen sind hier untereinander 
keine festen Fristen definiert. Wir versuchen jedoch, die Anfragen schnellstmöglich zu be-
arbeiten, um eine Verzögerung der Genehmigung zu vermeiden – auch unabhängig von 
einer Frist. Die Bearbeitungsdauer variiert dabei und ist einerseits abhängig vom Umfang 
der eingereichten Unterlagen und der geplanten Maßnahme und andererseits vom aktuel-
len Arbeitsaufkommen innerhalb der Unterabteilung. Die Festlegung einer festen Frist hat 
dabei Auswirkungen auf die Arbeitsorganisation und die Arbeitsbelastung. Sollten feste 
Fristen durch die zuständigen Genehmigungsbehörden definiert werden, bitten wir hier 
zwingend um eine Abstimmung vorab, um Organisationsanpassungen oder gar Stellen-
mehrungen zu vermeiden. 

 

2.2.3.2 Bezirksinspektion und Branddirektion 

a) Bezirksinspektion – KVR III/1: 
Am 09.05.2025 fand auf Einladung des RAW zum Vorschlag der IHK und HWK für mögli-
che Servicestandards für die Erteilung von Sondernutzungserlaubnissen ein Treffen mit 
Vertreter*innen der Kammern im RAW statt. 

Im Rahmen des ausgesprochen konstruktiven Gesprächs wurde nochmals der Ablauf der 
Verfahren für die Erteilung von Sondernutzungen dargestellt und den Vertreter*innen der 
Kammern mitgeteilt, dass fast alle Erlaubnisse auch innerhalb von drei Tagen nach Durch-
führung des Spartenverfahrens erteilt werden. Diese Zahlen sind anhand der internen Sta-
tistiken belegbar. 
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Als Sonderfall wurden die Genehmigungen für Freischankflächen, neue Verkaufseinrich-
tungen, mobile Fahrradständer vor EH-Geschäften etc. besprochen. Hier ist der Genehmi-
ger der Erlaubnis der jeweils zuständige Bezirksausschuss. Dieser tagt im Regelfall nur 
einmal monatlich, was teilweise zu einer deutlichen Verzögerung bei der Erlaubnisertei-
lung durch die Bezirksinspektionen führt. 

Den Vertreter*innen der Kammern wurden noch einzelne Fragen zu den jeweiligen Ver-
fahrensabläufen beantwortet. Insbesondere wurde über die das Gewerbe betreffenden 
Änderungen der BayBO gesprochen. Zum Abschluss teilten die Gesprächsteilnehmer*in-
nen mit, dass sie sich nun ausreichend informiert fühlen und bei den Verfahren für Son-
dernutzungen die von ihnen geforderten Leistungskriterien derzeit bereits als erfüllt be-
trachten. Lediglich das Thema „Bezirksausschuss als Genehmiger“ wurde aufgrund der 
zeitlichen Verzögerung als kritisch betrachtet und soll seitens der Kammern evtl. weiterbe-
arbeitet werden. 

 

b) Branddirektion – KVR IV: 
Die Unterabteilung Verkehrsinfrastruktur der Branddirektion München ist Fachdienststelle 
für das KVR. Für die Genehmigung von Sondernutzungserlaubnissen sind hier unterei-
nander keine festen Fristen definiert. Wir versuchen jedoch, die Anfragen schnellstmöglich 
zu bearbeiten, um eine Verzögerung der Genehmigung zu vermeiden – auch unabhängig 
von einer Frist. Die Bearbeitungsdauer variiert dabei und ist einerseits abhängig vom Um-
fang der eingereichten Unterlagen und der geplanten Maßnahme und andererseits vom 
aktuellen Arbeitsaufkommen innerhalb der Unterabteilung. Die Festlegung einer festen 
Frist hat dabei Auswirkungen auf die Arbeitsorganisation und die Arbeitsbelastung. Sollten 
feste Fristen durch die zuständigen Genehmigungsbehörden definiert werden, bitten wir 
hier zwingend um eine Abstimmung vorab, um Organisationsanpassungen oder gar Stel-
lenmehrungen zu vermeiden.  

 

2.2.3.3 Fahrzeugzulassungsstelle: 

a) Für den Bereich Fahrerlaubnisbehörde: 
Die Fahrerlaubnisbehörde bietet inzwischen für einen Großteil der Dienstleistungen eine 
digitale Online-Antragstellung an. Dieses Angebot wird laufend ausgebaut. Eine Nutzung 
hängt von der Bereitschaft der Bürger*innen zur Nutzung der eID-Funktion ab. Diese Be-
reitschaft könnte durch entsprechende Aufklärungskampagnen ausgebaut werden. 

Mit der Einführung des neuen Fachverfahrens, das nach den aktuellen Planungen im Jahr 
2026 aktiv gesetzt werden soll, wird die Möglichkeit der digitalen Verarbeitung der An-
tragsdaten in der Fahrerlaubnisbehörde ausgebaut. Bereits jetzt können über das digitale 
Kontaktformular „Zammad“ Unterlagen über einen datenschutzsicheren Kanal an die 
Fahrerlaubnisbehörde nachgereicht und Kommunikation ausgetauscht werden. Dies er-
möglicht den Bürger*innen eine flexible und kontaktlose Antragstellung ohne Behörden-
gang. Gleichzeitig kann über diesen Kanal weitere Korrespondenz mit den Bürger*innen 
datenschutzkonform und rechtssicher abgewickelt werden.  

Mit der Einführung des neuen Fachverfahrens setzt die Fahrerlaubnisbehörde u.a. auf 
eine verbesserte Kommunikation und auf erhöhte Transparenz für die Antragsteller*innen, 
etwa durch die Möglichkeit von Statusmeldungen. Zudem wird weiterhin geprüft, ob und in 
welcher Form auch mit den bisher eingesetzten IT-Möglichkeiten automatisierte Meldun-
gen ausgegeben werden können, - alles jedoch unter dem Vorbehalt, dass eine Finanzie-
rung gesichert ist. 

Das Webangebot wird weiter fortlaufend auf kundenfreundliche und adressatenorientierte 
Auskünfte und Hinweise überprüft, um eine verbesserte Information zu ermöglichen. 
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Ergänzend soll 2026 ein Chatbot für das gesamte Dienstleistungsangebot des KVR ange-
boten werden. Von diesen Verbesserungen werden auch die mittelständischen Gewerbe-
treibenden profitieren.  

Die Antragseingänge bzgl. des gesetzlich vorgeschriebenen Umtauschs des Papierführer-
scheins in einen Kartenführerschein haben 2025 und 2026 im Vergleich zu den Vorjahrs-
zahlen nochmals stark zugenommen (bis zu 20 % Steigerung), ohne dass eine Personal-
zuschaltung stattgefunden hat. Aktuell beträgt aufgrund des gestiegenen Bedarfs für den 
Pflichtumtausch die Bearbeitungsdauer von allen Führerschein-Anträgen in der Fahrer-
laubnisbehörde in der Regel 14 Wochen. Dies ist vergleichbar mit der Situation der Fahr-
erlaubnisbehörden in den umliegenden Landkreisen im Regierungsbezirk Oberbayern und 
ist unserem Internetauftritt zu entnehmen.  

Die Einrichtung einer sog. „Fastlane“ ausschließlich für Gewerbetreibende wird als nicht 
sachdienlich angesehen. In Notfällen oder bei besonderer Eilbedürftigkeit besteht die 
Möglichkeit der Kontaktaufnahme mit der Fahrerlaubnisbehörde über das Servicetelefon 
oder im Wege einer schriftlichen Anfrage. Bei der Bearbeitung und Prüfung der Eilbedürf-
tigkeit wird im Hinblick auf eine schnellere Antragserledigung durch Führungskräfte und 
Notfallsachbearbeiter*innen jedoch nicht zwischen Privatpersonen und Gewerbetreiben-
den unterschieden, da bei der Prüfung der Eilbedürftigkeit die jeweils individuelle Situation 
der Antragsteller*innen berücksichtigt werden muss. 

 

b) Für den Bereich Kfz-Zulassung: 
Am sog. Händlerschalter der Kfz-Zulassung werden die gewerblichen Anträge der Zulas-
sungsdienste und Autohäuser getrennt von den persönlichen Vorsprachen der Privatper-
sonen in einem reinen Backoffice-Bereich bearbeitet. Bereits in den vorangegangenen Be-
schlussvorlagen von 2024 und Mai 2025 wurde das System der Antragsannahme in den 
Händlerfächern vorgestellt. Die Händlerfächer sind in einem Postbox-System im Erdge-
schoss der Kfz-Zulassungsstelle untergebracht und ermöglichen eine flexible und kontakt-
lose Abgabe der Zulassungsanträge werktags im Zeitraum zwischen 6:00 und 20:00 Uhr. 
Die Zulassungsdienste haben in diesem Zeitraum unabhängig von den Öffnungszeiten 
des Parteiverkehrsbereichs uneingeschränkt Zugang zu den Fächern.  

Das Vorhaben zur Modernisierung der Händlerfächer inkl. einer digitalen Verknüpfung 
wurde 2024 in die Vorhabensplanung für das KVR aufgenommen. Mit der Einführung ei-
nes neuen Systems soll auch die Ausgabe der bearbeiteten Vorgänge über ein personen-
unabhängiges Ausgabesystem erfolgen. Die digitale Benachrichtigung und die Zugriffs-
möglichkeiten über entsprechende digitale Kennungen würden für die in München und der 
näheren Umgebung ansässigen Zulassungsdienste/Autohäuser ein erhöhtes Maß an Fle-
xibilität und eine passgenaue Verbesserung der Logistik bedeuten. Eine Umsetzung der 
Modernisierung steht derzeit unter Finanzierungsvorbehalt. 

Ebenfalls am Händlerschalter wird für auswärtige Autohäuser, die eine längere Anfahrt ha-
ben, ausnahmsweise zur vereinzelten Sachbearbeitung die Terminvereinbarung in Abwei-
chung zur Abgabe in den Händlerfächern angeboten. Diese Vorgehensweise wird schon 
seit Längerem erfolgreich im gegenseitigen Einvernehmen praktiziert und kommt bei den 
auswärtigen gewerblichen Kund*innen gut an, weil sie damit effizienter und zeitsparend 
ihre Vorgänge, die aufgrund der gesetzlich geregelten örtlichen Zuständigkeit im Zulas-
sungsbezirk der LHM anfallen, erledigen lassen können. 

Eine Erledigung seitens der Sachbearbeitung und Abholung der bearbeiteten Anträge 
durch die Zulassungsdienste findet in der Regel innerhalb von 48 Stunden statt. Dies kann 
unter Beibehaltung der folgenden Arbeits- und Rahmenbedingungen auch für die Zukunft 
seitens der Kfz-Zulassung zugesagt werden: 

• IT und sonstige Technik im störungsfreien Zustand 
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• Ausreichende Personalbesetzung 

• Gleichbleibendes und regelmäßiges Antragsaufkommen, keine Antragsspitzen mit 
Massenvorlagen 

• Keine externen Störfaktoren (Streik, Unwetter, Pandemie, Verteidigungsfall u.ä.) 

Den gemeinsamen Vorschlag der IHK und HWK für einen möglichen Servicestandard in 
der Kfz-Zulassung können wir aufgreifen und wie folgt konkretisieren: 

„Gewerbliche Neufahrzeugzulassungen werden in der Regel im Vorortprozess innerhalb 
von zwei Werktagen ermöglicht“.  

Daneben besteht für gewerbliche Kunden die Möglichkeit der internetbasierten Kfz-Zulas-
sung (iKfz) über die Großkundenschnittstelle des Kraftfahrt-Bundesamts (KBA). 

Am 17.07.2025 besuchten die Kolleg*innen des RAW gemeinsam mit den Vertreter*innen 
der IHK und der HWK das Dienstgebäude der Kfz-Zulassungsstelle in der Eichstätter Str. 
2 und informierten sich über die Abläufe und Geschäftsprozesse am Händlerschalter und 
insbesondere über die Händlerfächer. Die Vorstellung der Prozesse sowie insbesondere 
die Informationen über die Öffnungs- und Zugangszeiten wurden seitens der Kammerver-
treter*innen sehr interessiert und uneingeschränkt positiv aufgenommen. 

 

2.2.3.4 Gewerbeamt: 

„Das Kreisverwaltungsreferat (KVR), insbesondere die Gewerbeabteilung (KVR-III/2), un-
terstützt die Zielsetzung einer mittelstandsfreundlichen Verwaltung ausdrücklich. Der Vor-
schlag, gewerbliche Anliegen vorrangig zu behandeln, ist angesichts der engen Interaktion 
von Unternehmen mit der Verwaltung sowie der wirtschaftlichen Abhängigkeit von Geneh-
migungsentscheidungen nachvollziehbar und berechtigt. Die Abteilung verfolgt bereits seit 
geraumer Zeit die konsequente Optimierung von Prozessen, insbesondere durch Digitali-
sierung, Serviceorientierung und kundenfreundliche Angebote, die auch Elemente einer 
„fast-lane“ bereits funktional abbilden. 

So wurde im Bereich Gewerbemeldungen das Angebot im Gewerbeonline-Portal noch-
mals deutlich erweitert, sodass weitere Gesellschaftsformen digitale Meldungen nutzen 
können.  

Die Nutzung digitaler Gewerbemeldungen ist weiter gestiegen. Neue Kontaktformulare 
sind bereits in Betrieb bzw. aktiv in der Entwicklung. Lediglich die Online-Gewerbeaus-
kunft verzögert sich laut externem Software-Hersteller noch. 

Ein weiterer Fortschritt im Rahmen der mittelstandsfreundlichen Verwaltungsmodernisie-
rung wurde im Frühjahr 2025 mit der Besetzung der neuen Stelle einer Verwaltungslotsin 
im Kreisverwaltungsreferat erzielt.  

Die Verwaltungslotsin agiert als zentrale, lösungsorientierte Schnittstelle zwischen Verwal-
tung und Wirtschaft. Ihr Ziel ist es, Unternehmen – insbesondere dem Handwerk und klei-
nen bis mittleren Betrieben – durch die komplexe Struktur der kommunalen Verwaltung zu 
begleiten und Verwaltungsprozesse aktiv zu entlasten und zu beschleunigen. 

Bereits kurz nach Amtsantritt hat die Verwaltungslotsin ein ressortübergreifendes Netz-
werk aufgebaut, bestehende Strukturen analysiert, Verbesserungsvorschläge weitergelei-
tet und pragmatische Lösungen vermittelt. Sie hat damit bereits maßgeblich zur Stärkung 
der Serviceorientierung gegenüber Unternehmen beigetragen.  

Das Gewerbeamt begrüßt grundsätzlich die Idee eines expliziten Fast-Lane-Standards als 
innovativen Ansatz zur Beschleunigung verwaltungsseitiger Abläufe. Bestehende digitale 
Zugänge und Full-Service-Angebote sowie die Verwaltungslotsin als zentrale Ansprech-
partnerin tragen bereits wesentlich zur Serviceverbesserung bei. Eine weitergehende 
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Priorisierung und damit ein pauschaler Vorrang von Unternehmen im Sinne eines verbind-
lichen Fast-Lane-Standards erweist sich jedoch, insbesondere unter Berücksichtigung der 
Gleichbehandlungspflicht und bestehender Systemgrenzen, als schwer umsetzbar.“ 

 

2.2.3.5 Servicestelle für Zuwanderung und Einbürgerung (SZE): 

Die SZE nimmt wie folgt Stellung: 

„Wir beziehen uns im Rahmen unseres Textbeitrages auf unsere Ausführungen zum 3. 
Sachstandsbericht der Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 15687. Dabei werden auf S. 14 bis 
16 die Bemühungen der Servicestelle für Zuwanderung und Einbürgerung (SZE), sich mit-
telstandsfreundlich auszurichten, beschrieben. 

In Bezug auf den im Juli 2026 geplanten Sachstandsbericht zur Entwicklung von Service-
standards beim Thema „Mittelstandsfreundliche Verwaltung“ verweisen wir grundsätzlich 
auf die bereits erwähnten Ausführungen. Punktuell ergänzen möchten wir an dieser Stelle 
jedoch Folgendes: 

• Das erfolgreich pilotierte Team Pflege, welches zur Abdeckung des steigenden Be-
darfs an ausländischen Pflege(fach)kräften eingerichtet wurde, wurde zum 
01.09.2025 als eigenständige Organisationseinheit in der Abteilung 2 der SZE ein-
gerichtet. Die damit einhergehende Spezialisierung und Fokussierung auf diesen 
Themenkreis führte dazu, dass die durchschnittlichen Bearbeitungszeiten in die-
sem Bereich auf vier bis sechs Wochen reduziert werden konnten.  

Die schon im Jahr 2024 pilotierten Vernetzungstreffen wurden und werden weiter-
hin sukzessive auf alle größeren Arbeitgeber*innen im Bereich Pflege ausgerollt. 
Im Rahmen der Vernetzungstreffen wird der offene Austausch gefördert, der es er-
möglicht, Anliegen und Perspektiven direkt zu kommunizieren. Dies trägt dazu bei, 
Missverständnisse zu klären und gemeinsame Lösungen zu erarbeiten. Ebenfalls 
wird durch die regelmäßigen Treffen ein kontinuierlicher Wissenstransfer angebo-
ten, der für alle Beteiligten von großer Bedeutung ist – insbesondere in Bezug auf 
dieses rechtlich und gesellschaftlich so komplexe und wichtige Thema. 

Auch die im Jahr 2024 bereits erfolgreich erprobten Sammeltermine für neue Aus-
zubildende wurden im Jahr 2025 wieder ermöglicht. Das Verfahren wurde opti-
miert, um gleichartig gelagerte Anliegen zu bearbeiten und bestenfalls ohne zeitli-
che Verzögerungen abzuschließen. Auch im Jahr 2026 wird am Angebot der Sam-
meltermine festgehalten. 

Zusätzlich werden seit Herbst 2025 Grundlagenschulungen im Aufenthaltsrecht für 
die entsprechenden Arbeitgeber*innen angeboten. Die Schulung umfasst die we-
sentlichen Bestimmungen des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) und behandelt die 
verschiedenen Aufenthaltstitel sowie die spezifischen Anforderungen für deren Er-
teilung und Verlängerung. Unser Ziel ist es dabei, die Synergien zwischen den je-
weiligen Arbeitgeber*innen und der SZE zu nutzen, um den Bearbeitungsprozess 
möglichst reibungslos zu gestalten. Bisher konnten insgesamt drei Grundlagen-
schulungen durchgeführt werden und zwei weitere Schulungen befinden sich in 
Planung. 

• Im Rahmen des im 3. Sachstandsbericht angeführten Projekts „Zukunft Ausländer-
behörde gestalten“ (ZAG) konnten mittlerweile weitere Prozessoptimierungen um-
gesetzt werden. So wurde eine SZE-weite Festlegung getroffen, wonach im Rah-
men der Ersterteilung eines Aufenthaltstitels auf die Anforderung und Prüfung von 
Unterlagen, die im Visumverfahren bereits durch die Auslandsvertretung vollum-
fänglich geprüft wurden, verzichtet. Dadurch wird der Prüfaufwand reduziert, die 
Sachbearbeitung vereinheitlicht und letztlich die Antragsbearbeitung beschleunigt. 
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Um sicherzustellen, dass Anträge zeitnah bearbeitet werden, wurde ab Oktober 
2025 das Terminkontingent zur Prüfung und Bestellung der Aufenthaltstitel erhöht, 
um nach Möglichkeit mehr Anliegen im direkten Kund*innenkontakt abzuschließen. 
Ziel ist es, dass insbesondere online gestellte Anträge mit vollständig eingereich-
ten Unterlagen schnellstmöglich terminiert und abschließend behandelt werden.  

• Seit August 2025 ist das Ticketing-System „Zammad“ mit einigen Online-Anträgen 
der SZE verbunden (z.B. Aufenthalt für Studienzwecke, Wissenschaft und For-
schung, Deutsch-Intensivsprachkurs, Akademische Beschäftigung). Eine Auswei-
tung auf alle Online-Services der SZE ist bereits in Planung. Durch die Nutzung 
von „Zammad“ wird der Prozess der Einreichung eines Online-Antrags noch effizi-
enter und serviceorientierter gestaltet. Sobald ein Antrag eingereicht wird, erstellt 
das System automatisch ein Ticket. Dieses Ticket ermöglicht einen transparenten 
und sicheren Dialog mit unseren Kund*innen, bei dem der Datenschutz stets ge-
währleistet ist. Unsere Kund*innen profitieren von einem direkten Zugriff auf ihre 
hochgeladenen Dateien und können jederzeit den aktuellen Status ihres Antrags 
einsehen. Alle Änderungen und Entwicklungen werden in einer Historie im Ticket 
dokumentiert, sodass keine Informationen verloren gehen und der gesamte Pro-
zess nachvollziehbar bleibt.  

• Die SZE hat das mehrsprachige Angebot der angebotenen Dienstleistungen auf 
ihrer Homepage im ersten Halbjahr 2025 erheblich ausgeweitet. Neben Deutsch 
und Englisch stehen die Informationen zu den Dienstleistungen der SZE in neun 
weiteren Sprachen zur Verfügung: Französisch, Spanisch, Türkisch, Ukrainisch, 
Russisch und Arabisch, Portugiesisch, Vietnamesisch und Chinesisch. Diese Er-
weiterung ist ein wichtiger Schritt, um die Zugänglichkeit und den Service für inter-
nationale Unternehmen und Fachkräfte zu verbessern und Sprachbarrieren weiter 
abzubauen. 

Trotz der angespannten Haushaltslage bleibt die SZE bestrebt, die bereits erziel-
ten Fortschritte bei der Mehrsprachigkeit und Digitalisierung zu erhalten und die 
Qualität ihrer Dienstleistungen kontinuierlich zu optimieren.“ 

• Die SZE wird 2026 innerhalb der Abteilungen eine teilweise Neustrukturierung vor-
nehmen, um die Arbeitsabläufe zu optimieren und Zuständigkeiten transparenter 
zu gestalten. Aufenthaltszwecke werden gebündelt, um eine klarere, effizientere 
und kundenorientierte Vorgehensweise zu gewährleisten. Ein Beispiel hierfür ist 
die Zentralisierung der Visumsachbearbeitung. 

• Weiterhin wurde Anfang 2026 das Welcome Center München eröffnet. Eine nie-
derschwellige Verweis- und Lotsenberatung zu allen Fragen des Ankommens wie 
auch spezifische Beratungsangebote für internationale Fachkräfte sollen Mün-
chens Attraktivität als Wirtschaftsstandort stärken. Die SZE befindet sich derzeit im 
Rahmen eines Soft Openings in einem engen Austausch mit den Wirtschaftskam-
mern und den Münchner Unternehmen, um das Konzept einem Praxistest zu un-
terziehen und konkrete Kooperationsformate auszuarbeiten.“ 
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2.3 Stellungnahmen der Wirtschaftskammern, Industrie- und Handelskammer für 
München und Oberbayern und Handwerkskammer für München und 
Oberbayern 

In den nachfolgenden Stellungnahmen werden die Sichtweisen der beiden Kammern hin-
sichtlich der Austauschgespräche mit den städtischen Dienststellen zur Entwicklung von 
Servicestandards für eine unternehmensfreundliche Stadtverwaltung dargestellt, begin-
nend mit einer gemeinsamen Einleitung: 

„Wie bereits in früheren Stellungnahmen zu diesem Thema angeführt, ist kundenorientier-
tes und unternehmensfreundliches Verwaltungshandeln ein zentraler Standortfaktor. Aus 
Sicht der IHK und der HWK ist entscheidend, dass das Ziel einer wirtschaftsfreundlichen 
Verwaltung effektiv, effizient und schnellstmöglich erreicht wird. Im Vordergrund müssen 
der kontinuierliche, iterative Abstimmungs- und Verbesserungsprozess und die tatsächli-
chen Verbesserungen stehen. 

Die Kombination aus Leistungskriterien mit einem kontinuierlichen Zielerreichungsmonito-
ring sehen wir weiterhin als zielführend an, um eine nachweisliche Verbesserung der Ver-
waltungsleistungen herbeizuführen und einen kontinuierlichen Verbesserungsprozess si-
cherzustellen. Die endgültige Festlegung der Kriterien muss zentral sowie unter Einbin-
dung von Wirtschaft, Referaten und Stadtrat erfolgen. Weitere Leistungskriterien sollten 
insbesondere aus den städtischen Referaten heraus entwickelt werden – ambitioniert, 
aber erreichbar, und über den Status quo hinausgehend. Für verwaltungsübergreifende 
Verfahren sind gemeinsame Zielkriterien notwendig, um Prozesse aus Kundensicht ganz-
heitlich zu gestalten. 

Ein kontinuierliches, transparentes (externes) Monitoring sollte Fortschritte sichtbar ma-
chen und Unternehmen aufzeigen, mit welchen Verfahrensdauern sie zu rechnen haben. 
Dies schafft Planungssicherheit. Die Ergebnisse müssen hierfür zentral gesammelt, öffent-
lich zugänglich gemacht und Zielverfehlungen gegenüber dem Stadtrat begründet werden. 
Außerdem sollten Anreize für besonders ambitionierte Ziele und deren Übererfüllung ge-
schaffen werden. 

Seit der Beschlussfassung des Stadtrates am 28. Mai 2025 haben mehrere Austauschrun-
den sowohl mit dem Lenkungskreis als auch mit dem RAW sowie den besonders invol-
vierten Referaten (PLAN/LBK, MOR, KVR) stattgefunden. Die beiden Wirtschaftskammern 
bedanken sich für diese direkte Einbeziehung und die damit verbundene Möglichkeit, die 
Anliegen der Unternehmen direkt vorzubringen und gemeinsam an Lösungen mitzuwirken. 
In den Gesprächen zeigte sich ein sehr differenziertes Bild sowohl hinsichtlich aktuell be-
reits erreichter Fortschritte als auch der Serviceorientierung, und auch bezüglich beste-
hender deutlicher Hemmnisse, um ein höheres Serviceniveau und akzeptable Service-
standards zu erreichen. 

Eine prosperierende Wirtschaft sichert langfristig die Gewerbesteuereinnahmen der Stadt 
– daher ist es entscheidend, gerade jetzt die kommunalen Rahmenbedingungen so zu ge-
stalten, dass unternehmerisches Wachstum am Standort gezielt erleichtert und gefördert 
wird. Neben wettbewerbsfähigen Steuersätzen zählen dazu insbesondere eine serviceori-
entierte Verwaltung, die wirtschaftliche Anliegen mit höchster Priorität behandelt, vorhan-
dene Spielräume bei Genehmigungen im Sinne der Unternehmen nutzt und durch zügige 
Verfahren frühzeitig Planungssicherheit schafft, um unnötige Kosten in Folge langer Bear-
beitungszeiten zu vermeiden. 

Der Lokalbaukommission (LBK) kommt hierbei eine Schlüsselrolle zu, denn deren Ent-
scheidungen definieren die räumlichen Entwicklungsmöglichkeiten von Gewerbe- und 
Wohnflächen. Da beides fundamentale Standortfaktoren sind, müssen die Funktionsfähig-
keit der LBK sichergestellt und deutlich verbessert, Effizienzpotenziale gehoben, die Digi-
talisierung vorrangig vorangetrieben und der erforderliche Personalbedarf gedeckt wer-
den. Bei Sparmaßnahmen muss darauf geachtet werden, dass gerade in den Bereichen 
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nicht gekürzt wird, die künftiges Wachstum und damit verbundene städtische Einnahmen 
sichern – wie der LBK. 

Unabhängig von den Interessen der Wirtschaft ist eine effektive und effiziente Verwaltung 
zugleich auch für die Landeshauptstadt München selbst und deren Zukunftsfähigkeit von 
entscheidender Bedeutung. Dies gilt nicht nur mit Blick auf die langfristige Sicherung der 
Gewerbesteuereinnahmen, sondern gerade auch vor dem Hintergrund der sehr ange-
spannten städtischen Haushaltslage und der engen personellen Kapazitäten. Diese Her-
ausforderungen auf Seiten der Landeshauptstadt erfordern ebenfalls ganz dringend eine 
optimierte und leistungsfähige Verwaltung. Insoweit kann von einem gemeinsamen Ziel 
und Interesse der Stadt und Wirtschaft ausgegangen werden.“ 

 

Handwerkskammer für München und Oberbayern (HWK) 
Ergänzend zu dem gemeinsamen Textbeitrag äußert sich die Handwerkskammer für Mün-
chen und Oberbayern (HWK) in Bezug auf die im Fokus stehenden Dienststellen bzw. Re-
ferate wie folgt:  

„Generell wollen wir uns auf die drei Referate, die die Kernpunkte der von uns vordringlich 
definierten Herausforderungen betreffen, beziehen und diese nach den im Antrag gestell-
ten Forderungen aufteilen. 

 

a) Planungsreferat / Lokalbaukommission (LBK) 

Herausforderungen: 
Von unseren Betrieben werden sehr lange Bearbeitungszeiten zur Erreichung von Bauge-
nehmigungen in der „kritischen Phase“ des Bauens beklagt. So wird in besonders schwe-
ren Fällen oftmals festgestellt, dass die langen Genehmigungszeiten in Teilen dazu füh-
ren, dass Bauvorhaben wieder obsolet werden bzw. Konflikte mit der Baufinanzierung ent-
stehen. Gleichzeitig wünschen sich unsere Mitglieder bei jedem Bauantrag einen festen 
Ansprechpartner, der in der Lage ist, Auskünfte zur Vollständigkeit, Genehmigungsfähig-
keit und zum Stand des Bauantrags zu erteilen. Dieser Wunsch entsteht insbesondere 
aus der Tatsache, dass in München kaum noch Flächen vorhanden sind, die großflächig 
überplant und damit pauschal beurteilt werden können, sondern vielschichtige und im 
Laufe der Jahrhunderte entstandene Bauwerke nachverdichtet, überplant und neu ge-
dacht werden müssen. Dies führt zu sehr vielen einzelfallbezogenen Baubeurteilungen, 
die nach keinem „Schema F“ behandelt werden können. Darüber hinaus sollte bei der Ein-
reichung der Bauanträge, nach Möglichkeit sofort nach Eingangsprüfung, das Fehlen be-
nötigter Unterlagen bekundet werden. Eine Plausibilitätsprüfung, die eine Vollständigkeit 
der eingereichten Unterlagen attestiert, besteht derzeit weder im Rahmen der analogen 
noch in der digitalen Antragseinreichung, würde aber dazu beitragen, die Unsicherheiten 
auf Seiten des Antragstellenden zu Beginn der Antragsphase deutlich zu reduzieren. 

Des Weiteren kommt es bei Betriebs- bzw. Gewerbeflächenübergaben oftmals zu Nut-
zungsänderungen, die ein erneutes Genehmigungsverfahren auslösen können. Analog 
zur Genehmigung von Werbeanlagen entstehen damit längere Übergangszeiten, die eine 
Betriebsaufnahme weiter verzögern. 

 

Lösungsvorschläge: 

Die Thematik der Verzögerungen bei Gewerbeflächenübergaben durch Nutzungsänderun-
gen sowie der Errichtung von Werbeanlagen wurde durch die Novelle der Bayerischen 
Bauordnung im Januar dieses Jahres bereits gelöst. Um Bauanträge zu beschleunigen, 
sollte eine verbindliche Einreichung im elektronischen Antragsverfahren durchgesetzt wer-
den, die es ermöglichen könnte, von vornherein eine Plausibilitätskontrolle auf 
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Vollständigkeit als Grundvoraussetzung der Annahme zu machen und im weiteren Verlauf 
durch die Nutzung von KI fehlende Unterlagen zusätzlich einzufordern. In einem ersten 
Schritt sollte der Lokalbaukommission der finanzielle Spielraum eingeräumt werden, um 
den Erwerb der dafür dringend benötigten Software zu beschleunigen. Da angesichts des 
Stellen- bzw. Besetzungsstopps in naher Zukunft keine Personalzuschaltungen zu erwar-
ten sind, sollten möglichst einfache Verfahren unter Nutzung von KI so weit wie möglich 
etabliert werden, um auch die Notwendigkeit persönlicher Kontaktzeit weiter zu reduzie-
ren.  

Da dem LBK bereits die Beschaffung eines notwendigen Software-Moduls für die digitale 
Sachbearbeitung für 2026 zugesagt wurde, bleibt von unserer Seite nur die Anmerkung, 
angesichts des Stellen- und Besetzungsstopps und damit fehlender Personalzuschaltun-
gen die Empfehlung, möglichst einfache Verfahren unter Nutzung von KI zu etablieren, um 
damit die Notwendigkeit persönlicher Kontaktzeit weiter zu reduzieren. 

 

b) Kreisverwaltungsreferat (KVR) 
Herausforderungen:  
Während der Coronazeit wurde von unseren Betrieben oftmals beklagt, dass Neufahr-
zeugverkäufe daran gescheitert sind, dass die Kfz-Zulassungsstellen in keinem angemes-
senen Zeitraum die Zulassungen erteilt haben. Dies habe dazu geführt, dass dringend 
notwendige Umsätze, die auch eine erhöhte Bonuszahlung nach sich gezogen hätten, 
nicht erfolgen konnten und die betroffenen Autohäuser in existenzielle Probleme gebracht 
hätten. Zumindest für die Landeshauptstadt München kann aber festgestellt werden, dass 
die beschriebene Problematik mustergültig gelöst ist bzw. wurde und als Vorbild für die 
Landkreise im Kammerbezirk fungieren kann. Besonders positiv kann die garantierte Be-
arbeitungszeit von maximal 48 Stunden (in der Regel 24 Stunden) hervorgehoben wer-
den. 

Im Kontext der Sondernutzungserlaubnisse wird immer wieder beklagt, dass die Einrich-
tung von Freischankflächen bzw. die kurzfristige Planung für Veranstaltungen und Events 
in kleinem Rahmen oftmals kritische Bearbeitungszeiten hervorrufen, die die Vorhaben in 
Frage stellen. Durch die Entscheidung des Landesgesetzgebers sind Freischankflächen 
bauordnungsrechtlich bis zu 100 qm freizustellen. Die Sondernutzungserlaubnisse selbst 
haben aber trotzdem noch lange Bearbeitungszeiten, da zum einen die Abstimmung mit 
den Fachstellen in den Umlauf gegeben werden muss (laut Auskunft des KVR mit einer 
Dauer von ca. 14 Tagen) sowie die Entscheidung im Bezirksausschuss, der jedoch nur 
ein- bis zweimal monatlich tagt, abgewartet werden muss. Prinzipiell könnte die Bearbei-
tung durch das KVR bei vollständiger Stellenbesetzung in drei Arbeitstagen ab Entschei-
dungsreife erledigt werden.  

 

Lösungsvorschläge: 
In den Zulassungsstellen bei den Landratsämtern in unserem Kammerbezirk wird ver-
sucht, durch gegenseitige Hilfestellung bei den eingereichten Zulassungsverfahren An-
tragsstauungen zu vermeiden. Inwieweit dies zu Ergebnissen wie bei der Münchner Zulas-
sungsstelle, die das Problem unter anderem durch sogenannte „Händler-Schalter“ im 
Postbox-System in den Griff gekriegt hat, führt, erscheint ungewiss. So wurde erst vor 
Kurzem von einem betroffenen Landrat berichtet, dass das Problem durch die gegensei-
tige Amtshilfe wesentlich reduziert sei.  

Durch eine bauordnungsrechtliche Freistellung stünde unseres Erachtens gegen eine Ge-
nehmigungsfiktion dergestalt nichts entgegen, als die Beantragung von Freischankflächen 
und Events immer dann als genehmigt betrachtet werden kann, wenn unter identischen 
Voraussetzungen bereits einmal eine Genehmigung stattgefunden hat. In der Praxis heißt 
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das, dass jede Freischankfläche, die schon einmal genehmigt wurde, immer dann für ei-
nen weiteren Zeitraum als verlängert gilt, wenn sämtliche äußeren Umstände wie Fläche, 
Umgebung, Fußgängerweg etc. gleichgeblieben sind. Analog gilt seit kurzem Gleiches für 
die Genehmigung von Veranstaltungen von Gastwirten, wenn folgende Kriterien erfüllt 
sind:  

1. Die Veranstaltung muss wiederholt (mindestens 2-mal) ohne Beanstandung statt-
gefunden haben. 

2. Die wiederkehrende Veranstaltungseinrichtung (Aufbauten etc.) muss über identi-
sche Außenmaße, Rettungswegbreiten, Materialeigenschaften (Brand- und Schall-
schutz) verfügen. 

3. Die Veranstaltung soll im gleichen Zeitraum, zu den gleichen Uhrzeiten und mit 
gleicher inhaltlicher Ausrichtung durchgeführt werden. Die Auswirkungen auf die 
Nachbarschaft dürfen dabei das Vorjahr bzw. die vorherige Veranstaltung nicht 
überschreiten. 

4. Die Veranstaltung wird stets durch den Wirt im Rahmen der vorhandenen gaststät-
tenrechtlichen Erlaubnis durchgeführt, eine Fremdvergabe ist nicht möglich. 

 

c) Mobilitätsreferat (MOR) 
Herausforderungen: 
Die Genehmigungszeiten für Baustelleneinrichtungen sind nach wie vor viel zu lang, so-
dass betriebliche Dispositionen oftmals vor dem Hintergrund wechselnder Witterungsbe-
dingungen, verzögerter Materiallieferungen, Ausfall von Mitarbeitern usw. kaum noch zu 
stemmen sind. Dem Handwerk muss es in Zukunft wieder ermöglicht werden, wesentlich 
zeitnäher zu planen und damit wesentlich schneller Sondernutzungserlaubnisse für 
Baustelleneinrichtungen zu erlangen. Angesichts der Personalsituation im Mobilitätsreferat 
sowie fehlender Mittel, um zeitgemäße IT-Infrastruktur anzuschaffen, müssen Prozessab-
läufe so gestrafft oder optimiert werden, dass die verbliebenen Mitarbeiter noch in der 
Lage sind, anstehende Arbeiten zu erledigen. Darüber hinaus finden die Handwerksbe-
triebe insgesamt erschwerte Rahmenbedingungen vor, die Baumaßnahmen für den in 
München dringend benötigten Wohnungsbau verhindern. 

 

Lösungsvorschläge: 

Ungeachtet der prekären finanziellen Situation der Landeshauptstadt bzw. im MOR, die 
Umstrukturierungen entsprechend mit EDV-Ausstattung begleiten kann, sollten möglichst 
weitgehende pauschale Jahresgenehmigungen, wie sie bereits analog für öffentliche Maß-
nahmenträger bestehen, ermöglicht werden. Ein erster Schritt könnte darin bestehen, 
dass immer wiederkehrende Regelfälle mit klar umrissenen Voraussetzungen (Größe und 
Umfang einer Baustelleneinrichtung, die auf öffentlichen Parkflächen errichtet wird und 
maximal ein Dixi-Klo, einen Schuttcontainer sowie einen Abstellplatz für Betriebsfahr-
zeuge umfasst) einer Jahresgenehmigung zu unterwerfen.  

Im Hinblick auf die verwaltungsübergreifenden Verfahren muss eine erkennbare Trenn-
schärfe in den Genehmigungszuständigkeiten vorhanden sein. In der Praxis zeigt sich oft-
mals, dass die Zuständigkeiten zur Genehmigung nicht immer eindeutig erkennbar sind 
und Überschneidungen in den Genehmigungen durch das KVR und MOR auftreten. Eine 
vernetzte Verwaltung, die sich der Verknüpfung digitaler Datenbanken und Antragsplatt-
formen zwischen einzelnen Referaten bedient, erscheint aus unserer Sicht als zielführen-
der Lösungsansatz, um den notwendigen Abstimmungsprozess zu verkürzen.“ 

Zu den Ausführungen des MOR zum Thema Jahresgenehmigungen unter Gliederungs-
punkt 2.2.2 auf Seite 11 dieser Beschlussvorlage möchten wir im Folgenden eingehen: 
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Prinzipiell begrüßen wir diesen Vorschlag ausdrücklich und weisen zusätzlich auf folgen-
den Lösungsansatz hin: Analog der Genehmigung von Schanigärten, bei deren Einrich-
tung ein paar Parkplätze entfallen und keine wesentlichen Anordnungen notwendig sind, 
könnte auch bei einfachen Baustelleneinrichtungen kleineren Umfangs, die sich auf we-
nige Parkplätze beziehen, auf eine wegerechtliche Überprüfung verzichtet werden. Im Hin-
blick auf haftungsrechtliche Fragen schlagen wir vor, immer dann auf eine Prüfung zu ver-
zichten, wenn der Bauherr bzw. der Bauträger eine entsprechende Versicherungspolice 
vorweisen kann. Die notwendigen Verkehrszeichen zur Einrichtung der Baustelle sind 
nach einer entsprechenden Schulung vom Bauherren bzw. Bauträger auf eigene Veran-
lassung aufzustellen und nach Beendigung der Bauphase abzubauen. Im Endeffekt ge-
nügt eine Baubeginns- und eine Baubeendigungsanzeige, die dann auch Auslöser für die 
entsprechende Gebührenfestsetzung darstellt. 

 

Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern (IHK) 

Die Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern (IHK) gibt ebenfalls in 
Bezug auf die im Fokus stehenden Dienststellen bzw. Referate eine eigene Stellung-
nahme ab. Diese lautet, wie folgt:  

„Im Kontext der aktuell laufenden Gespräche zur Verbesserung der Verwaltungsleistun-
gen möchte die IHK ergänzend auf konkrete Handlungsfelder hinweisen, die aus Sicht der 
gewerblichen Wirtschaft zwingend adressiert werden müssen. 

 
a) Planungsreferat / Lokalbaukommission (LBK) 
Um spürbare Fortschritte bei der Beschleunigung von Baugenehmigungsverfahren zu er-
zielen, kommt der LBK eine Schlüsselrolle zu. Am beigefügten Dokument „Gemeinsamer 
Vorschlag der IHK und HWK für mögliche Servicestandards“ halten wir zwar ausdrücklich 
fest, kommen aber nach Durchführung der Gespräche zu dem Schluss, dass es erst der 
Behebung übergeordneter, prozessualer Schwächen bedarf, die wiederum die Vorausset-
zung für weitere (messbare) Servicestandards schaffen. Zur Realisierung schnellerer Bau-
genehmigungen bedarf es in erster Linie konkreter operativer Verbesserungen, einer ech-
ten Digitalisierungsoffensive und eines serviceorientierten Mindsets. 

 

Digitalisierung & KI zur Verfahrensbeschleunigung einsetzen 

Die verpflichtende und durchgehende Digitalisierung der Bearbeitungsprozesse (insbe-
sondere der digitalen Bauantragsstellung und -bearbeitung) ist eine Grundvoraussetzung 
zur Beschleunigung. Aktuell bestehen erhebliche Medienbrüche durch parallele analoge 
und digitale Verfahrenswege, die die Bearbeitung für die Mitarbeiter der LBK erschweren 
und zu Verzögerungen führen. Wir unterstützen und fordern daher eine für alle ver-
pflichtende, digitale Bauantragstellung und werden uns auf Landesebene für die notwendi-
gen rechtlichen Anpassungen einsetzen. Bis eine entsprechende rechtliche Grundlage ge-
schaffen ist, regen wir für die Übergangszeit die Einrichtung einer „fast lane“ für digitale 
Bauanträge an. Auch wenn die bevorzugte Bearbeitung digitaler Anträge durch die Ge-
nehmigungsfiktion eingeschränkt ist, sollten die Möglichkeiten geprüft werden (z. B. Priori-
sierung nach Dringlichkeitsstufen). 

Im Kontext der Digitalisierung müssen allerdings noch weitere Schritte erfolgen: Die so-
wohl zur Bauantragsbearbeitung als auch zur Akteneinsichtnahme benötigten digitalen 
Unterlagen können unseres Wissens nur noch für begrenzte Zeit von der LBK selbst digi-
talisiert werden (was notwendig ist, da der interne Dienstleister SWM technisch die Plan-
unterlagen nicht ausreichend bearbeiten kann). Die dazu notwendige Software muss drin-
gend beschafft werden, um wenigstens an dieser Stelle den Personalmangel und die lan-
gen Wartezeiten für alle Beteiligten abfedern zu können. Sollte dies nicht möglich sein, 
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muss geprüft werden, inwieweit die Digitalisierung der Bestandsakten durch einen exter-
nen Dienstleister möglich ist. Ein wichtiger Beschleunigungsfaktor bei der Bearbeitung von 
Bauanträgen ist aus unserer Sicht eine digitale Vollständigkeitsüberprüfung. Auch wenn 
Qualitätsmängel bei den Antragsunterlagen dadurch zwar nicht verhindert werden können, 
so können zeitintensive, erneute Bearbeitungsschleifen mangels unvollständiger Antrags-
unterlagen vermieden werden (z. B. Absenden erst möglich, wenn Vollständigkeit vor-
liegt). Auch der gezielte Einsatz von KI-Lösungen kann v.a. bei standardisierten Verfahren 
wertvolle Zeitgewinne bringen – insbesondere bei wiederkehrenden Genehmigungstatbe-
ständen. Durch eine teilautomatisierte Prüfung der Bauanträge können zumindest 
Vorüberprüfungen (Vollständigkeit, Abstandsflächenberechnungen oder Kennzeichnung 
von Änderungsanträgen) beschleunigt und der Personalmangel somit abgemildert wer-
den. 

 

Serviceorientierung und Transparenz stärken 

Einen wiederkehrenden Konfliktpunkt mit der LBK stellen die erheblich verlängerten War-
tezeiten zur Akteneinsichtnahme und die fehlende digitale Akteneinsicht dar. Für einen 
Großteil der gewerblichen Wirtschaft ist diese bei der Schaffung von Wohn- und Gewerbe-
raum inzwischen unabdingbar geworden. Wesentlich tragen dazu die gestiegenen Finan-
zierungsanforderungen der Kreditinstitute bei. Für die betroffenen Antragsteller*innen ist 
die Akteneinsichtnahme eine wesentliche Voraussetzung, rechtlich belastbare Informatio-
nen über den Zustand, die bauliche Entwicklung und die Genehmigungslage von Immobi-
lien zu erhalten. Wenn die Einsichtnahme, wie seit Ende Juli 2025 der Fall, für mehrere 
Monate komplett eingestellt/ausgebucht ist (wegen der technischen Überholung der Zent-
ralregistratur, die offenbar nicht mehr den heutigen Anforderungen gewachsen ist), und 
der Nutzer über das Terminbuchungstool auch keine planbare Perspektive in Aussicht ge-
stellt bekommt, wann Termine wieder möglich sind, ist das für eine Landeshauptstadt die-
ser Größenordnung nicht vertretbar. Wenn die Einsichtnahme aufgrund der digitalen Vo-
raussetzungen und fehlenden Personals grundsätzlich nicht verlässlich angeboten werden 
kann, sollte eine Auslagerung dieser Serviceleistung an Dritte (z. B. Servicepartner) oder 
eine Änderung der Gebührenordnung (z. B. kostenintensivere, digitale Express-Einsicht) 
in Erwägung gezogen werden. Die Akteneinsicht muss als eigene, städtische Einheit, z.B. 
über ein separates Geschäftsmodell mit eigener Kostenstelle mit Auftrag der Vollkosten-
deckung (über Gebühren), im Sinne eines Cost-Centers gemanagt werden. Somit könnte 
auch Personal eingestellt bzw. in Digitalisierung investiert werden, da die Refinanzierung 
über die Nutzer erfolgt und nicht über die Landeshauptstadt. Der Stadtrat sollte hierfür 
schnellstmöglich ein geeignetes Umsetzungskonzept beauftragen. 

Die IHK plädiert auch noch bei weiteren Punkten für eine kundenfreundliche, transparente 
Kommunikation mit Antragsteller*innen aus der gewerblichen Wirtschaft. Eine verlässliche 
Erreichbarkeit mit klar definierten Ansprechpartnern muss sichergestellt sein. Hilfreich 
wäre zudem die Einführung einer Verfahrensstandanzeige (Tracking), die Rückmeldung 
zur Vollständigkeit des Antrags zur rechtssicheren Auslösung von Genehmigungsfristen 
gibt, die Planbarkeit und Transparenz erhöht und Mehrkosten vermeiden kann. Wir schla-
gen zudem die Einführung einer „Phase-Null“ vor (ähnlich einer Antragskonferenz), die 
insbesondere bei komplexen Vorhaben dazu dienen kann, offene Punkte auf beiden Sei-
ten zu klären und die Beibringung vollständiger, qualitätsgesicherter Unterlagen schneller 
sicherstellen kann. 
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b) Mobilitätsreferat (MOR) 
Beschilderung Sonderparkzonen für standardisierte und sich regelmäßig wiederho-
lende Arbeitsabläufe 
Die Bearbeitungszeiten von Beschilderungsanträgen zur Einrichtung von Sonderparkzo-
nen für sich regelmäßig wiederholende Arbeitsabläufe, wie z. B. temporäre Parkzonen für 
die Abstellung von Umzugsfahrzeugen, dauern oftmals so lange, dass kurzfristige Arbeits-
aufträge nicht wahrgenommen werden können. Zudem kommen Beschilderungsgenehmi-
gungen nicht selten so spät, dass die gesetzlich festgelegte Vorlaufzeit von drei Tagen zur 
Freihaltung der Parkzone (temporäres Halteverbot) nicht eingehalten werden kann. Befin-
den sich zu Arbeitsbeginn Falschparker in diesen Zonen, werden diese Fahrzeuge von 
der Polizei folglich nicht entfernt. Für die betroffenen Unternehmen ist dadurch ein geord-
neter Arbeitsablauf nicht mehr möglich. Müssen Unternehmen ihre Fahrzeuge dann not-
gedrungen in der Nähe des Einsatzortes abstellen, kommt es bei nicht regelkonformen 
Parkvorgängen immer häufiger zu Online-Strafanzeigen seitens der Bevölkerung mittels 
entsprechender App. Die IHK plädiert daher bei immer wiederkehrenden Regelfällen mit 
klar umrissenen Voraussetzungen für eine Ausweitung der Jahresgenehmigungen mit An-
zeigepflicht. Unternehmen mit standardisierten und sich regelmäßig wiederholenden Ar-
beitsabläufen könnten durch eine solche Neuregelung wesentlich effizienter planen und 
dadurch ihre Prozesse wirtschaftlich optimieren. 

Sehr gerne bieten wir auch weiterhin an, die Stadtverwaltung auf dem Weg zur Mittel-
standsfreundlichkeit aktiv zu begleiten und zu unterstützen. Wir bedanken uns bei allen 
Akteuren, sowohl der Stadtspitze, den involvierten Referaten als auch dem Stadtrat, dass 
das Projekt „Mittelstandsfreundliche Stadtverwaltung“ initiiert wurde und weiter vorange-
trieben wird.“ 

 

2.4 Stellungnahmen der Querschnittsreferate 

Da es sich bei dem Vorhaben, die Unternehmensfreundlichkeit der Münchner Stadtverwal-
tung zu verbessern, um eine stadtweite Aufgabe handelt, wird das RAW auch weiterhin 
von den Querschnittsreferaten Direktorium, IT-Referat und Personal- und Organisationsre-
ferat unterstützt. In der Lenkungskreissitzung Ende Juli 2025 wurden den drei Referaten 
die Ergebnisse zur Entwicklung von Servicestandards bereits vorgestellt und mit den Ver-
treter*innen der Kammern diskutiert. Im Folgenden werden die Stellungnahmen der drei 
Referate dargestellt, die sich jeweils mit den sie betreffenden Thematiken und der Len-
kungskreisarbeit befassen: 

 

Direktorium 
„Das Direktorium bedankt sich für den neuen Sachstandbericht und die darin dokumentier-
ten Maßnahmen. Gerne begleiten und unterstützen wir den Prozess weiter.“ 

Das Direktorium hat zudem aktuell darauf hingewiesen, dass es vom Oberbürgermeister 
beauftragt wurde, das Thema Bürokratieabbau in der Stadtverwaltung auch hinsichtlich 
der Belange der Münchner Wirtschaft mit Hochdruck zu verfolgen. Die hierzu bereits vom 
RAW identifizierten Ansätze zur Prozessoptimierung und Verwaltungsvereinfachung sol-
len daher zusammen mit den betroffenen Referaten möglichst bald zur Umsetzung ge-
bracht werden. 
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IT-Referat  
„Wir weisen darauf hin, dass die im Beschluss angesprochenen Digitalisierungsmaßnah-
men bereits in mehreren unserer laufenden Kundenvorhaben bearbeitet werden.  

Des Weiteren stellen wir klar, dass eine Umsetzung von Digitalisierungsmaßnahmen aus-
schließlich in enger Absprache zwischen RIT/it@M mit den betroffenen Referaten und im 
Rahmen der dafür vorgesehenen Prozesse erfolgt. Dies gewährleistet, dass alle relevan-
ten Stakeholder einbezogen sind und die Maßnahmen effizient umgesetzt werden können. 
Daher halten wir die Beschlussziffern 3 und 4 redundant und bergen Gefahr für Missver-
ständnisse und Ineffizienzen.“ 

 

Personal- und Organisationsreferat  

„Das Personal- und Organisationsreferat (POR) begrüßt und unterstützt das Vorhaben, 
Münchens Attraktivität für Unternehmen kontinuierlich zu verbessern, ausdrücklich. 

Das POR nimmt zur Kenntnis, dass insbesondere auf den Seiten 8-12 das Thema Perso-
nalkapazitäten kritisch diskutiert wird. Im Verweis auf die Personalstrategie 2030 betont 
das POR, dass die Seitwärtsbewegung der Personalkosten zwingend geboten ist. Die auf 
Seite 12 erbetene „Zuschaltung von zentral finanzierten Stellen“ kollidiert mit der Perso-
nalstrategie und kann nicht mitgetragen werden. Das POR weist darüber hinaus darauf 
hin, dass ein durch die Optimierungen etwaig entstehender Mehraufwand in den betroffe-
nen Referaten aufgrund der aktuellen Haushaltssituation ausschließlich mit dem beste-
henden Personal bewältigt werden muss. 

In diesem Sinne zeichnet das POR die Beschlussziffer 5. nicht mit. 

Bezüglich der auf Seite 12 genannten Anmeldung zum Eckdatenbeschluss verweist das 
POR auf das laufende Eckdatenbeschlussverfahren und betont zudem, dass entgegen 
der Beschlussziffer 5 in der Anmeldung des Mobilitätsreferats zum Eckdatenbeschluss 
keine Refinanzierung angegeben ist. 

Das POR unterstützt die in der Diskussion ausgeführte Fokussierung auf Pflichtaufgaben 
explizit und betont die Notwendigkeit referatsinterner Aufgabenkritik, Personalumschich-
tungen zu Gunsten von Pflichtaufgaben und zu Lasten von freiwilligen Aufgaben sowie 
Prozessoptimierung und Digitalisierung, soweit eine positive Digitalisierungsdividende er-
zielt werden kann. Das POR steht dabei den betreffenden Referaten gerne für Aufgaben-
kritik und Prozessoptimierung zur Verfügung. Mit der internen Organisationsberatung con-
sult.in.M verfügt das POR über eine wirksame Einheit, die den Referaten und Eigenbetrie-
ben der LHM bei der Optimierung und Weiterentwicklung ihrer Prozesse und Strukturen 
zur Seite steht.“ 

 

2.5 Bewertung durch das Referat für Arbeit und Wirtschaft 

Der Beweggrund für die Entwicklung von Servicestandards besteht darin, objektiv mess-
bare Zahlen zu erheben, anhand deren Veränderung eine Verbesserung oder eine Ver-
schlechterung der Leistungsfähigkeit aufgezeigt werden kann. In den Bereichen der Ver-
waltung, wo die Wirtschaftskammern die größten Hemmnisse sowie den entsprechenden 
Verbesserungsbedarf sehen, haben sie die unter Punkt 2.1 dargestellten Servicestan-
dards für das Mobilitätsreferat, das Referat für Stadtplanung und Bauordnung/Lokalbau-
kommission (LBK) sowie das Kreisverwaltungsreferat vorgeschlagen. Die Umsetzungs-
möglichkeiten der Servicestandards sowie Serviceverbesserungen wurden zwischen den 
Dienststellen und den Wirtschaftskammern, die zum Teil durch CityPartnerMünchen e.V. 
und die Wirtschaftsverbände, Deutscher Hotel- und Gaststättenverband (DEHOGA) und 
Handelsverband Bayern (HBE) begleitet wurden, konstruktiv diskutiert und geprüft. Zudem 
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werden von den Kammern unter Punkt 2.3 weitere mögliche Verbesserungsvorschläge in 
der Beschlussvorlage aufgezeigt. 

Wie den Stellungnahmen der Referate und der beiden Wirtschaftskammern, IHK und 
HWK, zu entnehmen ist, stellt sich die Umsetzung der Servicestandards insbesondere in 
der LBK und dem MOR als äußerst herausfordernd dar. Gründe für den mangelnden 
Handlungsspielraum der Dienststellen sind zum einen die bestehenden Rahmenbedingun-
gen, insbesondere durch die fehlende Finanzausstattung, zum anderen die bestehenden 
Prozessstrukturen.  

Für die Umsetzung von Serviceverbesserungen im Bereich der LBK braucht es die erfor-
derliche IT-Ausstattung, um die Bearbeitung deutlich erleichtern und die Prozesse optimie-
ren zu können. Dies gilt ebenfalls für die Digitalisierung (Verscannung) der Bestandsakten 
in der LBK. Hier muss zeitnah eine Lösung gefunden werden und die Umsetzung rasch 
erfolgen, da die Bauunternehmen auf umfassende Akteneinsicht angewiesen sind. Eine 
Verbesserung der Prozesse durch den elektronischen Bauantrag ist jedoch auch von lan-
desrechtlichen Regelungen abhängig. Weiterhin ist in der LBK mit der aktuellen Beset-
zungsquote, die ebenfalls rückläufig ist, die Erfüllung der Pflichtaufgaben stark gefährdet. 
Auch hier muss gegengesteuert werden, damit das für einen verbesserten Service erfor-
derliche Personal zur Verfügung steht. Potenzial für eine Reduzierung der Bearbeitungs-
zeiten wird von Seiten der Wirtschaftskammern durch den künftigen Einsatz von KI gese-
hen, um z.B. Plausibilitätsprüfungen auf Vollständigkeit der Unterlagen durchzuführen und 
um die Notwendigkeit der persönlichen Kontakte zu reduzieren.  

Im Bereich des MOR-Baustellenerlaubnisse kann die Umsetzung der Servicekriterien der-
zeit ebenfalls nicht in Aussicht gestellt werden. Die Genehmigung von Baustelleneinrich-
tungen und Haltverboten lässt sich aufgrund unzureichender technischer und personeller 
Ausstattung auf absehbare Zeit nicht beschleunigen. Es ist sogar damit zu rechnen, dass 
sich der Rückstand in der Sachbearbeitung weiter vergrößern wird. Eine Verbesserung 
der Verwaltungsleistung ist nur möglich, wenn ausreichend Personal zur Verfügung steht 
und offene Stellen nachbesetzt bzw. unbesetzte Stellen nicht dauerhaft entfallen. Das ist 
aus Sicht des RAW deutlich vertretbar, da sich die Stellen aufgrund der generierten Ein-
nahmen der Stadt durch Verwaltungs- und Sondernutzungsgebühren refinanzieren. Durch 
eine schnellere Abarbeitung von Anträgen würden folglich auch die Einnahmen steigen. 
Weiterhin ist die notwendige IT-Ausstattung im MOR eine wichtige Voraussetzung für eine 
Verbesserung des Service. Die erforderlichen Finanzmittel hierfür müssen sichergestellt 
werden. 

Ein von den Kammern geforderter Ansatz zur wahrnehmbaren Verbesserung der Verwal-
tungsleistung im MOR ist die verstärkte Nutzung von „Jahresgenehmigungen“ (vereinfach-
tes Verfahren) in einem Pilotprojekt mit dem Handwerk, sofern die rechtlichen Regelungen 
dies zulassen. Dadurch kann ein Teil der Genehmigungsvorgänge für kleine und wieder-
kehrende Baustelleneinrichtungen entfallen. Diese Möglichkeit gilt es, vermehrt an die 
Handwerksbetriebe zu kommunizieren und zu evaluieren, ob und wie das Bearbeitungsvo-
lumen abnimmt. 

Im KVR wurden die Umsetzung der von den Kammern vorgeschlagenen Servicestandards 
ebenfalls mit den zuständigen Dienststellen, den Wirtschaftsvertreter*innen und dem RAW 
konstruktiv diskutiert und geprüft. Wie den Rückmeldungen aus den Stellungnahmen zu 
entnehmen ist, konnte zum Thema Sondernutzungserlaubnisse (Freischankflächen) auf-
grund einer Gesetzesänderung für große Teile eine Verbesserung angeboten werden. Le-
diglich das Thema „Bezirksausschüsse als Genehmiger“ soll aus Sicht der Wirtschaftsver-
treter*innen noch weiterbearbeitet werden. Für den Bereich der Fahrzeugzulassung ist 
nach Einschätzung der Wirtschaftsvertreter*innen das Vorgehen vorbildlich. Das KVR hat 
für diesen Bereich die Festlegung eines Servicekriteriums angeboten: „Gewerbliche Neu-
fahrzeugzulassungen werden in der Regel im Vorortprozess innerhalb von zwei Werkta-
gen ermöglicht.“ Ein weiteres von den Kammern gefordertes Servicekriterium, eine soge-
nannte „Fast-Lane“ für Gewerbe, kann aufgrund der Gleichbehandlungspflicht und 
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bestehender IT-Systemgrenzen nicht referatsweit umgesetzt werden. Allerdings verfolgt 
die Gewerbehörde bereits seit geraumer Zeit die konsequente Optimierung von Prozes-
sen, insbesondere durch Digitalisierung, Serviceorientierung und kundenfreundliche Ange-
bote, die auch Elemente einer Fast-Lane bereits funktional abbilden. Die neue Stelle einer 
Verwaltungslotsin im Kreisverwaltungsreferat agiert als zentrale, lösungsorientierte 
Schnittstelle zwischen Verwaltung und Wirtschaft. Ihr Ziel ist es, Unternehmen, insbeson-
dere das Handwerk und kleine bis mittlere Betrieben, durch die komplexe Struktur der 
kommunalen Verwaltung zu begleiten und Verwaltungsprozesse aktiv zu entlasten und zu 
beschleunigen. Weiterhin tragen digitale Zugänge und Full-Service-Angebote zur Service-
verbesserung bei. Eine weitergehende Priorisierung und damit ein pauschaler Vorrang 
von Unternehmen im Sinne eines verbindlichen Fast-Lane-Standards erweist sich jedoch, 
insbesondere unter Berücksichtigung der Gleichbehandlungspflicht und bestehender Sys-
temgrenzen, als schwer umsetzbar. 

Die Stellungnahme des KVR zu den Bereichen Branddirektion und der Gewerbebehörde 
wurde in die vorliegende Beschlussvorlage eingebunden, auch wenn diese aus Sicht der 
Wirtschaftskammern mit Blick auf mögliche Servicekriterien vorerst nicht betrachtet wurde. 
Sie sind jedoch für eine mittelstandsfreundliche Verwaltung wichtige Themen, deren Ser-
vice laufend verbessert werden muss: Aus Sicht des RAW ist es sehr zu begrüßen, dass 
zum 01.09.2025 ein Team für Pflege(fach)kräfte als eigene Organisationseinheit einge-
richtet wurde. Weiterhin konnten im Rahmen des Projekts „Zukunft Ausländerbehörde“ 
(ZAG) mittlerweile weitere Prozessoptimierungen umgesetzt werden. Beispielsweise ent-
fallen bei der Ersterteilung eines Aufenthaltstitels bestimmte Prüfungen und beschleuni-
gen den Prozess. Die Verknüpfung der Online-Anträge mit dem eingeführten Ticketing-
System Zammad gewährleistet überdies einen transparenten und sicheren Dialog mit den 
Antragsteller*innen, wobei jederzeit der aktuelle Status der Antragsbearbeitung eingese-
hen werden kann. Außerdem wurde das mehrsprachige Online-Angebot im ersten Halb-
jahr 2025 um sechs weitere Sprachen ausgeweitet. Schließlich wurde Anfang 2026 das 
Welcome-Center in einem Soft-Opening eröffnet und bietet Neuankömmlingen in der Lan-
deshauptstadt ein niederschwelliges Informations- und Unterstützungsangebot bei allen 
Fragen rund um das Ankommen in München. 

Soweit die Verbesserungsvorschläge der Wirtschaftsvertreter*innen nicht oder nicht zu-
friedenstellend aufgegriffen wurden, wird das RAW hierzu erneut den Austausch mit ent-
sprechenden Fachdienststelle vorantreiben, um weiterhin alle Lösungsmöglichkeiten zur 
prozess- und Serviceverbesserung zu verfolgen. 

 

3. Stadtweite Befragung zu kritischen Rechtsvorschriften 

Effektive und effiziente Verwaltungsprozesse sind für die Wettbewerbsfähigkeit von Städ-
ten und Gemeinden von entscheidender Bedeutung. Eine kommunale Optimierung dieser 
Prozesse ist jedoch nicht isoliert zu betrachten, sondern hängt maßgeblich von den recht-
lichen Rahmenbedingungen ab, die durch Landes-, Bundes- und EU-Gesetzgebung vor-
gegeben werden. Vor diesem Hintergrund der überparteilichen Initiative hat das RAW eine 
stadtweite umfassende Abfrage in den einzelnen Referaten durchgeführt, um kritische 
Rechtsvorschriften zu identifizieren, die das tägliche Arbeiten der Verwaltung erschweren. 
Die Rückmeldungen aus dieser Abfrage (Anlage 3) werden an das Staatsministerium für 
Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie weitergeleitet, um eine Verbesserung der 
rechtlichen Rahmenbedingungen anzustoßen. Darüber hinaus werden die Ergebnisse der 
stadtweiten Abfrage durch die Wirtschaftskammern ebenfalls in die entsprechenden Gre-
mien auf Landes-, Bundes- und EU-Ebene eingespielt. 

Die kommunale Verwaltung ist an eine Vielzahl von Gesetzen gebunden, die auf Landes-, 
Bundes- und EU-Ebene erlassen werden. Diese Gesetze regeln nicht nur die internen Ab-
läufe der Verwaltung, sondern beeinflussen auch direkt die Rahmenbedingungen, unter 
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denen Unternehmen agieren können. Eine ineffiziente Gesetzgebung kann zu einem er-
heblichen Mehraufwand führen, sowohl für die Verwaltung als auch für die Unternehmen. 
Daher ist es unerlässlich, dass die bestehenden rechtlichen Rahmenbedingungen regel-
mäßig überprüft und angepasst werden, um eine effiziente und wirtschaftsfreundliche Ver-
waltung sicherzustellen. 

Im Rahmen der Abfrage wurden zahlreiche kritische Rechtsvorschriften identifiziert, die 
die tägliche Arbeit der Verwaltung und die Kooperation mit Unternehmen belasten. Im Fol-
genden werden einige beispielhafte Rechtsvorschriften aufgeführt, die in den einzelnen 
Referaten als besonders hinderlich erachtet werden. Die komplette Aufstellung ist der An-
lage 3 zu entnehmen.  

 

a) Baureferat: Planfeststellungsverfahren und Förderkulisse 
Im Baureferat wurde die Verfahrensdauer von Planfeststellungsverfahren in Frage gestellt. 
Lange Genehmigungsverfahren können nicht nur wichtige Infrastrukturprojekte, sondern 
auch wirtschaftliche Investitionen verzögern. Zudem ist eine stabile und verlässliche För-
derkulisse für kommunale Investitionsentscheidungen unerlässlich und liegt daher auch im 
Interesse der Unternehmen. 

 

b) Direktorium: Bayerisches Modellregionengesetz (BayMoG) 
Unter Federführung des Direktoriums wird zudem aktuell geprüft, ob und mit welchen The-
mengebieten sich München als Bayerische Modellregion bewerben wird und teilt dazu Fol-
gendes mit: 

„Am 16.05.2026 ist das Bayerische Modellregionengesetz (BayMoG) in Kraft getreten. Mit 
dem Gesetz wird es Kommunen ermöglicht, sich zeitlich befristet von landesrechtlichen 
Regelungen freistellen zu lassen, um so bürokratische Regelungen, welche ein Hemmnis 
für die Wirtschaft sowie die Bürgerinnen und Bürger darstellen und zu vermehrtem Auf-
wand für die Kommunen selbst führen, zu identifizieren und einfachere Verfahren testen 
zu können. Ziel ist es, dass die Erfahrungen aus den Modellversuchen Eingang in die Ge-
setzgebung finden und so Regelungen dauerhaft vereinfacht werden.  

Die Referate wurden zwischenzeitlich gebeten, ihre Geschäftsbereiche auf Regelungen 
hin zu überprüfen, die sich für einen entsprechenden Antrag beim Freistaat Bayern eig-
nen. Dabei werden auch gerne Regelungen berücksichtigt, die in dieser Beschlussvorlage 
als Hemmnisse genannt werden, soweit sie für einen Antrag geeignet sind.  

Bis zum Redaktionsschluss dieser Vorlage ist der Auswahlprozess noch nicht abgeschlos-
sen. Das Direktorium wird den Stadtrat zu gegebener Zeit über den weiteren Fortgang in-
formieren.“ 

 
c) IT-Referat: Elektronische Signaturen 

Das IT-Referat sieht sich mit der Herausforderung konfrontiert, dass die Regeln zur elekt-
ronischen Schriftform nicht einheitlich und klar sind. Für Unternehmen bedeutet dies, dass 
Unsicherheiten bezüglich der Nutzung qualifizierter elektronischer Signaturen bestehen, 
was zu Verzögerungen bei digitalen Verwaltungsverfahren führen kann. Eine klare Festle-
gung der Anforderungen und Vereinheitlichung der Regelungen würde die digitale Trans-
formation der Verwaltung und die Zusammenarbeit mit Unternehmen erheblich unterstüt-
zen. 
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d) Kommunalreferat: Vergabeverfahren und Eignungsanforderungen 
Eine der großen Hürden für Unternehmen im Bereich der Abfallwirtschaft sind die stren-
gen Vorgaben zur Nachforderung von Unterlagen im Vergabeverfahren. Wenn Bieter zwar 
über die notwendigen Unterlagen verfügen, diese jedoch nicht rechtzeitig vorlegen, kann 
dies zu einem Ausschluss führen. Dies stellt für Unternehmen, die an Ausschreibungen 
teilnehmen möchten, eine erhebliche bürokratische Hürde dar und kann zu finanziellen 
Nachteilen führen. Eine Lockerung der Nachforderungsregelungen könnte dazu beitragen, 
wertbare Angebote in der Wertung zu halten und den Prozess zu erleichtern. 

 

e) Kreisverwaltungsreferat: Gelegenheitsverkehr und Bürokratie 
Im Kreisverwaltungsreferat wurde die Erprobung eines Einheitsgewerbes aus dem Gele-
genheitsverkehr mit Taxen und Mietwagen angesprochen, das einen fairen Wettbewerb 
ermöglichen würde. Zudem wurde der erhebliche Bürokratieaufwand, der durch gesetzli-
che Formerfordernisse für Fiktionsbescheinigungen entsteht, kritisiert. Die Digitalisierung 
dieser Prozesse sollte vorangetrieben werden, um den Aufwand zu reduzieren. 

 

f) Lokalbaukommission: Bebauungs- und Genehmigungsverfahren 

In der Lokalbaukommission wurde darauf hingewiesen, dass fehlende bundesweit einheit-
liche Rechtsgrundlagen und die komplexe Gesetzeslage die Bebauungs- und Genehmi-
gungsverfahren verlängern. Eine konsequente Ausrichtung auf "Digital-only" (z.B. ver-
pflichtender digitaler Bauantrag) kann, wie bereits im Textbeitrag der Lokalbaukommission 
unter Gliederungspunkt 2.2.1 ausgeführt, helfen, parallele Bearbeitungsstrukturen abzu-
bauen und die Verfahren zu straffen. Zudem führt die wachsende Anzahl von Detailvor-
schriften im Bebauungsplan oft zu einer "Regelungsflut", die die Idee eines "schlanken Be-
bauungsplans" gefährdet. 

 

g) Mobilitätsreferat 
Das Mobilitätsreferat hat Folgendes mitgeteilt:  

„Die Rechtsgrundlagen für das Mobilitätsreferat als untere Straßenverkehrsbehörde und 
die daraus resultierenden Pflichten der Bauherren sind im Wesentlichen in § 45 Abs. 6 
und § 46 Abs. 1 der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) geregelt. Der Gesetzgeber hat 
diese Vorgaben bewusst einfach und allgemein gehalten. Sie können im Hinblick auf die 
Gewährleistung der Sicherheit aller Verkehrsteilnehmenden nicht „entschlackt“ oder redu-
ziert werden. 

In einer hoch verdichteten Stadt mit stetig zunehmenden und neuen Nutzungen des öf-
fentlichen Raums (z. B. Radverkehrsanlagen, Carsharing, Elektrokleinstfahrzeuge, Lade- 
und Lieferzonen) gestaltet sich die praktische Umsetzung dieser Vorgaben für alle Betei-
ligten – sowohl für die Antragstellenden als auch für die Straßenverkehrsbehörde – zuneh-
mend anspruchsvoll, komplex und zeitaufwendig. 

Nach Auffassung des Mobilitätsreferats können spürbare Verbesserungen nur durch eine 
umfassende Digitalisierung der Verfahren und den Einsatz geeigneter KI‑gestützter Lö-
sungen erreicht werden, die sowohl die Antragstellung als auch die Sachbearbeitung wirk-
sam unterstützen.“ 
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h) Referat für Umwelt- und Klimaschutz 
Das Referat für Klima- und Umweltschutz hat hierzu mitgeteilt:  

„Eine bedeutende Herausforderung für die kommunale Verwaltung wird im Referat für 
Klima- und Umweltschutz darin gesehen, dass das Naturschutzrecht durch eine Vielzahl 
von Regelungen, europarechtliche Konformitätszwänge, umfangreiche Ausnahme- und 
Detailregelungen sowie differenzierte Zuständigkeiten sehr komplex geworden ist. Dies 
kann Genehmigungsverfahren verkomplizieren und verzögern. Ein Verzicht auf Einzelfall-
regelungen zugunsten von gutachterlichen Einschätzungen und behördlichem Ermessen 
könnte Handlungsspielräume für sachgerechte Lösungen im Einzelfall vergrößern und 
Verfahren vereinfachen, erfordert aber mehr Vertrauen in die Fachbüros- und Fachbehör-
den.“ 

 

Fazit 
Die Optimierung kommunaler Verwaltungsprozesse ist ein kontinuierlicher Prozess, der 
von den rechtlichen Rahmenbedingungen auf Landes-, Bundes- und EU-Ebene maßgeb-
lich beeinflusst wird. Die Abfrage in den städtischen Referaten hat wertvolle Erkenntnisse 
geliefert, die nun genutzt werden, um die notwendigen Veränderungen anzustoßen. Durch 
die Zusammenarbeit mit dem Bayerischen Wirtschaftsministerium und den Kammern kann 
sichergestellt werden, dass die Interessen der Unternehmen Gehör finden und in die politi-
schen Entscheidungsprozesse einfließen. Nur so kann eine bürgernahe und wirtschafts-
freundliche Verwaltung gestaltet werden, die den Anforderungen der Zukunft gewachsen 
ist. 

 

4. Beschwerdemanagement 

Einleitung 
Das Beschwerdemanagement ist integraler Bestandteil der Initiative „Mittelstandsfreundli-
che Verwaltung“ und hat seine operative Arbeit im Januar 2025 aufgenommen. Für Unter-
nehmen und Selbstständige wird über ein Webformular auf https://www.munich-busi-
ness.eu/ ein niederschwelliges Angebot geschaffen, um eine Beschwerde oder eine Anre-
gung - das gesamte Leistungsspektrum der Stadtverwaltung München betreffend - zu plat-
zieren. Das Beschwerdemanagement-Team hilft innerhalb der Verwaltung, Ansprechpart-
ner*innen zu identifizieren, Prozesse zu beschleunigen und zusammen mit den Fach-
dienststellen für Unternehmen eine Lösung zu finden. Die Kontaktaufnahme mit der Be-
schwerdeführerin erfolgt in der Regel innerhalb eines Tages. 

Das neue Angebot Beschwerdemanagement wurde ab September 2024 über die Kommu-
nikationskanäle der Handwerkskammer für München und Oberbayern, der Industrie- und 
Handelskammer für München und Oberbayern sowie der Stadt München beworben.  

 

Struktur der Beschwerdeführer 

Im Berichtsjahr 2025 haben sich 46 Münchner Unternehmen mit einer Beschwerde an das 
Beschwerdemanagement gewendet. Die Verteilung nach Branchen verdeutlicht, welche 
Sektoren das Angebot besonders intensiv nutzen: 

• Gastronomie (30,4 %): Diese Branche stellt mit fast einem Drittel aller Fälle die 
größte Gruppe der Beschwerdeführer dar. Auffällig ist hier, dass die Gastronomie-
betriebe ausschließlich im Innenstadtbereich (Stadtbezirke 1-3) angesiedelt sind. 

• Einzelhandel (19,6 %): Rund jede fünfte Beschwerde kam aus dem lokalen Einzel-
handel. Dabei reicht die Bandbreite vom Lebensmittelfilialisten bis zum großen 

https://www.munich-business.eu/
https://www.munich-business.eu/
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Bekleidungsausstatter in der Fußgängerzone. 

• High-Tech-Unternehmen (13 %): Ein signifikanter Anteil der Beschwerden 
stammte aus dem technologieorientierten Sektor. 

• Beherbergungsgewerbe (8,7 %): Hotels machten einen weiteren relevanten Teil 
der Rückmeldungen aus. 

• Handwerk und Immobilienwirtschaft (jeweils 6,5 %): Diese beiden Branchen sind 
mit einem moderaten Anteil im Beschwerdeaufkommen vertreten. 

• Sonstige Branchen (15,3 %): Der Rest der Fälle verteilt sich auf verschiedene wei-
tere Wirtschaftszweige. 

 

Inhaltliche Schwerpunkte der Beschwerden 

Die eingegangenen Beschwerden lassen sich thematisch in folgende Hauptkategorien un-
terteilen: 

• Verfahrensdauer bei Arbeits- und Aufenthaltsgenehmigungen (25 Fälle): Den größ-
ten Anteil der Beschwerden bildeten Verzögerungen bei der Erteilung von Arbeits-
erlaubnissen. Davon entfielen 15 Fälle auf einfache Tätigkeiten, insbesondere in 
der Gastronomie, was unter anderem auf die Resonanz eines Presseartikels im 
Dehoga-Magazin zurückzuführen ist. Weitere 10 Fälle betrafen Genehmigungspro-
zesse für hochqualifizierte Fachkräfte aus den Bereichen High-Tech und KI. 

• Baustellenmanagement und fehlende Transparenz (9 Fälle): Ein signifikanter Teil 
der Rückmeldungen betraf private und öffentliche Baustelleneinrichtungen. Die Un-
ternehmen kritisierten hierbei mangelnde Transparenz sowie die negativen wirt-
schaftlichen Folgen durch sinkende Kundenfrequenzen und Umsatzeinbußen im 
Einzelhandel.  

• Baugenehmigungsverfahren (4 Fälle): Im Zuständigkeitsbereich des Planungsrefe-
rats -HA IV wurden spezifische Ablehnungen thematisiert, darunter Vorhaben wie 
die Errichtung eines Boardinghouses im Gewerbegebiet oder die Erweiterung von 
Freischankflächen. 

• Einzelfragen zu sonstigen ordnungsrechtlichen Entscheidungen (8 Fälle): Verein-
zelt gab es Klärungsbedarf bezüglich der Versagung von Parklizenzen oder der 
Notwendigkeit von Schallschutzgutachten bei Freiluftveranstaltungen zur Einhal-
tung der TA-Lärm. 

 
Eingebundene Fachdienststellen im Rahmen der Fallbearbeitung 

 Absoluter Wert Prozentualer Wert 
Kreisverwaltungsreferat-
SZE 

25 54,3 % 

Mobilitätsreferat 9 19,5 % 

Kreisverwaltungsreferat I-III 4 8,7 % 

Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung IV 

4 8,7 % 

Sonstige 4 8,7 % 

Gesamt 46 100 % 
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Bearbeitungszeit für eine Beschwerde 
Abhängig von der Anzahl der einzubindenden Stellen und der Komplexität der Problem-
lage variiert die Bearbeitungszeit von einem Minimum von einem Tag bis zu einem Maxi-
mum von 168 Tagen. Bei dem „statistischen Ausreißer“, der bis zum Verfahrensabschluss 
168 Tage in Anspruch nahm, mussten beispielsweise das betroffene Unternehmen, die 
Eigentümerin der Immobilie, mehrere städtische Fachdienststellen sowie die zuständige 
Polizeiinspektion zuerst für fachliche Stellungnahmen und dann für einen Vor-Ort-Termin 
koordiniert werden. 

Deutlich aussagekräftiger für die Bearbeitungsdauer von Verfahren, die das Beschwerde-
management-Team betreut, sind das arithmetische Mittel mit 18,11 Tagen und der Median 
mit 4 Tagen. Für 50 % aller Beschwerdefälle liegt die Bearbeitungszeit bei vier oder weni-
ger Tagen. 

 

Würdigung des ersten Beschwerdejahres  

Die schnelle Rückmeldung, das persönliche Gespräch mit den Unternehmen und ein „of-
fenes Ohr“ waren die Grundlage für eine vertrauensvolle Zusammenarbeit mit den Firmen. 
Als vermittelnde Instanz zwischen Unternehmen und Fachdienststellen versteht sich das 
Beschwerdemanagement-Team primär als Moderator und Lösungsfinder. Die Tätigkeit 
umfasst dabei das gezielte Vernetzen, das Schaffen von Verständnis sowie das Aufzeigen 
von Alternativen innerhalb bestehender Ermessensspielräume. Eine wichtige Erkenntnis 
war auch, dass Verzögerungen im Verwaltungsverfahren teilweise auf fehlende Rückmel-
dungen des Antragstellers oder unvollständige Unterlagen zurückzuführen sind. 

Mit 30,4 % der Beschwerden war die Gastronomie die am stärksten vertretene Branche im 
Beschwerdemanagement. Inhaltlich dominierten Verzögerungen bei Arbeits- und Aufent-
haltsgenehmigungen (besonders im KVR/SZE mit 54,3 % aller Fälle), was sicherlich u.a. 
auf das gestiegene Antragsaufkommen und die momentanen Personalengpässe zurück-
geführt werden kann. 

In 63 % der Fälle, die Genehmigungsverfahren im übertragenen Wirkungskreis betrafen, 
konnte aufgrund datenschutzrechtlicher Hürden und fehlender Verfahrensbeteiligung des 
Referats für Arbeit und Wirtschaft keine gesicherte Aussage über den abschließenden Er-
folg der Intervention des Beschwerdemanagement-Teams getroffen werden. Dennoch 
konnte in 13 Fällen eine Lösung im Sinne der Unternehmen erzielt werden. Bei rechtlich 
gebundenen Entscheidungen ohne Ermessensspielraum durch die Genehmigungsbe-
hörde, kann das Beschwerdemanagement-Team gegenüber dem Beschwerdeführer nur 
erklärend wirken und um Verständnis werben.   

Die Zusammenarbeit mit den Kolleginnen und Kollegen der städtischen Fachdienststellen 
war ausnahmslos konstruktiv und lösungsorientiert. Die Zuständigkeit und Verantwortung 
für das Verwaltungsverfahren verbleiben unzweifelhaft bei den Fachdienststellen. 

Die Erkenntnisse aus dem ersten Jahr Beschwerdemanagement werden inhaltlich im Ge-
samtkontext Mittelstandsfreundliche Verwaltung aufgearbeitet und fließen in die Gesprä-
che mit den Fachdienststellen ein. 
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5. Antrag „Mittelstand und Handwerk den Rücken stärken“ – Sachstand 

Der Stadtratsantrag „Mittelstand und Handwerk den Rücken stärken“ der Fraktion CSU mit 
Freie Wähler mit der Antragsnummer 20-26 / A 05656 (Anlage 2) deckt sich zum Großteil 
mit dem oben unter Punkt 2 beschriebenen Thema. Unter Einbeziehung der Wirtschafts-
vertreter*innen sollen Lösungsvorschläge erarbeitet werden, um durch die Verwaltung ver-
ursachte Herausforderungen für KMUs zu vermindern.  

Ein zweites Thema ist die Forderung, die Probleme und Lösungsansätze der Verwaltung 
in Bezug auf Landes-, Bundes- und EU-Recht über die Kammern in die Gremien auf Lan-
des- und Bundesebene zu spielen.  

Das dritte Thema des Antrags ist der Wunsch nach einer Stellungnahme der Handwerks-
kammer München und Oberbayern zum Modellprojekt des sogenannten „Freiwilligen 
Handwerksjahrs“ und wie dieses umgesetzt werden kann. In den nachfolgenden Stellung-
nahmen der Kammern wird auf das Projekt eingegangen. 

 

5.1 Stellungnahmen der Wirtschaftskammern, IHK und HWK, zum Antrag „Mittel-
stand und Handwerk den Rücken stärken“ 

„Im o.g. Antrag wird nach den am schwersten wiegenden behördlichen Heraus- und Anfor-
derungen gefragt. Wir verweisen in diesem Zusammenhang auch auf die konkreten Ver-
besserungsvorschläge in der Stellungnahme zum geplanten Sachstandsbericht zur Ent-
wicklung von Servicestandards, basierend auf StR-Antrag 20-26 / A 01747 „In die Zukunft 
wirtschaften II - Stadtverwaltung mittelstandsfreundlich ausrichten“ vom 23.07.2021 und 
Sitzungs-vorlage Nr. 20-26 / V 15687) vom 24.03.2026. 

Im Rahmen der Gespräche, die im Rahmen des StR-Antrags 20-26 / A 01747 „In die Zu-
kunft wirtschaften II – Stadtverwaltung mittelstandsfreundlich ausrichten“ geführt wurden, 
wurde seitens einiger Referate auf bestehende regulatorische Hürden hingewiesen, die 
landes-, bundes- oder EU-rechtlichen Ursprungs sind und die einer schnelleren Bearbei-
tung entgegenstehen. Die Handwerkskammer für München und Oberbayern und die In-
dustrie- und Handelskammer für München und Oberbayern bieten an, bestehende büro-
kratische Hürden sowohl auf Landes-, auf Bundes- und auf EU-Ebene zu adressieren, um 
die Verwaltungspraxis zu erleichtern. In diesem Zusammenhang möchten wir ausdrücklich 
auf die Möglichkeit eines Praxis-Checks seitens der Bayerischen Staatsregierung und des 
Beauftragten für Bürokratieabbau hinweisen. Anhand von Praxis-Checks können Prob-
leme bei der praktischen Umsetzung von Gesetzen, Vorschriften und Verordnungen konk-
ret aufgezeigt werden. Gegenstand des Praxis-Checks sind beispielsweise Gesetze, Ver-
ordnungen, Richtlinien oder Verwaltungsvorschriften.“ 

 

Stellungnahme der Handwerkskammer für München und Oberbayern (HWK) zum 
Antrag „Mittelstand und Handwerk den Rücken stärken“ 
Ergänzend zu dem gemeinsamen Textbeitrag der beiden Kammern nimmt die HWK wie 
folgt Stellung: 
„Das derzeit in anderen Bundesländern erprobte Freiwillige Handwerkerjahr (FHJ) ist auf 
eine Dauer von 12 Monaten ausgerichtet, in denen die Bewerber insgesamt vier verschie-
dene Handwerksberufe für jeweils drei Monate kennenlernen können. Ziel ist es hierbei, 
das Interesse am Handwerk bei jungen Erwachsenen wieder zu steigern und im besten 
Fall geeignete Auszubildende für die Handwerksbetriebe aus diesem gegenseitigen Ken-
nenlernprozess zu generieren.  

Die bisherigen Erfahrungen haben jedoch gezeigt, dass besonders die vorbereitenden 
Maßnahmen zur Beratung der Bewerber einen vergleichsweise hohen Aufwand auf Seiten 
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der Betriebe erzeugen. Da nicht garantiert werden kann, einen geeigneten Kandidaten im 
Rahmen der intensiven Informations- und Beratungsleistungen zu generieren, bleibt ein 
unmittelbarer Nutzen für die Betriebe zunächst aus. Dies wird besonders problematisch, 
wenn das Dritt- oder Viertpraktikum nicht mehr angetreten wird, da der Kandidat bereits im 
vorherigen Betriebseinsatz erfolgreich für eine Ausbildung akquiriert werden konnte – die 
zeitliche Investition zur Beratung („4-facher Aufwand“) ist zu diesem Zeitpunkt aber bereits 
erfolgt. Auch im direkten Einsatz der Bewerber während des Praktikums erhöht sich der 
Mehraufwand der Betriebe, da die Praktikanten aufgrund der geringen Einsatzdauer zu-
meist nicht eigenverantwortlich mit betrieblichen Aufgaben betreut werden können, die im 
alltäglichen Betriebsablauf aber eine Erleichterung bedeuten würden. Kritisch wurden 
auch die Leerläufe zwischen den einzelnen Betriebseinsätzen bewertet, da nicht immer 
ein fließender Übergang ermöglicht werden kann.  

Ausgehend von diesen Erfahrungen und um ein faires Verhältnis von Aufwand und Nut-
zen für die Handwerksbetriebe zu schaffen, schlagen wir für den Kammerbezirk München 
und Oberbayern die Realisierung des FHJ im Sinne eines Kurzzeitpraktikums mit einer 
Einsatzdauer von jeweils einer Woche je Betrieb vor. Dies bietet nach unserer Einschät-
zung ausreichend Zeit, um in die verschiedenen Betriebe „hineinzuschnuppern“ und eine 
breite Vielfalt möglicher Handwerksberufe kennenzulernen. Um die Planbarkeit für die Be-
triebe zu erleichtern, empfehlen wir, bereits festgelegte Zeiträume (z.B. während der 
Schulferien) als Einsatzzeiten zu definieren. Dies hat den Vorteil, dass besonders gewillte 
Kandidaten die Betriebe aufsuchen, da sie das FHJ während ihrer Freizeit freiwillig antre-
ten und nicht im Rahmen eines Schülerpflichtpraktikums ihre Zeit im Betrieb „absitzen“.  

Ergänzend sollte die duale Berufsausbildung als etabliertes und attraktives Bildungssys-
tem durch eine gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit aller Stakeholder der dualen Berufsaus-
bildung (Schulen, Ministerien, zuständige Stellen und der Wirtschaft) gestärkt und Schulen 
zur Zusammenarbeit mit der Wirtschaft ermuntert werden, beispielsweise durch Bewer-
bung von Berufsorientierungsprojekten, Praktikumstagen und -wochen.“ 

 

Stellungnahmen der Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern 
(IHK) zum Antrag „Mittelstand und Handwerk den Rücken stärken“ 
Ergänzend zu dem gemeinsamen Textbeitrag der beiden Kammern nimmt die IHK wie 
folgt Stellung:  

„Wie im Antrag aufgeführt, soll der Fokus auf den behördlichen Heraus- und Anforderun-
gen für Handwerksbetriebe sowie kleine und mittlere Unternehmen in München liegen. 

Der IHK-Regionalausschuss Landeshauptstadt München hat in seiner Sitzung am 11. 
März 2024 im Rahmen eines Positionspapiers Praxisimpulse für eine Steigerung der At-
traktivität der Innenstadt beschlossen. Darin wird eine moderne Stadtverwaltung, die 
schlank, schnell und serviceorientiert ist, gefordert. Konkrete Zielsetzung der Verwaltung 
sollte aus Sicht der Wirtschaft sein: 

• Serviceorientierte Verwaltung für die effiziente Bearbeitung von Anliegen der ge-
werblichen (Innenstadt)akteure anstreben 

• Einheitlichen, referatsübergreifenden Ansprechpartner für effizienten Austausch 
zwischen Unternehmen und Verwaltung etablieren 

• Interdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen Referaten stärken 

• Projekt „Mittelstandsfreundliche Kommunalverwaltung” beschleunigt vorantreiben 

• „Fast-Lanes“ für gewerbliche Kunden einführen 

• Erlaubniskultur in Verwaltung einführen (z. B. bei Baugenehmigungen) und Mitar-
beiter*innen zur Nutzung der Ermessensspielräume im Sinne der Kunden motivie-
ren 
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• Genehmigungsverfahren verschlanken und beschleunigen, z.B. für Schanigärten 
oder für die Nutzung öffentlicher Flächen 

• Digitalisierung der Verwaltung beschleunigen, Anforderungen und Bedürfnisse der 
Kunden als Grundlage für Konzeption und Gestaltung digitaler Lösungen heranzie-
hen, in Entwicklungsphase Kunden einbeziehen und Praxistauglichkeit und An-
wendernutzen testen lassen. 

Mit dem StR-Antrag 20-26 / A 01747 „In die Zukunft wirtschaften II – Stadtverwaltung mit-
telstandsfreundlich ausrichten“ vom 23.07.2021 hat sich der Münchner Stadtrat für die 
Einführung von Leistungskriterien ausgesprochen. Der Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 
28. Mai 2025 die Stadtverwaltung beauftragt, statt einer externen Zertifizierung Service-
standards zu konkreten Dienstleistungen der Stadtverwaltung mit unmittelbarem Bezug 
zur Wirtschaft zu entwickeln und einzuführen. 

Die IHK-Standortumfrage 2025 hat gezeigt, dass die Unternehmen im Wohnraumangebot 
sowie in einer bürokratiearmen Verwaltung/Unternehmensfreundlichkeit die größten Hand-
lungsbedarfe sehen. Die LBK ist die Schnittstelle beider Themen. 

Hinsichtlich des im Antrag genannten freiwilligen Handwerksjahrs möchten wir betonen, 
dass statt einer Fokussierung auf Handwerksberufe Maßnahmen auf alle Ausbildungsbe-
rufe/-betriebe abzielen sollten. Hierzu gibt es bereits eine Vielzahl bewährter, nieder-
schwelliger Maßnahmen, wie beispielsweise die Praktikumswoche München.“ 

 

5.2 Bewertung der Stellungnahmen zum Antrag „Mittelstand und Handwerk den 
Rücken stärken“ durch das Referat für Arbeit und Wirtschaft 

Wie unter Punkt 2.5 bereits erläutert und ebenfalls in den Stellungnahmen der Kammern 
ausgeführt, gibt es gezielte Anstrengungen, Verwaltungsprozesse zu optimieren, mit dem 
Ziel, den Kundenservice zu verbessern und messbare Servicestandards zu entwickeln 
und umzusetzen. Dabei haben die Referate der Stadtverwaltung jedoch in vielen Berei-
chen einen sehr engen Gestaltungsspielraum, insbesondere, wenn Personal- und Finanz-
ressourcen fehlen sowie eine verbesserte Digitalisierung notwendig wäre. Des Weiteren 
ist in den Bereichen geringer Handlungsspielraum gegeben, in denen die Stadtverwaltung 
Landes- oder Bundesrecht vollziehen muss. Beispielsweise hat die LBK die korrekte Ein-
haltung des Baurechts zu prüfen und dabei selbst wenig Gestaltungsspielraum. Auf kom-
munaler Ebene besteht nicht die Möglichkeit, landes-, bundes- oder EU-weit geltende Ge-
setze den regionalen Bedürfnissen entsprechend für die LHM anzupassen. Aber genau 
diese zentral und einheitlich vorgegebenen Regelungen erschweren es der Münchner 
Stadtverwaltung oftmals, die eigenen Prozesse hin zu einer unternehmensfreundlicheren 
Verwaltung auszurichten. 

Im Herbst 2024 wurde eine Enquete-Kommission vom Bayerischen Landtag eingesetzt, 
die sich genau mit dem Thema Entbürokratisierung und dem angesprochenen Span-
nungsfeld zwischen kommunaler Verwaltung und der Landes-, Bundes- bzw. EU-Gesetz-
gebung auseinandersetzt. Die Kreisverwaltungsreferentin wurde in diese Kommission be-
rufen und hat im Vorfeld bei den Referaten abgefragt, welche Prozesse optimiert und wo 
Bürokratie abgebaut werden muss.  

Wie unter Gliederungspunkt 5 erläutert, besteht hier durch die Kammern eine zusätzliche 
Möglichkeit, diese Themen in die Landes- und Bundes- und EU-Politik hineinzutragen. 
Dies wurde explizit in den Gesprächen mit den Fachdienststellen von Seiten der Kammern 
angeboten und findet sich ebenfalls in den Stellungnahmen wieder. 

Die Einführung des „Freiwilligen Handwerksjahres“ soll unentschlossenen Auszubildenden 
die Möglichkeit bieten, verschiedene Ausbildungsberufe im Handwerk kennenzulernen, 
um sich besser für eine passende Berufsausbildung entscheiden zu können. Dadurch 
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sollen die Zahlen von Ausbildungsabbrecher*innen verringert und die Zufriedenheit und 
Verbundenheit der Auszubildenden mit den Handwerksbetrieben erhöht werden. Wie von 
der Handwerkskammer München und Oberbayern ausgeführt, ist die Umsetzung dieses 
Vorhabens jedoch schwierig, weil auf die teilnehmenden Betriebe ein zu hoher Verwal-
tungs- und Betreuungsaufwand zukommen würde. In dem dreimonatigen Praktikum ist der 
bzw. die Auszubildende nicht vollständig eingelernt und kann daher nicht im Alltagsge-
schäft mitarbeiten, soll aber nach Möglichkeit einen umfassenden Einblick in alle Arbeits-
schritte und Abläufe erhalten. Unter diesen Umständen ist, wie von der HWK vorgeschla-
gen, ein Kurzpraktikum für alle Seiten eine adäquate Alternative, bei der der Nutzen die 
Kosten in der Regel aufwiegt. 
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6. Gesamtfazit und weiteres Vorgehen 

Die Unternehmen in München schaffen nicht nur Arbeitsplätze und tragen zur wirtschaftli-
chen Stabilität der Stadt bei, sondern generieren auch erhebliche Gewerbesteuereinnah-
men, die wiederum Voraussetzung für öffentliche Dienstleistungen und Infrastrukturinves-
titionen sind. Eine florierende Wirtschaft ist daher essenziell für die Lebensqualität und 
das soziale Gefüge der Stadt. Die Unterstützung und Förderung der Unternehmen durch 
eine effiziente und unternehmensfreundliche Verwaltung sind somit nicht nur eine wirt-
schaftliche Notwendigkeit, sondern auch eine soziale Verpflichtung. 

Der Stadtrat hat im Mai 2025 das RAW beauftragt, eigene Servicestandards zu erarbeiten, 
die die Mittelstandsfreundlichkeit der Münchner Stadtverwaltung erkennbar machen.  

Das RAW hat die oben unter Punkt 2.1. von den Wirtschaftskammern vorgeschlagenen 
Servicestandards aufgegriffen, weil mit diesen die aktuell bestehenden Verwaltungs-
hemmnisse der Münchner Unternehmen direkt angegangen werden. Gemeinsam mit den 
Vertreter*innen der Wirtschaftsverbände wurde mit den drei betroffenen Referaten und 
Dienststellen, Referat für Stadtplanung und Bauordnung/Lokalbaukommission, dem Mobi-
litätsreferat/Baustellenbüro und dem KVR, in mehreren Workshops an den Umsetzungs-
möglichkeiten der Servicestandards gearbeitet. In den geführten Gesprächen und Diskus-
sionen hat sich die hohe Komplexität des Themas gezeigt. 

Ein erster Erfolg konnte auf Seiten des KVR im Bereich Fahrzeugzulassung erzielt wer-
den, indem ein Servicestandard, „Gewerbliche Neufahrzeugzulassungen werden in der 
Regel innerhalb von zwei Werktagen ermöglicht“, definiert wurde. Verschiedene weitere 
Verbesserungen wurden erreicht, die zwar keinen festgeschriebenen, messbaren Service-
standard darstellen, aber auf die allgemeine Unternehmensfreundlichkeit der Stadtverwal-
tung einzahlen:  

Im KVR wurde der neue Service einer Verwaltungslotsin umgesetzt, die an der Schnitt-
stelle zu den Unternehmen vermittelt und Unternehmen unterstützt. Die Gewerbehörde 
verfolgt die konsequente Optimierung von Prozessen, insbesondere durch Digitalisierung, 
Serviceorientierung und kundenfreundliche Angebote, die auch Elemente einer Fast-Lane 
bereits funktional abbilden. Im Bereich der Genehmigung von Freischankflächen konnte 
der Genehmigungsprozesses aufgrund der Umsetzung einer Gesetzesänderung verein-
facht werden. Im Rahmen des Projekts „Zukunft Ausländerbehörde“ (ZAG) wurden weitere 
Prozessoptimierungen umgesetzt, wie die Entlastung bei der Ersterteilung eines Aufent-
haltstitels durch wegfallende Prüfungen und eine beschleunigte Bearbeitung. Die Ver-
knüpfung der Online-Anträge mit dem Ticketing-System Zammad sorgt für einen transpa-
renten und sicheren Dialog mit den Antragstellern, inklusive Statuseinblick. Das mehrspra-
chige Online-Angebot wurde im ersten Halbjahr 2025 um sechs Sprachen erweitert. 2026 
wurde zudem das Welcome-Center im KVR eröffnet, um Neuankömmlingen und Unter-
nehmen in München eine niederschwellige Informations- und Unterstützungsstelle zu bie-
ten. In der LBK wurde die Digitalisierung weiter vorangebracht, so ist z.B. der elektroni-
sche Bauantrag inzwischen elementar und die Einbindung anderer Dienststellen erfolgt 
digital.  

Für die Einführung von festgeschriebenen Servicestandards, wie von den Wirtschaftskam-
mern eingebracht, müssen dagegen insbesondere in den Bereichen der LBK und im 
MOR-Baustellenbüro vorerst die entsprechenden Rahmenbedingungen und Vorausset-
zungen geschaffen werden, um die Digitalisierung voranzutreiben und die Arbeitsabläufe 
zu vereinfachen und zu beschleunigen. Dazu gehört auch die Ausstattung mit dringend 
benötigten IT-Anwendungen. Zudem ist es notwendig, dass in den Genehmigungsberei-
chen der beiden Dienststellen, die nicht oder nur sehr eingeschränkt automatisiert werden 
können, das erforderliche Personal verfügbar ist. Soweit diese Rahmenbedingungen feh-
len, wird das Angebot von tatsächlichen Servicestandards, die ein Leistungsversprechen 
geben sowie transparent und messbar sind, nach Einschätzung des RAW nur über einen 
mittelfristigen Zeitraum realisiert werden können.  
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Einige kurzfristige Maßnahmen, die schrittweise zu einer Verbesserung des Verwaltungs-
service führen können, werden gemeinsam von RAW, den Wirtschaftsverbänden sowie 
den zuständigen Referaten und Dienststellen weiterverfolgt: Im MOR wird untersucht, in-
wieweit eine Ausweitung der „Jahresgenehmigungen für Handwerker“ rechtlich möglich 
und umsetzbar ist, um kleine und mehrfach wiederkehrende Genehmigungsanträge zu 
vermeiden und damit Kapazitäten für komplexe Antragsbearbeitung zu schaffen. Des Wei-
teren wird im MOR/Baustellenbüro der Einsatz einer neuen Software verfolgt, die mittel-
fristig den Bearbeitungsprozess beschleunigen kann. Im Bereich der LBK wird aktuell ge-
prüft, ob die Digitalisierung (Scannen) der Bestandsakten zentral ausgelagert und künftig 
das dringend notwendige Angebot der Akteneinsicht verbessert bereitgestellt werden 
kann. Des Weiteren kann in den verschiedenen Dienststellen mit Unternehmenskontakten 
die online Bereitstellung von Informationen und Antragsunterlagen für Unternehmen im 
Internet weiter verbessert werden, um z.B. über vereinfachte Verfahren bei Baustellenein-
richtungen oder über Genehmigungsvoraussetzungen schnell erkennbar zu informieren. 
Das RAW wird hier gemeinsam mit den Wirtschafsverbänden das Feedback der Unter-
nehmen einholen, Unternehmensbeschwerden auswerten und bei den betroffenen Refe-
raten einbringen, um weiter an kurzfristig umsetzbaren Verbesserungen an den Berüh-
rungspunkten der Unternehmen zur Stadtverwaltung zu arbeiten.  

Darüber hinaus ist es erforderlich, die kommunalen Handlungsspielräume der LHM zu 
stärken. Diese Forderung der überparteilichen „Initiative für einen handlungsfähigen Staat“ 
wird sowohl vom Städtetag als auch vom RAW, den beteiligten Referaten sowie den Wirt-
schaftsvertreter*innen als ein wichtiger Anstoß für Verbesserungen im Verwaltungsservice 
angesehen. Die Umsetzung von Landes-, Bundes- und EU-Recht muss unter Einbezie-
hung der Kommunen auf die dortigen Gegebenheiten abgestimmt sein und der Landes-
hauptstadt München muss als Kommune ein gewisser Spielraum bzw. Abweichungskom-
petenzen zugestanden werden.  

Um die Probleme der Fachdienststellen und Referate der Landeshauptstadt bei der Um-
setzung von Landes-, Bundes- und EU-Recht weiterhin an entsprechenden Stellen im 
Landtag, in Bundestags- und EU-Gremien zu platzieren, werden das RAW und die Wirt-
schaftskammern die im Rahmen der stadtweiten Abfrage erhobenen kritischen Rechtsvor-
schriften aus Gliederungspunkt 3 bzw. die in Anlage 3 aufgeführten Rückmeldungen an 
das Wirtschaftsministerium weitergeben und an die entsprechenden Gremien herantra-
gen. 

Die Einführung eines „Freiwilligen Handwerksjahres“ hält die Handwerkskammer für Mün-
chen und Oberbayern (HWK) in der aktuellen Form für nicht zielführend, um das Interesse 
an einer Ausbildung im Handwerk zu steigern. Die Verwaltungskosten und der Aufwand 
für die Betriebe würden nach Aussage der HWK den Nutzen übersteigen. Stattdessen un-
terstützt die HWK ein einwöchiges Praktikum sowie eine Informationskampagne, insbe-
sondere an Schulen. 

Es ist von großer Bedeutung, dass die Münchner Stadtverwaltung kontinuierlich an der 
Verbesserung der Rahmenbedingungen für den Mittelstand bzw. die Unternehmen arbei-
tet. Ein erster Ansatzpunkt wird sein, die von den Wirtschaftskammern und Unternehmen 
genannten aktuellen Hemmnisse oder weiteren Verbesserungsvorschläge (Gliederungs-
punkt 2.3), die bisher keine Beachtung finden, aufzugreifen.  

Die Kammern und die Stadtverwaltung werden, unterstützt von den Wirtschaftsverbänden, 
auch weiterhin eng zusammenarbeiten, um die Bedürfnisse und Herausforderungen des 
Mittelstands und der gesamten Unternehmerschaft zu verstehen und gezielt darauf zu re-
agieren. Durch den intensiven Austausch zwischen Fachdienststellen und Wirtschaftsver-
treter*innen wurde deutlich, dass die notwendigen Verbesserungen in der Verwaltung 
größte Anstrengungen erfordern; diesbezüglich konnte ein gegenseitiges Verständnis für 
die aktuelle Situation in Wirtschaft und Stadtverwaltung erzielt werden. Die Wirtschaftsver-
treter*innen erachten es als sehr wichtig, die Umsetzung von Servicestandards in der 
Stadtverwaltung weiterzuverfolgen, gleichzeitig müssen übergeordnete prozessuale 
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Schwächen behoben werden.  

Das RAW wird die Umsetzung von Servicestandards und Prozessoptimierungen weiter 
vorantreiben. Jedoch kann nur durch eine gemeinsame Anstrengung aller beteiligten Re-
ferate und Fachdienststellen sichergestellt werden, dass Prozesse und Rahmenbedingun-
gen stetig verbessert werden und somit Münchens Attraktivität für Unternehmen nicht nur 
erhalten, sondern kontinuierlich gesteigert wird. 

Über das weitere Vorgehen und den Sachstand zum Thema „Mittelstandsfreundliche 
Stadtverwaltung“ soll dem Stadtrat bis Ende Juli 2027 erneut berichtet werden. 
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7. Klimaprüfung 

Ist Klimaschutzrelevanz gegeben: Nein 

 

8. Abstimmung mit den Querschnitts- und Fachreferaten 

Die Beschlussvorlage ist mit dem  

Direktorium  

Baureferat  

Gesundheitsreferat  

IT-Referat  

Kommunalreferat  

Kreisverwaltungsreferat  

Kulturreferat  

Mobilitätsreferat  

Personal- und Organisationsreferat  

Referat für Bildung und Sport  

Referat für Klima- und Umweltschutz 

Referat für Stadtplanung und Bauordnung  

Sozialreferat und der  

Stadtkämmerei  

abgestimmt. 

 

Anhörung des Bezirksausschusses 

In dieser Beratungsangelegenheit ist die Anhörung des Bezirksausschusses nicht vorge-
sehen (vgl. Anlage 1 der BA-Satzung). 

 

Eine fristgerechte Vorlage war nicht möglich, weil die erforderlichen Abstimmungen mit 
den zu beteiligenden Dienststellen zum heutigen Sachstandsbericht nicht früher abge-
schlossen werden konnten.  
 

Die Behandlung in der heutigen Sitzung ist zwingend notwendig, um eine weitere Bearbei-
tung ohne Verzögerung zu ermöglichen. 

 

Der Korreferent des Referates für Arbeit und Wirtschaft, Herr Stadtrat Manuel Pretzl, und 
der Verwaltungsbeirat für Wirtschaftsförderung, Herr Stadtrat Christian Christoph, haben 
jeweils einen Abdruck der Sitzungsvorlage erhalten. 
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II. Antrag des Referenten 

1. Der Stadtrat nimmt den Sachstand in den Fachreferaten zur Entwicklung von Service-
standards im Sinne einer „Mittelstandfreundlichen Stadtverwaltung“ zur Kenntnis. 

2. Die Referate MOR, PLAN und KVR werden gebeten, mit der Entwicklung und Einfüh-
rung von Servicestandards zu konkreten Dienstleistungen der Stadtverwaltung mit un-
mittelbarem Bezug zur Wirtschaft unter Berücksichtigung der aktuellen Haushaltslage 
fortzufahren. Dabei werden die Querschnittsreferate unter Federführung des RAW ein-
bezogen. 

3. Der Stadtrat stimmt der Empfehlung des Referats für Arbeit und Wirtschaft zu, mit der 
Unterstützung der Querschnittsreferate die Digitalisierung der LBK und dabei insbeson-
dere das Scannen der Bauakten voranzutreiben, um die Beschleunigung der Bearbei-
tung zu fördern. 

4. Der Stadtrat stimmt der Empfehlung des Referats für Arbeit und Wirtschaft zu, dass 
eine Softwarelösung für das digitale Genehmigungsverfahren für temporäre Baustellen-
anordnungen umgehend angeschafft wird. Dadurch können mittelfristig prozessuale 
Verbesserungen herbeigeführt werden. 

5. Der Stadtrat stimmt der Empfehlung des Referats für Arbeit und Wirtschaft zu, insbe-
sondere auf Grund der dargestellten Refinanzierung der Stellen, im Bereich temporäre 
Baustellenanordnungen eine angemessene Stellenausstattung sicherzustellen, um die 
notwendige Prozessoptimierung und damit verbundene schnellerer Genehmigungs-
dauer bereits kurzfristig zu erreichen.  

6. Der Stadtrat stimmt zu, dass die von den Referaten gemeldeten kritischen Rechtsvor-
schriften an das Bayerische Wirtschaftsministerium und die beiden Wirtschaftskam-
mern HWK und IHK übermittelt werden, um den Abbau von genannten bürokratischen 
Hürden anzustoßen. 

7. Das Referat für Arbeit und Wirtschaft wird beauftragt, dem Stadtrat bis zum 31.07.2027 
erneut zu berichten.  

8. Der Antrag Nr. 20-26 / A 01747 von den Fraktionen Die Grünen - Rosa Liste, SPD / 
Volt vom 23.07.2021 ist hiermit geschäftsordnungsgemäß behandelt und erledigt.  

9. Der Antrag Nr. 20-26 / A 05656 von der Fraktion CSU mit Freie Wähler vom 
26.05.2025 ist geschäftsordnungsgemäß behandelt und erledigt. 
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III. Beschluss 

nach Antrag. 

 

 

 

 

Die endgültige Beschlussfassung über den Beratungsgegenstand obliegt der Vollver-
sammlung des Stadtrates. 

 

Der Stadtrat der Landeshauptstadt München 

Der / Die Vorsitzende Der Referent 

Ober-/Bürgermeister/-in 
ea. Stadtrat / ea. Stadträtin 

Dr. Christian Scharpf 
Berufsm. Stadtrat 

IV. Abdruck von I. mit III. 
über Stadtratsprotokolle (D-II/V-SP) 

 

an das Direktorium – Dokumentationsstelle 
an das Revisionsamt 
z. K. 

 

  



Seite 46 
 

 

V. Wv. Referat für Arbeit und Wirtschaft RAW-GB2-SG1 

1. Die Übereinstimmung des vorstehenden Abdrucks mit der beglaubigten Zweitschrift 
wird bestätigt. 

2. An das Direktorium 

An das Baureferat  

An das Gesundheitsreferat 

An das IT-Referat  

An das Kommunalreferat  

An das Kreisverwaltungsreferat (KVR)  

An das Kulturreferat  

An das Mobilitätsreferat (MOR)  

An das Personal- und Organisationsreferat  

An das Referat für Arbeit und Wirtschaft - GL2 

An das Referat für Bildung und Sport  

An das Referat für Klima- und Umweltschutz 

An das Referat für Stadtplanung und Bauordnung  

An das Sozialreferat  

An die Stadtkämmerei  

An die IHK München/Oberbayern 

An die HWK München/Oberbayern 

An das RAW // GB 2/ SG 6 

z. K. 

 

Am……………. 



München, den 23.07.2021

Herrn 
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus

In die Zukunft wirtschaften II — Stadtverwaltung mittelstandsfreundlich ausrichten

Antrag

Die Stadtverwaltung wird beauftragt, ihre Abläufe mittelstandsfreundlich und bürokratiearm 
auszurichten. Wichtige Punkte sind dabei, die Reaktion auf Beschwerden, die 
Reaktionszeit auf Anfragen, das pünktliche Bezahlen von Rechnungen und klare 
Ansprechpartner*innen. Das Ziel ist u. a., dass kleine und mittelständische Unternehmen 
wissen wer ihr*e Ansprechpartner*in in der Verwaltung ist und wie viel Zeit die Bearbeitung 
des Antrages in Anspruch nimmt. Dabei sind unterschiedliche Gütezeichen zu prüfen und 
in wie weit digitale Prozesse in der Verwaltung Unternehmen unterstützen können.

Ein entsprechendes Konzept soll dem Stadtrat im ersten Quartal 2022 vorgelegt werden. 

Begründung:

Wohlstand als Frage der Nachhaltigkeit und sozialer Gerechtigkeit neu zu definieren ist die 
große Aufgabe unserer Zeit. Dabei müssen ökologische Nachhaltigkeit und soziale 
Gerechtigkeit stets zusammen gedacht werden. Sie sind die Kriterien für die 
Zukunftsfähigkeit unseres Wirtschafts- und Finanzsystems. München kommt als 
bedeutender Wirtschafts- und Finanzstandort eine Vorbildrolle zu und kann mit einer 
entsprechenden Positionierung weit über die Stadtgrenzen hinaus wirken. Dieser 
Verantwortung gilt es im Rahmen kommunaler Spielräume gerecht zu werden.

Anlage 1



München ist ein starker Wirtschaftsstandort. Diese Stärke müssen wir uns jeden Tag neu 
erarbeiten, damit dies auch in Zukunft so bleibt. Insbesondere für kleine und mittlere 
Unternehmen stellt kundenorientiertes und transparentes Verwaltungshandeln einen 
attraktiven weichen Standortfaktor dar, da sich durch Bürokratie häufig viele Abläufe in die 
Länge ziehen. Für Unternehmen ist dies stets mit vermeidbaren Mehrkosten verbunden.

Ein Gütezeichen das die Verwaltung prüfen soll, ist das der Gütegemeinschaft 
Mittelstandsorientierte Kommunalverwaltungen e. V., die hierfür 14 nachprüfbare 
Gütekriterien wie bspw. Eingangsbestätigungen, Bearbeitungszeit von 
Baugenehmigungen oder die schnelle Reaktion auf Beschwerden entwickelt hat. 

Fraktion Die Grünen-Rosa Liste          SPD/Volt-Fraktion
Initiative: 
Julia Post Simone Burger

Sebastian Weisenburger Christian Vorländer

Dominik Krause Klaus Peter Rupp

Clara Nitsche Felix Sproll

Beppo Brem

Anja Berger

Katrin Habenschaden

Mitglieder des Stadtrates Mitglieder des Stadtrates



CSU-FW-Fraktion im Stadtrat | | Tel.089 233 92650 |  Fax: 089 233 92747 | csu-fw-fraktion@muenchen.de 

Rathaus |  Marienplatz 8  |  Zimmer 249/II  |  80331 München 

ANTRAG 

An Herrn  
Oberbürgermeister 
Dieter Reiter  

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 26.05.2025 

Mittelstand und Handwerk den Rücken stärken! 

Das Referat für Arbeit und Wirtschaft wird gebeten, gemeinsam mit der Industrie- und 

Handelskammer für München und Oberbayern (IHK) sowie der Handwerkskammer für 

München und Oberbayern zu eruieren, welche behördlichen Heraus- und Anforderungen für 

Handwerksbetriebe sowie kleine und mittlere Unternehmen (KMU) in München am 

schwersten wiegen. Es sollen konkrete Vorschläge erarbeitet werden, wie diese beseitigt oder 

zumindest deutlich reduziert werden können. Zudem soll dem Stadtrat dargestellt werden, 

wie die Handwerkskammer das Modellprojekt des freiwilligen Handwerksjahrs umsetzen 

möchte und welche Vorteile sie sich von dieser neuen Möglichkeit verspricht.   

Begründung 

Die Zeilen 328 bis 367 des Koalitionsvertrages zwischen CDU, CSU und SPD sind dem 

Mittelstand und dem Handwerk gewidmet. Darin heißt es u.a., dass die angesprochenen 

Unternehmen mit flexibleren gesetzlichen Rahmenbedingungen, einfacheren 

Vergabeverfahren und schnelleren Genehmigungsprozessen unterstützt und entlastet werden 

sollen. So ist beispielsweise geplant, die Nachweisführung von Fördermitteln zu erleichtern, 

Schriftformerfordernisse, v.a. im Arbeitsrecht zu reduzieren, Genehmigungsfiktionen 

einzuführen etc.. Um hier schnell voranzukommen und an den relevanten Stellschrauben zu 

drehen, die den angesprochenen Handwerksbetrieben und KMU auch tatsächlich nutzen, ist 

es sinnvoll, konkrete Beispiele und Lösungsansätze in Kooperation mit den relevanten 

Kammern zu erarbeiten, um diese auf Bundes- und Landesebene zur Verfügung stellen zu 

können.  

Auch das im Koalitionsvertrag genannte freiwillige Handwerksjahr (Zeilen 3328 bis 3330) ist 

hinsichtlich seiner Vor- und Nachteile zu beleuchten und ein Modellprojekt in München zu 

etablieren.   

Manuel Pretzl (Initiative) Alexander Reissl Sebastian Schall 

Fraktionsvorsitzender  Stadtrat Stadtrat 

Matthias Stadler Thomas Schmid 

Stadtrat Stadtrat 

Anlage 2





































































































































Datum: 08.06.2026 
Telefon:  

 Haushaltswirtschaft und Finanzplanung 
 Teilhaushalte 

 

Sitzungsvorlage Nr. 26-32 / V 00334 In die Zukunft wirtschaften II – Stadtverwaltung 
mittelstandsfreundlich ausrichten 
Beschlussvorlage für den Ausschuss für Arbeit und Wirtschaft am 21.07.2026 
Öffentliche Sitzung 

I. An das Referat für Arbeit und Wirtschaft

Die Stadtkämmerei nimmt die o.g. Beschlussvorlage zur Kenntnis. 

In dieser Beschlussvorlage wird keine Haushaltsausweitung beantragt. Die Stadtkämmerei 
weist vorsorglich darauf hin, dass im Falle von refinanzierten Stellen darauf zu achten ist, 
dass die antizipierten Einnahmen auch in der entsprechenden Höhe bei der Stadt eingehen. 

Die Stellungnahme der Stadtkämmerei ist in die Beschlussvorlage einzuarbeiten oder als 
Anlage beizufügen. 

Das Büro des Oberbürgermeisters sowie das Direktorium D-HAII-V1 (Beschlusswesen), das 
Revisionsamt und Personal- und Organisationsreferat erhalten einen Abdruck der 
Stellungnahme zur Kenntnis. 

Gezeichnet  
 am 08.06.2026 
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Datum: 09.07.2026 

Telefon: 

Personal- und 
Organisationsreferat 
Stadtdirektor 

[ LHM-offen ] 

In die Zukunft wirtschaften II – Stadtverwaltung mittelstandsfreundlich ausrichten 

Sitzungsvorlage Nr. 26-32 / V 00334  

Beschlussvorlage für den Ausschuss für Arbeit und Wirtschaft am 21.07.2026 (VB) 

Öffentliche Sitzung  

Stellungnahme des Personal- und Organisationsreferats 

I. An das Referat für Arbeit und Wirtschaft     – nur per E-Mail –

Das Personal- und Organisationsreferat (POR) begrüßt und unterstützt das Vorhaben,
Münchens Attraktivität für Unternehmen kontinuierlich zu verbessern, ausdrücklich.

Das POR nimmt zur Kenntnis, dass insbesondere auf den Seiten 8–12 das Thema
Personalkapazitäten kritisch diskutiert wird. In Bezug auf die Personalstrategie 2030 betont
das POR, dass die Seitwärtsbewegung der Personalkosten zwingend erforderlich ist. Die auf
Seite 12 erbetene „Zuschaltung von zentral finanzierten Stellen“ steht im Widerspruch zur vom
Stadtrat beschlossenen Personalstrategie.

Zudem besteht keine Möglichkeit, Stellen von zentraler Seite aus zu finanzieren, da das
gesamte Personalbudget bereits auf die Referate verteilt ist und in der Hochrechnung heute
bereits überschritten wird. Etwaige Mehrkosten, die durch zusätzliches Personal entstehen,
müssen, sofern keine Refinanzierung möglich ist, an anderer Stelle durch Einsparungen
ausgeglichen werden. Auch eventuelle Mehraufwände infolge von Optimierungen bzw.
Qualitätsverbesserungen können in den betroffenen Referaten ausschließlich mit
vorhandenem Personal oder durch Personalumschichtungen bewältigt werden.

Das POR unterstützt die in der Diskussion geäußerte Fokussierung auf Pflichtaufgaben
ausdrücklich und betont die Notwendigkeit einer referatsinternen Aufgabenkritik,
Umschichtungen zugunsten von Pflichtaufgaben sowie zu Lasten freiwilliger Aufgaben. Zudem
sind Prozessoptimierungen und Digitalisierungsvorhaben zu favorisieren, sofern eine positive
Digitalisierungsdividende erzielt werden kann.

Mit der internen Organisationsberatung consult.in.M verfügt das POR über eine wirksame
Einheit, die die Referate und Eigenbetriebe der LHM bei der Optimierung und
Weiterentwicklung ihrer Prozesse und Strukturen aktiv unterstützt.

Wir bitten diese Stellungnahme der Sitzungsvorlage beizufügen.
Die Sitzungsvorbereitung des Direktoriums erhält einen Abdruck der Stellungnahme.

II. Abdruck von I.
an das Direktorium, D-II-V ( ) 
z. K.

Mit freundlichen Grüßen 

gez. 
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Datum: 30.01.2026 

Telefon:  

Telefax:  

 

Referat für Klima- und 
Umweltschutz 
Berufsmäßige Stadträtin 

[ LHM-intern ] 

Stadtweite Abfrage von Hemmnissen durch Landesgesetzgebung 

An das Referat für Arbeit und Wirtschaft, RAW-GB2 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für Ihre Anfrage zur Identifikation von Hemmnissen durch Landes-, Bundes- oder 

EU-Regelungen. Nachfolgend übermitteln wir Gerne geben wir für unseren Zuständigkeits-

bereich folgende Rückmeldung: 

Geschäftsbereich II – Klimaschutz und Energie 

Das am 17.11.2023 in Kraft getretene Energieeffizienzgesetz verpflichtet Unternehmen, Re-

chenzentren und öffentliche Stellen zur Steigerung der Energieeffizienz. Es definiert konkrete 

Primär- und Endenergieeinsparziele: Bis 2030 soll der Endenergieverbrauch im Vergleich zu 

2008 um 26,5 % und der Primärenergieverbrauch um 45 % gesenkt werden. 

• Unternehmen mit einem Verbrauch von mehr als 7,5 GWh müssen ein umfangreiches
Energie- oder Umweltmanagementsystem (EnMS/EMAS) umsetzen,

• während solche mit mehr als 2,5 GWh alle vier Jahre ein Energieaudit durchführen
müssen.

• Rechenzentren müssen bis 2030 bestimmte Energieverbrauchseffizienzwerte errei-
chen und ab 2024 mindestens 50 % ihres Stroms aus erneuerbaren Energien bezie-
hen, bis 2027 dann 100 %.

• Zudem müssen Unternehmen mit einem Verbrauch über 2,5 GWh Abwärme vermei-
den und wiederverwenden.

Die Regelungen des aktuellen Energieeffizienzgesetzes erleichtern es uns als Kommune 
Münchens, ambitionierte Nachhaltigkeits- und Klimaneutralitätsziele umzusetzen. Damit wer-
den Rahmenbedingungen und Grundlagen geschaffen, um beispielsweise die kommunale 
Wärmeplanung zeiteffizient und zielorientiert umzusetzen. 

Allerdings gibt es Bedenken hinsichtlich des aktuellen Referentenentwurfs der Bundesregie-
rung für ein Gesetz zur Beschleunigung der Umsetzung der Energieeffizienzrichtlinie (EED), 
darin insb. die Rücksetzung der Regelungen auf das im EU-Recht geforderte Mindestmaß. 
Dieser Entwurf entkräftet wesentliche, wirkungsvolle Treiber des Energieeffizienzgesetzes und 
könnte unsere Arbeiten im Bereich Klimaschutz und Nachhaltigkeit erheblich hemmen. 

Insbesondere betreffen unsere Bedenken folgende Punkte: 

• (§§ 4 und 5) Die Streichung der Energieeffizienzziele könnte zu einer Verfehlung der

Klimaziele führen, da es keine konkreten Ziele mehr für Deutschland geben würde.

Anlage 7
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• (§ 8) Die Anhebung der Schwellenwerte zur Einführung eines EnMS/EMAS und die 

Reduzierung der Anforderungen an die Datenerfassung würden die Erstellung der 

kommunalen Wärmeplanung (komWP) erheblich behindern. 

• (§ 16) Die Einführung einer Kosten-Nutzen-Analyse anstelle konkreter Forderun-

gen zur Vermeidung und Verwendung von Abwärme könnte dazu führen, dass kleine 

und mittelständische Unternehmen (KMU) keinen Anreiz mehr haben, dieses Thema 

zu berücksichtigen. Dadurch würden wichtige Daten für die komWP nicht mehr erfasst. 

• (§ 17) Die Aufweichung der Eintragung und Meldung von Abwärme an die Platt-

form für Abwärme (PFA) der Bundesstelle für Energieeffizienz behindert die Datener-

hebung, die für die komWP notwendig ist. 

 

Um diese Herausforderungen anzugehen, schlagen wir vor, die alten Regelungen im Energie-
effizienzgesetz wiederherzustellen, um die ambitionierten Klimaziele zu unterstützen und die 
kommunale Wärmeplanung nicht zu gefährden. 

 
 

Geschäftsbereich III – Naturschutz und Biodiversität 

 

Gesetzliche Vorgaben des Naturschutzes, insbesondere des Artenschutzes, werden in der 

Öffentlichkeit häufig als „bürokratische Hemmnisse“ wahrgenommen. In der Regel verhin-

dern naturschutzrechtliche Vorgaben jedoch keine zulässigen Planungen oder Vorha-

ben. Wenn Vorhaben aufgrund naturschutzrechtlicher Belange unzulässig sind, wird dies 

meist planerisch vermieden, sodass solche Fälle selten auftreten. Verzögerungen entstehen 

häufig durch unzureichende Prüfungen und langwierige Gerichtsverfahren, nicht durch den 

Naturschutz selbst. 

 

Naturschutzrechtliche Vorgaben erhöhen die Komplexität von Planungs- und Genehmigungs-

verfahren. Verzögerungen treten nur dann auf, wenn Umweltbelange nicht von Anfang an be-

rücksichtigt werden, was zu Nachforderungen und ruhenden Genehmigungsverfahren führt. 

Die Verantwortung für die Vorlage vollständiger Unterlagen liegt bei den Antragstellern, nicht 

bei den Naturschutzbehörden. 

 

Das Naturschutzrecht wird seit jeher stark von berufsständischen Interessensgruppen ge-

prägt, in deren Betätigungsfelder es eingreift. Nicht nur der Verbandsnaturschutz, sondern 

auch Vertretungen der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft sowie anderer Interessensgrup-

pen nehmen regelmäßig Einfluss auf die natur- und umweltschutzbezogene Gesetzgebung auf 

allen Ebenen. In den letzten Jahren wurden Regelungen hinzugefügt, die vor allem bestimmte 

Branchen (z.B. Windenergie) privilegieren oder landwirtschaftliche Probleme lösen sollen (z.B. 

Umgang mit der geschützten Tierart Wolf). Auch aktuelle Trends aus gesellschaftlichen Dis-

kussionen (Artenschutz, „Lichtverschmutzung“) wurden aufgegriffen. 

 

Das Naturschutzrecht ist durch eine Vielzahl von Regelungen, europarechtlicher Konformi-

tätszwänge, föderale Vielfalt, branchenspezifische Ausnahmen und differenzierte Zuständig-

keitsregelungen im Laufe der letzten Jahrzehnte komplex geworden. Diese Komplexität kann 

als Hemmnis wahrgenommen werden. Eine Überprüfung, welche Vorschriften in der Praxis 

bedeutungslos geworden sind, könnte die Lesbarkeit und Handhabbarkeit erhöhen. Eine „Ent-

schlackung“ wäre möglich, wenn – entgegen dem Trend – auf detaillierte Einzelregelungen 

und Ausnahmen verzichtet wird und die darin geregelten Fälle der behördlichen oder gut-

achterlichen Einschätzung überlassen werden. Dies erfordert jedoch Vertrauen in die Fach-

kompetenz oder Urteilsfähigkeit der entsprechenden Fachkräfte. Detaillierte Vorschriften 

schränken nicht nur den Handlungsspielraum von Vorhabensträger*innen ein, sondern auch 
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den der zuständigen Behörden. Je mehr Details zu beachten sind, desto wahrscheinlicher ent-

stehen Entscheidungsmängel durch das Übersehen von Vorschriften. 

 

Der Vollzug von Gesetzen erfordert eine ausreichende Personalausstattung der betroffenen 

Behörden. Ohne diese sind Verzögerungen durch „Antragsstau“ zu erwarten, was nicht nur auf 

„überbordende Bürokratie“ zurückzuführen ist. 

 

Bisherige Initiativen zur Beschleunigung und Entbürokratisierung des Bauwesens beinhalten 

Änderungen in der BayBO. Unter anderem wurden bestimmte Vorhaben zur Gewinnung von 

Energie von Genehmigungsverfahren freigestellt. Dies klingt zunächst nach einer Vereinfa-

chung. Da jedoch sämtliche Vorschriften weiterhin zu beachten sind, die zuvor im Baugeneh-

migungsverfahren abgefragt und geprüft wurden, sind die Antragsteller nun selbst verpflichtet, 

alle relevanten Genehmigungen und Stellungnahmen einzuholen. Eine Koordination der Be-

hörden findet nicht mehr statt. Im Ergebnis werden Verfahren dadurch nicht vereinfacht, son-

dern die Verantwortung lediglich verschoben. Bei Vorhabensträgern, die sich nicht an alle Vor-

schriften halten, entstehen zusätzliche Prüfungs-, Mahnungs- und Ordnungswidrigkeitsverfah-

ren, was die Situation verkompliziert. 

 

Ein konkreter Entlastungsvorschlag betrifft zwar den Bundesgesetzgeber, dennoch wurde 

nach praxisnahen Entbürokratisierungen gefragt: Die uNB hatte 2025 zwei Fälle zu bearbeiten, 

in denen für Baumfällungen auf Grundstücken mit genehmigten Bauvorhaben die Ausnah-

meregelungen in § 39 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG und die Befreiungsregelungen des § 67 

BNatSchG nicht anwendbar waren. Deshalb mussten die Bäume bis zum 30.09.2025 stehen 

bleiben. In beiden Fällen handelte es sich um private Vorhaben, sodass die gesetzlichen Aus-

nahmen nicht griffen. Auch gemäß § 15 zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft lagen nicht 

vor, da die betroffenen Bäume im Innenbereich gemäß § 34 BauGB standen. In diesen Fällen 

waren mehrere Bäume betroffen, wodurch ein erheblicher Gehölzbewuchs vorlag. 

 

Das Warten bis zum 30.09. war im gewerblichen Fall mit erheblichen finanziellen Konsequen-

zen verbunden. Die Bäume konnten nicht vorher gefällt werden, da die entsprechende Bauge-

nehmigung noch nicht vorlag. Eine Befreiung wegen unzumutbarer Härte konnte nicht begrün-

det werden, da die Situation durch die vorzeitige Beauftragung von Bauunternehmen durch 

den Betroffenen selbst herbeigeführt wurde. Ein Verstoß gegen die Zugriffsverbote des § 44 

BNatSchG konnte ausgeschlossen werden, da keine nutzbaren Baumhöhlen und keine Vogel-

nester vorhanden waren. Infolgedessen mussten die Bäume mehrere Monate bis zum 30.09. 

stehen bleiben. 

 

Wir schlagen für solche Fälle folgende Regelung vor (zum Beispiel als § 39 Abs. 7  Satz 2 

BNatSchG): „Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden können von 

den Verboten des Abs. 5 Nr. 2 im Einzelfall weitere Ausnahmen zulassen, wenn es sich zuläs-

sige Bauvorhaben handelt und ein Verstoß gegen die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 ausge-

schlossen werden kann.“ Diese Regelung würde das Stehenlassen von Bäumen bis zu einem 

bestimmten Datum vermeiden, wenn diese ohnehin gefällt werden sollen. 

 

 

Geschäftsbereich IV – Umweltschutz 

 

Über die bereits im Rahmen der Abfrage zur mittelstandsfreundlichen Verwaltung vom Ge-

schäftsbereich IV gemeldeten Punkte hinaus bestehen derzeit keine zusätzlichen gesetzlichen 

Hemmnisse (vgl. Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 15687 „In die Zukunft wirtschaften II – Stadt-

verwaltung mittelstandsfreundlich ausrichten“, ab Seite 8). Wir fügen diese Informationen da-

her nachrichtlich erneut an: 
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Der Geschäftsbereich IV - Umweltschutz des RKU begrüßt die zuordenbaren, einschlägigen 

Ergebnisse der zugrunde gelegten Umfrage bzw. Erfahrungsabfrage bei den angefragten mit-

telständischen Unternehmen:  

1 Nennung von 95 beim Thema „Ansprechpartner*innen nicht eindeutig bekannt“; 

1 Nennung von 73 beim Thema „keine zeitnahe Information zum Sach- Bearbeitungsstand 

Ihres Anliegens oder Antrags“; 

4 Nennungen von ca. 100 beim Thema „Probleme bei der Zusammenarbeit innerhalb der letz-

ten 12 Monate“.  

Angesichts dieser Zahlen startet der Geschäftsbereich IV bei der Optimierung des städtischen 

Verwaltungshandelns in Richtung mittelständischer Unternehmen auf einem hohen Niveau. 

Darüber freuen wir uns, wollen uns aber auch weiterhin und kontinuierlich verbessern.  

 

Im Geschäftsbereich IV – Umweltschutz sind die Münchner Umweltbehörden beheimatet: Die 

Bodenschutzbehörde (Altlasten und Abbrüche), die Abfallrechtsbehörde, die Wasserrechtsbe-

hörde, die Immissionsschutzbehörde sowie die Aufsichtsbehörde im Kaminkehrerwesen. Die-

se städtischen Fachbehörden vollziehen im klassischen Verwaltungsvollzug die geltenden 

Umweltgesetze und die daraus abgeleiteten untergesetzlichen Normen als gesetzliche Pflicht-

aufgaben, im übertragenen Wirkungskreis als Kreisverwaltungsbehörden. Der Geschäftsbe-

reich ist aber auch eine Sicherheitsbehörde: Umweltrecht ist spezielles Sicherheitsrecht. Z.B. 

beim Vollzug der 12. BImSchV sind 14 Störfallanlagen im Stadtgebiet zu beaufsichtigen und 

zu überwachen. 

 

Zu den Verwaltungskunden des Geschäftsbereichs gehören also Bürgerinnen und Bürger, 

Bauherren, Gewerbe- und Handeltreibende, Großunternehmen, Handwerksbetriebe, Handels-

ketten, Industrie und weitere. Insofern ist in diesem Zusammenhang wichtig, dass sich die Er-

gebnisse des Behördenhandelns des Geschäftsbereichs nicht „nur“ an den Mittelstand richten, 

sondern im Grunde die gesamte Münchner Stadtgesellschaft als Adressatenkreis haben. We-

gen der Neutralitätsverpflichtung verbietet sich eine priorisierende Ausrichtung des Verwal-

tungshandelns nach Partikularinteressen; vielmehr steht eine absolute Gleichbehandlung im 

Vordergrund. Die unsere Verwaltungs- oder Behördenleistungen nachsuchenden Unterneh-

men haben in der Regel einen gesetzlichen Anspruch darauf oder zumindest einen Anspruch 

auf eine ermessensfehlerfreie Entscheidung, unabhängig davon, ob sie dem sogenannten 

„Mittelstand“ angehören oder nicht. Dennoch können und werden mittelständische Unterneh-

men von den im Folgenden beschriebenen Aktivitäten und angestoßenen Projekten im Kontext 

hin zu einer kundenorientierten Stadtverwaltung auch profitieren.   

 

a) Digitalisierung und Automatisierung von Prozessen 

 

Die hierzu vorgetragenen Wünsche der Wirtschaftsverbände sind die ausschließlich digitale 

Bearbeitung von Antragstellung bis zur Genehmigung ohne Medienbruch; einfache Prozesse 

und Aufgaben könnten so eigenständig und automatisch ablaufen. 

Auch der Geschäftsbereich IV sieht die Digitalisierung als größten Hebel aber auch gleichzeitig 

das als schleppend empfundene Fortschreiten als das größte Hemmnis in Richtung kunden-

orientierter Verwaltung. In der Bereitstellung digitalisierter Verfahren und Angebote steckt das 

größte Potenzial hin zu mehr Verwaltungsfreundlichkeit. Bei einer durchgängigen Digitalisie-

rung der Verwaltungsprozesse liegen Beschleunigungs- oder Vereinfachungseffekte auf der 

Hand. Eine dann mögliche orts- und terminunabhängige Kommunikation und die dadurch er-

möglichte Transparenz zum Stand eines Verfahrens tun ihr Übriges.  

Die entsprechenden Projekte (z.B. E-Akte, die elektronische Bauakte) wurden bereits stadtweit 

angestoßen und werden 2025 fortgesetzt; das RKU ist an diesen Projekten beteiligt.  
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Als in diesem Zusammenhang zusätzlich zu nennendes Beispiel sei ein Digitalisierungsthema 

genannt, das 2024 im RKU strategisch angestoßen wurde: Das mittels KI (Künstlicher Intelli-

genz) gestützte Antragsverfahren im Allgemeinen und der „vollständige Wasserrechtsantrag“ 

im Besonderen.  

 

Eine Rückmeldung der Wirtschaftsverbände in diesem Zusammenhang war auch die „rechtzei-

tige Kommunikation von fehlenden Unterlagen und Zwischennachrichten zum jeweiligen Bear-

beitungsstand“.  

Bei Antragsverfahren ist die Vollständigkeit der eingereichten Unterlagen häufig der gesetzlich 

festgelegte Startpunkt eines formellen Genehmigungsverfahrens (vgl. § 10 Abs. 3 BImSchG) 

oder für die Genehmigungsreife von weichenstellender Bedeutung (vgl. Art. 67 Abs. 2 Bay. 

Wassergesetz in Verbindung mit der Verordnung über Pläne und Beilagen in wasserrechtli-

chen Verfahren (WPBV)). Die Feststellung der Vollständigkeit der Unterlagen ist daher oftmals 

mit großem Zeit- und Ressourcenaufwand verbunden, der mit Einsatz einer KI-Unterstützung 

im Antragsstadium erheblich vermindert werden könnte. Die KI soll dabei den Antragssteller 

unterstützen, vollständige, d.h. den gesetzlichen Anforderungen entsprechende Unterlagen 

einzureichen und damit z.B. umfangreiche Nachforderungen der Behörden von vornherein 

unnötig zu machen.  

Eine Art „Online Nachverfolgung“ zum aktuellen Bearbeitungsstand eines anhängigen  Verwal-

tungsverfahrens ist auch aus Sicht des GB IV wünschenswert und sollte Teil der laufenden 

Digitalisierungsprojekte sein. Die Anmeldung für die städtische Projektliste beim RIT für 2025 

ist erfolgt.  

 

Weiteres Potenzial für eine kundenfreundliche Stadtverwaltung bietet die umfassende Digitali-

sierung der Verwaltungsprozesse bei der Zusammenarbeit mit außerstädtischen Fachbehör-

den. Genehmigungen gemäß Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) besitzen umfas-

sende Konzentrationswirkung oder wasserrechtliche Genehmigungen benötigen die gutachter-

liche Beteiligung weiterer Fachbehörden. Die städtische Genehmigungsbehörde hat deshalb 

die Stellungnahmen aller Behörden einzuholen, deren Aufgabenbereich durch ein Vorhaben 

berührt wird. Diese Beteiligung enthebt die städtische Genehmigungsbehörde der Steue-

rungsmöglichkeiten beim zeitlichen Ablauf des Genehmigungsverfahrens, da auf den Bearbei-

tungsstand bei den eingeschalteten Behörden nicht eingewirkt werden kann. Es ist also wün-

schenswert, dass die Zusammenarbeit mit anderen, außerstädtischen Behörden digital gestal-

tet werden kann, um Beschleunigungs- und Vereinfachungseffekte auch hier generieren zu 

können.  

In 2025 wird sich der Geschäftsbereich Umweltschutz an dem Projekt „das digitale Wasser-

buch“ des Bay. Staatsministeriums für Umwelt und Verbraucherschutz als Pilotbehörde beteili-

gen. Die Einführung der „E-Akte“ im Rahmen des übergreifenden städtischen Projekts wird in 

2025 fortgesetzt.  

 

b) Ausreichende Personalkapazitäten 

 

Entscheidend für einen stringenten Ablauf eines Genehmigungsverfahrens innerhalb der ge-

setzlich vorgegebenen Fristen ist, dass nicht nur die städtischen Behörden über ausreichende 

Kapazitäten verfügen, sondern auch die im Verfahren zu beteiligenden außerstädtischen 

Fachbehörden. Um das „Nadelöhr“ bei der Beteiligung außerstädtischer Fachbehörden „offen 

zu halten“ oder gar zu erweitern, ist eine ausreichende Personalausstattung essentiell für den 

Ablauf der Genehmigungsprozesse. Ohne ausreichende Personalkapazitäten können die zu 

erledigenden Aufgaben nicht bewältigt werden. Weitere Engpässe werden eine deutliche Ver-

langsamung der Verfahren bedingen, wenn die aktuell angekündigten Einsparungsmaßnah-

men beim Personalhaushalt auch auf die Pflichtaufgaben im Verwaltungsvollzug ausgedehnt 

werden. Dies gilt für die städtischen Behörden und die zu beteiligenden außerstädtischen 
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Fachbehörden gleichermaßen.  

 

c) Neue gesetzliche Rahmenbedingungen 

 

Als aktuelles Beispiel einer nur vermeintlichen Verbesserung zur Beschleunigung immissions-

rechtlicher Genehmigungsverfahren bei der Umsetzung von EU-Recht ist die Neufassung des 

BImSchG vom 03.07.2024 (BGBl. 2024 Nr. 255 vom 08.07.2024).   

Bei diesem – als anschauliches Beispiel für eine in dieser Hinsicht missglückte Gesetzgebung 

- Gesetz wurde entgegen dem Rat diverser Träger öffentlicher Belange wie z.B. Deutscher 

Städtetag, die grundsätzlich begrüßenswerte Intention der Verfahrensbeschleunigung teilweise 

durch über das Ziel hinausschießende überbordende bürokratische Verfahrensregelungen im 

Ergebnis ins Gegenteil verkehrt. Durch die Einführung einer Berichtspflicht an die Aufsichtsbe-

hörden bei Verzögerungen bei den gesetzlichen Fristen (siehe § 10 Abs. 5 S. 8 BImSchG) 

entstehen Mehraufwände bei der Behördenkommunikation oder es werden Personalkapazitä-

ten gebunden, um diesen Berichtspflichten ohne Mehrwert für den stringenten Verfahrensab-

lauf nachzukommen. Durch die nun gesetzlich geforderten Berichte wird auch kein einziges 

Genehmigungsverfahren beschleunigt werden können; das Gegenteil wird der Fall sein, weil 

dringend erforderliche Kapazitäten nicht auf die eigentliche, behördliche Prüftätigkeit gelenkt 

werden können.  

Gleiches gilt für die Einführung, bei Genehmigungsverfahren ein behördenexternes Projekt-

management zu installieren (vgl. § 2b 9. BImschV). Auch dieses trägt gerade nicht dazu bei, 

den ohnehin hohen Verwaltungsaufwand zu reduzieren. Projektmanagerleistungen müssen 

aufwendig ausgeschrieben werden, was wiederum Zeit beansprucht, und Projektmanager 

müssen im Verlauf des Genehmigungsverfahrens aktiv betreut werden; dies stellt eine weitere 

Schnittstelle in den Arbeitsprozessen dar, die verzichtbar erscheint. 

 

 

 

 

 

gez.  

 




